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    Zur Diskussion gestellt

			Die Zukunft Europas gestalten

			Der europäische Einigungsprozess ist ins Stocken geraten. Die wirtschaftliche Entwicklung in den Ländern der Europäischen Union geht auseinander. Die Unzufriedenheit mit der EU nimmt vielerorts zu. Populistische und nationalistische Parteien gewinnen an Einfluss. Zudem steht die Europäische Union heute vor deutlich größeren Herausforderungen als noch vor einigen Jahren: Die Eurokrise, die Migrationskrise, der Klimawandel, der Brexit und ein verändertes internationales Umfeld durch den Rückzug der USA und der angestrebten Führungsrolle Chinas in Wirtschaft und Technologie verlangen neue Lösungsansätze. Europa muss sich in der veränderten Welt neu positionieren. Die Europawahl bietet die Chance für eine Neuorientierung:  

			Die Reform der Europäischen Währungsunion muss weitergehen

			Clemens Fuest

			Die Eurozone ist nach wie vor fragil und krisenanfällig, deshalb gehört die Reform der Europäischen Währungsunion zu den wichtigsten Herausforderungen. Reformen für die Eurozone sollten Versicherungselemente und Marktdisziplin gleichzeitig stärken. Ein solches Reformkonzept umfasst unter anderem eine Verpflichtung zur Eigenkapitalunterlegung von Klumpenrisiken in Staatsanleihen, das Ersetzen der Defizitregel durch eine Ausgabenregel, kombiniert mit der Einführung von nachrangigen Staatsanleihen (Accountability Bonds) zur Regeldurchsetzung und eine fiskalische Kapazität, die Mitgliedstaaten unterstützt, die von großen ökonomischen Schocks getroffen werden.

			Auf dem Weg zur Sozialunion?

			Andreas Peichl und Mathias Dolls

			In den vergangenen Jahren sind verschiedene Initiativen zur Stärkung des »sozialen Europas« verfolgt worden. Eine Angleichung oder Zentralisierung nationaler Sozialpolitiken ist jedoch aus Gründen der Subsidiarität nicht erstrebenswert. Die Europäische Kommission sollte im Rahmen des Europäischen Semesters weiterhin eine beratende Rolle einnehmen, jedoch sollten Reforminitiativen aus den Mitgliedstaaten selbst kommen.

			Brauchen wir eine aktive europäische Industriepolitik?

			Oliver Falck

			Die Forderung nach der Schaffung europäischer Champions, die Förderung einzelner Technologien oder die Einführung einer europäischen Digitalsteuer sind falsche Antworten auf die Herausforderungen des sich verändernden Wettbewerbs. Die EU sollte sich vielmehr für Maßnahmen zur Marktöffnung und Reziprozität einsetzen und internationale Wertschöpfungsketten durch Handelsabkommen sichern.

			

			Wunsch und Wirklichkeit – die langfristige Klimastrategie der Europäischen Union 

			Karen Pittel

			Aktuellen Schätzungen zufolge könnte die EU ihr Klimaziel von 20% Emissionsminderung bis 2020 erreichen. Um allerdings Treibhausgasneutralität bis 2050 zu erreichen, müssen weitere Maßnahmen ergriffen werden. Notwendig ist eine umfassende Bepreisung von Treibhausgasemissionen der bisher nicht vom EU-Emissionshandelssystem erfassten Emissionen und negative Emissionen, die aus der Schaffung von CO2-Senken oder dem Einsatz von CCS-Technologien zur CO2-Abscheidung und -Speicherung resultieren.

			Migration von Arbeitskräften und Integrationspolitik: Was kann und sollte Europa tun?

			Panu Poutvaara

			Die Alterung der Bevölkerung ist eine große Herausforderung für die Europäische Union. Kurz- und mittelfristig stellt die internationale Migration eine Lösung dar. Durch ein zweigleisiges Zuwanderungssystem, das aus einem marktbasierten Einwanderungskanal und einem Punktesystem besteht, kann Deutschland und Europa für qualifizierte Migranten attraktiver werden.

			Strukturpolitik der Europäischen Union: Mehr Subsidiarität wagen! 

			Joachim Ragnitz

			Die grundlegenden Mechanismen der EU-Kohäsionspolitik sollten nochmals überprüft und dabei insbesondere dem Subsidiaritätsprinzip wieder mehr Nachdruck verliehen werden.

			Kommentar

			Fallstricke der Armutsdebatte 

			Georg Cremer

			Von den Vorstellungen über Armut hängt ab, wie Maßnahmen zur materiellen Besserstellung armer Personen oder zur Erhöhung ihrer Teilhabechancen bewertet werden. Georg Cremer, ehemaliger Generalsekretär des Deutschen Caritasverbandes e. V., zeigt, dass einige Armutsindikatoren, beispielsweise die Verwendung der Zahl der Grundsicherungsbezieher, problematisch sind. Eine Debatte zu geeigneten Armutsindikatoren ist notwendig.

			Daten und Prognosen

			ifo Migrationsmonitor

			Einblicke in die internationale Migration: Chancen und Herausforderungen

			Tanja Stitteneder

			Der Artikel gibt einen Überblick über aktuelle Zahlen, die sozioökonomischen Eigenschaften der wandernden Bevölkerung sowie die Migrationsgründe und zeigt die Chancen und Herausforderungen auf, mit denen sich Politik und Forschung auf diesem Gebiet konfrontiert sehen. 

			Zu den Ergebnissen der Steuerschätzung vom Mai 2019

			Abschwung dämpft erwartetes Steueraufkommen – Spielräume bestehen weiterhin

			Marcell Göttert

			Im Mai 2019 hat der Arbeitskreis »Steuerschätzungen« seine Steueraufkommensprognose deutlich nach unten revidiert. Im laufenden Jahr rechnet der Arbeitskreis mit Mindereinnahmen von fast 11 Mrd. Euro. Im kommenden Jahr sollen die Mindereinnahmen ca. 23 Mrd. Euro und in den darauffolgenden Jahren ca. 30 Mrd. Euro betragen. 

			ifo Weltwirtschaftsklima erholt sich etwas

			Ergebnisse des 144. World Economic Survey (WES) für das zweite Quartal 2019

			Dorine Boumans und Johanna Garnitz

			Das ifo Weltwirtschaftsklima hat sich leicht erholt. Der Indikator stieg im zweiten Quartal, nachdem er zuvor viermal in Folge zurückgegangen war. Im Jahresverlauf dürfte sich damit die Weltkonjunktur allmählich wieder festigen.

			Im Blickpunkt

			Gesamtwirtschaftliche Überauslastung nimmt weiter ab

			Klaus Wohlrabe und Timo Wollmershäuser

			Die ifo Kapazitätsauslastung der Gesamtwirtschaft ist im April 2019 auf 88,0% gesunken, von zuvor 88,3%. Dies ergab eine Auswertung von ca. 7 000 Meldungen von Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes, des Bauhauptgewerbes und des Dienstleistungssektors (ohne Handel, Kreditgewerbe, Leasing, Versicherungen und Staat) im Rahmen der regelmäßigen ifo Konjunkturumfragen. 

		


		
			Die Zukunft Europas gestalten

		

		
			Der europäische Einigungsprozess ist ins Stocken geraten. Die wirtschaftliche Entwicklung in den Ländern der Europäischen Union geht auseinander. Die Unzufriedenheit mit der EU nimmt vielerorts zu. Populistische und nationalistische Parteien gewinnen an Einfluss. Zudem steht die Europäische Union heute vor deutlich größeren Herausforderungen als noch vor einigen Jahren: Die Eurokrise, die Migrationskrise, der Klimawandel, der Brexit und ein verändertes internationales Umfeld durch den Rückzug der USA und der angestrebten Führungsrolle Chinas in Wirtschaft und Technologie verlangen neue Lösungsansätze. Europa muss sich in der veränderten Welt neu positionieren. 
Vom 23. bis 26. Mai 2019 sind mehr als 500 Millionen EU-Bürger aufgerufen, ein neues Europäisches Parlament zu wählen. Die Europawahl bietet die Chance für eine Neuorientierung. Wie sollte sich die Europäische Währungsunion weiterentwickeln, ist eine Europäische Sozialunion wünschenswert? Brauchen wir eine aktive europäische Industriepolitik? Welche langfristige Klimastrategie sollte die Europäische Union verfolgen? Wie kann die Integration von Migranten in die Arbeitsmärkte gelingen, und wie sollte die Strukturpolitik umgestalten werden? Zu diesen zentralen Fragen gibt das ifo Institut Handlungsempfehlungen.
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			Clemens Fuest*

			Die Reform der Europäischen Währungsunion muss weitergehen

			
			Die Eurozone ist nach wie vor fragil

			Unter den Herausforderungen, vor denen die Europäische Union steht, gehört die Reform der Europäischen Währungsunion zu den wichtigsten. In der Öffentlichkeit ist in den letzten Jahren der Eindruck entstanden, die Verschuldungskrise im Euroraum sei überwunden. In der Tat haben sich einige Mitgliedstaaten, die im Brennpunkt der Krise standen, seitdem wirtschaftlich erholt, darunter Irland, Spanien und Portugal. Trotzdem sind die Nachwirkungen der Krise immer noch spürbar. Die Eurozone insgesamt hat sich nach der globalen Finanzkrise deutlich langsamer erholt als andere Industriestaaten, sowohl bezüglich des Wirtschaftswachstums als auch der Beschäftigung (vgl. Abb. 1 und 2). 



   			 Abb. 1
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   			 Abb. 2
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			Nach dem Einbruch in der globalen Finanzkrise und den Erschütterungen der Verschuldungskrise im Euroraum haben sich die europäischen Volkswirtschaften sehr unterschiedlich erholt (vgl. Abb.3). Griechenland ist nach wie vor weit von der Wirtschaftsleistung vor der Krise entfernt. Auch Italien hat sich kaum erholt und liegt heute nur bei etwa 95% der Wirtschaftsleistung des Jahres 2007. 



   			 Abb. 3
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			Die jüngsten Entwicklungen in Italien, vor allem der Streit über die Verschuldungspolitik der italienischen Regierung, der Anstieg der Renditen auf italienische Staatsanleihen, der Streit über die Verwendung öffentlicher Mittel bei der Sanierung einiger italienischer Banken und der neuerliche wirtschaftliche Abschwung des Landes, erinnern daran, dass die Institutionen der Eurozone nach wie vor fragil und krisenanfällig sind. 

			Wirtschaftspolitische Reformen im Euroraum: Divergierende Perspektiven

			Die europäische Politik hat seit dem Ausbruch der Verschuldungskrise im Euroraum eine Vielzahl von Maßnahmen ergriffen, um die Stabilität der Staatsfinanzen und des Bankensystems in der Währungsunion zu sichern. Dazu gehören die Schaffung des »Rettungsschirms« ESM, die Gründung der Europäischen Bankenunion und die Ausdehnung der Politikkoordination im Rahmen des »Europäischen Semesters«. 

			Viele dieser Schritte weisen in die richtige Richtung. Trotzdem ist die Eurozone nach wie vor krisenanfällig, und die Differenzen über die notwendigen Reformen erscheinen kaum überwindbar. 

			Die höher verschuldeten und von der Eurokrise besonders betroffenen Länder betonen, dass es notwendig sei, Absicherungsmechanismen auszuweiten und Vorkehrungen zu treffen, um Mitgliedstaaten zu helfen, die in Krisen geraten oder am besten zu verhindern, dass derartige Krisen überhaupt ausbrechen. Sie fordern die Einführung einer europäischen Einlagensicherung, die verhindern soll, dass es bei wirtschaftlichen Schwierigkeiten einzelner Mitgliedstaaten zu einem Run auf die Banken des Landes kommt. Eine weitere Forderung betrifft die Schaffung einer »fiskalischen Kapazität«, also eines europäischen Budgets, das Ländern hilft, die von Krisen getroffen werden. Eine derzeit intensiv diskutierte Form der fiskalischen Kapazität wäre eine europäische Arbeitslosenversicherung, die zwar nicht direkt individuelle Beschäftigte versichert, aber Mitgliedstaaten bzw. deren nationale Arbeitslosenversicherungen unterstützt.

			Die niedriger verschuldeten und von der Eurokrise weniger stark getroffenen Staaten, allen voran Deutschland, beklagen dagegen als unzureichend angesehene Reformanstrengungen in den »Krisenstaaten« und fordern mehr Eigenverantwortung. Sie weisen Sicherungsmechanismen wie eine gemeinsame Einlagensicherung für Bankguthaben oder eine fiskalische Kapazität zur Abfederung von wirtschaftlichen Einbrüchen in einzelnen Mitgliedstaaten zurück. Sie befürchten, dass dadurch Anreize für eine solide Wirtschafts- und Finanzpolitik untergraben werden und verweisen darauf, dass sie in der letzten Krise bereits umfangreiche Hilfskredite für andere Länder finanzieren mussten. 

			Beide Perspektiven haben ihre Berechtigung. Gleichzeitig ist es für beide Seiten mit erheblichen Nachteilen verbunden, wenn die Gegensätze zu einem Stillstand der Reformen führen. Die Eurozone insgesamt kann ihr Wachstumspotenzial nur ausschöpfen, wenn die Rahmenbedingungen so gestaltet sind, dass sie Stabilität und Anreize für eine solide Wirtschafts- und Finanzpolitik miteinander verbinden. Hinzu kommt, dass in der Debatte über die Zukunft der Währungsunion häufig zu kurz gedacht wird. So ist in Deutschland die Auffassung verbreitet, dass sich die deutschen Steuerzahler am besten davor schützen können, für Schulden anderer Staaten haften zu müssen, wenn man strikt auf die Einhaltung der Verschuldungsregeln pocht und Sicherungsmechanismen wie eine fiskalische Kapazität oder eine europäische Einlagensicherung für Banken zurückweist. 

			Das ist zu kurz gedacht, weil vergessen wird, dass die Ankündigung, in Krisensituationen für Schulden anderer Staaten nicht zu haften, nicht glaubwürdig ist. Sie ist vor allem deshalb nicht glaubwürdig, weil viele Banken in erheblichem Umfang heimische Staatsanleihen halten, ohne dass hinreichend Eigenkapital, das eventuelle Verluste aus Investitionen in Staatsanleihen auffangen könnte, vorhanden ist. Wenn diese Anleihen ausfallen, droht deshalb eine Bankenkrise mit massiven Auswirkungen auf die Realwirtschaft. Derartige Krisen machen nicht an nationalen Grenzen halt, wie die globale Finanzkrise des Jahres 2008 gezeigt hat. Wegen dieser Gefahren würde im Fall eines neuerlichen Ausbruchs der Eurokrise auch die deutsche Politik voraussichtlich neuen Hilfsprogrammen mit umfangreichen ökonomischen und politischen Risiken zustimmen und die EZB ermutigen, ihrerseits fiskalpolitische Maßnahmen, wie im Rahmen des OMT-Programms vorgesehen, zu ergreifen, um die Krise einzudämmen. Unter den derzeit in der Eurozone herrschenden institutionellen Bedingungen ist die Vorstellung, Deutschland sei vor der Übernahme neuer Haftungsrisiken geschützt, wenn man nur die Schaffung neuer Absicherungsmechanismen zurückweist, eine Illusion.1  

			Das Konzept der deutsch-französischen Ökonomengruppe: Solidarität und Marktdisziplin verbinden

			Zu Beginn des Jahres 2018 hat die sogenannte deutsch-französische Ökonomengruppe (vgl. Bénassy-Quéré et al. 2018) ein Reformkonzept für die Eurozone vorgelegt, dessen Kern darin besteht, durch eine ausgewogene Kombination von Elementen der gegenseitigen Versicherung und der gezielten Nutzung von Marktdisziplin Stabilität und Eigenverantwortung in der Eurozone zu stärken und das Risiko unkalkulierbarer Haftung für andere Staaten einzudämmen. Das Konzept besteht aus den folgenden sechs Bausteinen:

			
					Durch eine Verpflichtung zur Eigenkapitalunterlegung von Klumpenrisiken in Staatsanleihen wird verhindert, dass Banken in hohem Umfang und ohne hinreichendes Eigenkapital Staatsanleihen kaufen. Der Abbau notleidender Kredite im Bankensystem wird beschleunigt. Darüber hinaus wird die Glaubwürdigkeit des Bailin privater Kapitalgeber von Banken gestärkt. Eine europäische Einlagensicherung wird in Form einer Rückversicherung eingeführt, mit effektiven Vorkehrungen gegen Moral Hazard und unerwünschte Umverteilungswirkungen. Dazu werden länderspezifische Risikoprämien erhoben, erste Verluste werden außerdem von nationalen Kammern innerhalb des europäischen Systems getragen. Europäische Absicherungstöpfe stehen nur dann zur Verfügung, wenn die Verluste so groß sind, dass sie nicht national getragen werden können. Außerdem wird die Integration sowohl der Banken als auch der Kapitalmärkte innerhalb der Eurozone vertieft, um mehr grenzüberschreitende private Risikoteilung zu erreichen. Die gegenseitige finanzielle Abhängigkeit der Mitgliedstaaten und ihrer Banken wird damit weitgehend aufgehoben. 

					Die Fiskalregeln in der Eurozone sind vielfach aufgeweicht worden, gleichzeitig werden sie kaum eingehalten. Finanzielle Sanktionen gegen Staaten, die diese Regeln überschreiten, sind zwar theoretisch möglich, in der Praxis werden sie aber nie verhängt. Sie entfalten außerdem prozyklische Wirkung. Die Regeln werden wie folgt reformiert. An die Stelle der Defizitregel tritt eine Ausgabenregel, die vorsieht, dass das Wachstum der Staatsausgaben nicht höher sein darf als die mittelfristige Wachstumsrate des Bruttoinlandsprodukts. Bei Staaten, deren Schuldenstand bei über 60% des Bruttoinlands­produkts liegt, müssen die Staatsausgaben langsamer steigen, damit sich der Schuldenstand dem Niveau von 60% nähert. Mehrausgaben sind nur zulässig, wenn sie durch entsprechende Steuererhöhungen finanziert sind. Steuersenkungen müssen durch Ausgabensenkungen gegenfinanziert sein. Wenn ein Land die Ausgabengrenzen überschreitet, muss der überschießende Betrag durch nachrangige Staatsanleihen (Accountability Bonds2) finanziert werden. Das stärkt die Disziplinierung der Fiskalpolitik durch die Finanzmärkte.

					Stärkung des institutionellen und rechtlichen Rahmens für eine Restrukturierung von Staatsschulden in Fällen der Überschuldung einzelner Mitgliedstaaten. Dazu gehören verbesserte Vorkehrungen gegen eine Kreditvergabe des ESM an Staaten ohne vorangehende, realistische Überprüfung der Schuldentragfähigkeit. Das stärkt nicht nur die Glaubwürdigkeit der No-Bail­out-Klausel und die Wirksamkeit der Marktdisziplin. Es wird außerdem verhindert, dass stark überschuldete Staaten wie Griechenland dauerhaft mit Schulden belastet werden, die so hoch sind, dass eine wirtschaftliche Erholung des Landes unmöglich wird. 

					Eine fiskalische Kapazität, die Mitgliedstaaten unterstützt, die von großen ökonomischen Schocks getroffen werden, die im Normalzustand aber nicht aktiv ist. Auslöser für Hilfen wäre ein massiver Anstieg der Arbeitslosigkeit, beispielsweise ein Anstieg der Arbeitslosenquote um 2 Prozentpunkte innerhalb eines Jahres. Die Hilfe besteht in einer einmaligen Zahlung. Dauerhafte Transfers, die nur in eine Richtung gehen, sind ausgeschlossen. Normale Konjunkturschwankungen können von nationalen automatischen Stabilisatoren aufgefangen werden. Gegenseitige Versicherung ist nur dann sinnvoll, wenn sie in Fällen größerer wirtschaftlicher Einbrüche aktiv wird. Dabei haben Länder nur dann Anspruch auf Transfers, wenn sie sich an die Fiskalregeln halten.

					 Ein »Safe Asset« für den Euroraum. Durch regulatorische Änderungen soll es möglich werden, eine neue Form sehr sicherer Finanzaktiva zu schaffen. Dabei geht es um Aktiva, die durch ein diversifiziertes Portfolio an Staatsanleihen der Mitgliedstaaten der Eurozone abgesichert sind. Durch die Aufspaltung dieser Aktiva in Tranchen unterschiedlicher Seniorität würde die Tranche mit der höchsten Seniorität ein sehr hohes Niveau an Sicherheit bieten. Entscheidend ist, dass hier keinerlei Solidarhaftung unter den Mitgliedstaaten entsteht. Eine Herausforderung besteht sicherlich darin sicherzustellen, dass diese Gemeinschaftshaftung auch dauerhaft ausgeschlossen wird. Es muss also gewährleistet sein, dass beispielsweise die EZB keinesfalls durch den Aufkauf von nachrangigen Tranchen eine De-facto-Gemeinschaftshaftung herbeiführt. Es sollten auch ausschließlich private Finanzinstitutionen das Recht haben, dieses Safe Asset zu emittieren. 

					Die Rollen der Analyse und Überwachung der Fiskalpolitiken der Mitgliedstaaten sollten von der Rolle dessen getrennt werden, der entscheidet, ob Sanktionen ergriffen werden. Bislang liegen beide Funktionen bei der Europäischen Kommission, was zu Intransparenz führt und Glaubwürdigkeit untermauert.

			

			Wie in Bénassy-Quéré et al. (2018) näher erläutert wird, würde diese Kombination aus Sicherheitsnetzen und verstärkter Disziplinierung der nationalen Fiskalpolitiken durch Märkte die Stabilität der Eurozone erhöhen sowie die Effizienz der Kapitalallokation und damit die Wachstumschancen steigern. Eine solche Reform würde aber auch zu mehr Eigenverantwortung und Disziplin führen, weil eine Restrukturierung von Staatsanleihen bei Überschuldung deutlich glaubwürdiger wäre als bislang, im Wesentlichen aus vier Gründen: Erstens würden die Versicherungsmechanismen der fiskalischen Kapazität und der Einlagensicherung die mit einem staatlichen Insolvenzverfahren unvermeidlich einhergehenden Erschütterungen – erheblichen Einbußen bei den Inhabern von Staatsanleihen – abfedern helfen. Zweitens würde ein ausformuliertes Insolvenzverfahren mehr Rechtssicherheit und Transparenz schaffen. Drittens würden durch die Existenz nachgeordneter Staatsanleihen (Accountability Bonds) Ausfälle bei öffentlichen Schuldnern weniger singulär und weniger riskant, da sich ein großer Teil der Ausfälle voraussichtlich auf ein kleines Marktsegment beschränken würde. Viertens, und dieser Punkt ist besonders wichtig, würden Banken in weitaus geringerem Umfang Staatsanleihen der heimischen Regierung halten.

			 Bei alldem ist hervorzuheben, dass es sich hier um ein sorgfältig ausbalanciertes Reformkonzept handelt. Einzelne Elemente herauszubrechen und umzusetzen, kann die Balance stören und mehr Schaden als Nutzen anrichten. Beispielsweise wäre die Einrichtung einer Einlagensicherung ohne entsprechende Fortschritte bei der Eigenkapitalunterlegung von Staatsanleihen ein Fehler. Der Ausbau der Versicherungsmechanismen sollte keinesfalls ohne substanzielle Schritte zur Stärkung der Marktdisziplin unternommen werden.

			Fazit

			Die europäische Politik vermittelt derzeit den Eindruck, als sei die Energie für Reformen der Eurozone erschöpft. Das wäre gefährlich, denn die Währungsunion braucht weitere Reformen, damit sich ihre Mitgliedstaaten einschließlich Deutschland wirtschaftlich optimal entwickeln und künftige Krisen gut überstehen können. 

			Die Frage liegt nahe, ob ein Reformpaket, wie es hier skizziert wurde, auch dann empfehlenswert ist, wenn es unter den Mitgliedstaaten Konflikte gibt, wie etwa den aktuellen Konflikt über die Fiskalpolitik zwischen der italienischen Regierung und dem Rest der Eurozone. Die Antwort lautet, dass auch unter dem skizzierten neuen institutionellen Rahmen Versicherungsmechanismen nur unter der Bedingung Leistungen gewähren, dass sich die Staaten, die Hilfen beanspruchen, an die vereinbarten Regeln halten. Derzeit könnte Italien auch bei einem wirtschaftlichen Schock, der das Land trifft, keine Hilfen aus der fiskalischen Kapazität erhalten, weil das Land gegen vereinbarte fiskalische Regeln verstößt. Der Vorteil des Reformpakets besteht also gerade darin, dass seine Funktion nicht vom Wohlverhalten aller Mitgliedstaaten abhängig ist. Gleichwohl ist klar, dass eine stabile Eurozone dauerhaft nicht funktionieren kann, ohne dass vor allem unter den großen Mitgliedstaaten ein Grundkonsens über die Funktionsweise der gemeinsamen Währungsunion besteht. Insofern ist es nicht von der Hand zu weisen, dass die aktuellen Differenzen zwischen Italien und seinen europäischen Partnern die Reformen in der Eurozone erheblich erschweren.

			Dennoch sollte nicht übersehen werden, dass mehr Stabilität und Wachstum in der Eurozone durch Reformen auf europäischer Ebene allein nicht zu erreichen sind. Ohne Reformanstrengungen und Bemühungen um solide Fiskalpolitik auf nationaler Ebene kann die europäische Wirtschaft nicht prosperieren.
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Endnoten



        * Prof. Dr. Dr. h.c. Clemens Fuest ist Präsident des ifo Instituts und Professor für Volkswirtschaftslehre, Seminar für Nationalökonomie und Finanzwissenschaft, an der Ludwig-Maximilians-Universität München.

		


			
				
					1	Das zeigt sich nicht zuletzt an der ungelösten Problematik der Target-Salden, durch die vor allem Deutschland erheblichen Risiken ausgesetzt ist, vgl. dazu etwa Fuest und Sinn (2018). 

				

				
					2	Vgl. dazu Fuest und Heinemann (2017).
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			Mathias Dolls* und Andreas Peichl**

			Auf dem Weg zur Sozialunion?

			
			Zur politischen Debatte einer Europäischen Sozialunion

			In den vergangenen Jahren sind verschiedene Initiativen zur Stärkung des »sozialen Europas« verfolgt worden. Historisch hat sich die Sozialpolitik in Europa lange Zeit relativ eng an den Erfordernissen der Binnenmarktintegration ausgerichtet (wie z.B. Arbeitsmarktmobilität durch die Entsenderichtlinie). Gleichzeitig gibt es höchst unterschiedliche soziale Standards in den Mitgliedstaaten, insbesondere seit der Osterweiterung der EU, und es stellt sich die Frage, ob und in welchem Ausmaß soziale Konvergenz im gemeinsamen Binnenmarkt erstrebenswert ist. Die BürgerInnen richten verstärkt die Erwartung an Europa, die soziale Dimension aktiv zu stärken: So erachtet eine Mehrheit laut Eurobarometer (2017) die Herstellung »vergleichbarer Lebensstandards« als eine besonders wichtige Aufgabe der EU.

			Die Europäische Kommission veröffentlichte im April 2017 ein Reflexionspapier zur sozialen Dimension Europas und im Mai 2017 ein Reflexionspapier zur Vertiefung der Wirtschafts- und Währungsunion (Europäische Kommission 2017b; 2017c). Soziale Konvergenz und Fairness werden in beiden Papieren als wichtiges Leitprinzip zur Stärkung der Eurozone postuliert. Am 17. November 2017 wurde die Europäische Säule sozialer Rechte in Göteborg ausgerufen. Sie definiert 20Grundsätze und Rechte in den Bereichen »Chancengleichheit und Arbeitsmarktzugang«, »Faire Arbeitsbedingungen« und »Sozialschutz und soziale Inklusion« (vgl. Europäische Kommission 2017a). Frankreichs Präsident Emmanuel Macron forderte unlängst in seinem in 28 europäischen Zeitungen erschienenen Aufruf zur Europawahl ein Rahmenwerk für einen europaweiten Mindestlohn. Andere Forderungen beinhalten eine Angleichung der Grundsicherungssysteme durch verpflichtende Mindeststandards für die Mitgliedstaaten.

			Diese politischen Initiativen werfen wichtige Fragen über die zukünftige Ausgestaltung der Sozialpolitik in der Europäischen Union auf: Ist eine Koordinierung nationaler Sozialpolitiken notwendig, und welche Argumente sprechen für und gegen die Etablierung von Mindeststandards? Sind höhere soziale Standards in der Eurozone notwendig, um die Währungsunion krisenfester zu gestalten? Dieser Beitrag diskutiert die Rolle der Sozialpolitik aus ökonomischer Perspektive und leitet politische Handlungsempfehlungen ab.

			Stabilisierungswirkungen durch Steuer- und Transfersysteme bei Arbeitslosigkeitsschocks

			Aus ökonomischer Sicht kommt der Sozialpolitik bei der Abfederung makroökonomischer Schocks eine zentrale Rolle zu. In den meisten EU-Mitgliedstaaten basiert der Schutz gegen Arbeitslosigkeit durch die Sozialsysteme auf zwei Säulen: der Arbeitslosenversicherung und der Grundsicherung. Während der Zugang zur Grundsicherung als letzte Auffanghilfe oftmals keinen Konditionalitäten unterliegt, hängt der Anspruch auf Zahlungen aus der Arbeitslosenversicherung in der Regel von der Existenz und Dauer einer vorangegangenen sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung ab. 

			Die Stabilisierungswirkung der Sozialsysteme unterscheidet sich sehr stark zwischen den EU-Mitgliedstaaten. Basso et al. (2010) zeigen etwa, dass Beschäftigte mit dem höchsten Risiko, arbeitslos zu werden, in vielen EU-Staaten oftmals keinen Anspruch auf Arbeitslosentransfers haben. Dolls et al. (2012a) vergleichen die automatische Stabilisierungswirkung der Steuer- und Transfersysteme in Europa und den USA in der Finanz- und Wirtschaftskrise und finden eine höhere (automatische) Stabilisierungswirkung in der EU aufgrund generöserer Arbeitslosentransfers. 

			Dolls et al. (2019b) untersuchen die automatischen Stabilisatoren in den EU-Mitgliedstaaten für den Zeitraum 2007–2014 und zeigen, dass die Heterogenität zwischen den Ländern nach wie vor sehr hoch ist.1 Die Autoren berechnen Stabilisierungskoeffizienten, die angeben, welcher Anteil eines hypothetischen Arbeitsmarktschocks von den je­­weiligen Steuer- und Transfersystemen abgefedert wird. Abbildung 1 zeigt auf der y-Achse Stabilisierungs­koeffizienten für das Jahr 2007, die Differenz der Stabilisierungskoeffizienten der Jahre 2007 und 2014 ist auf der x-Achse abgetragen. 
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			Die Abbildung zeigt, dass die Stabilisierungskoeffizienten für 2007 in einer Spanne zwischen 0,17 (Zypern) bis 0,65 (Belgien) liegen. Die durchschnittliche Stabilisierung in der Eurozone beträgt 0,42, in der EU 27 0,44. Stabilisierungskoeffizienten in skandinavischen und westeuropäischen Ländern liegen in den meisten Fällen über dem EU-Durchschnitt, während süd- und osteuropäische Länder oftmals unterdurchschnittliche Werte für die Stabilisierungskoeffizienten aufweisen.

			Die Analysen von Dolls et al. (2010; 2012a; 2012b; 2019b) zeigen auch, dass Länder mit höheren automatischen Stabilisatoren besser durch die Finanz- und Wirtschaftskrise gekommen sind. Hierbei handelt es sich zwar nur um eine Korrelation und keinen kausalen Effekt. Gleichwohl erscheint eine Stärkung der automatischen Stabilisatoren sinnvoll, da stärkere Stabilisatoren weniger diskretionäre Politikeingriffe erfordern, die oft nur mit einer erheblichen Zeitverzögerung wirken. Einheitliche Mindeststandards erhöhen nun tendenziell die Stabilisatoren – zumindest in den Ländern, die vorher unter diesen Standards lagen. Gleichwohl ist auch zu berücksichtigen, dass es Gründe (z.B. politische Ökonomie, soziale Normen, Umverteilungspräferenzen usw.) für niedrige Standards in manchen Ländern gibt. Aus Subsidiaritätsgründen sind daher dezentrale Lösungen vorzuziehen.

			Stabilisierungsgewinne durch eine europäische Arbeitslosen-(rück-)versicherung?

			In der Debatte zur Europäischen Sozialunion wird auch immer wieder der Vorschlag einer gemeinsamen europäischen Arbeitslosenversicherung diskutiert.2 Befürworter heben hervor, dass sie nicht nur ein Instrument zur Abfederung asymmetrischer Schocks in der Eurozone sei, sondern auch die soziale Dimension Europas stärke (vgl. Andor2016). Kritiker dieses Vorschlags betonen dagegen, dass eine gemeinsame Arbeitslosenversicherung gegen das Subsidiaritätsprinzip verstoße und vielmehr Verbesserungen bei nationalen Arbeitslosenversicherungssystemen anzustreben seien (vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der Finanzen 2016). 

			Aktuelle Politikvorschläge in diesem Bereich zielen deshalb eher auf ein Arbeitslosenückversicherungsmodell, bei dem die nationalen Arbeitslosenversicherungssysteme in Krisenzeiten durch einen Fonds gestützt werden können (vgl. unter anderem Bénassy-Quéré et al. 2018; Dullien et al. 2018). Das ifoInstitut hat mögliche Stabilisierungs- und Verteilungswirkungen solch einer Arbeitslosenrückversicherung in einer aktuellen Studie evaluiert (Dolls 2019). Die analysierte Rückversicherung wird in Zeiten rückläufiger Arbeitslosigkeit durch Beitragszahlungen der Mitgliedsländer finanziert, während Zahlungen an nationale Arbeitslosenversicherungen nur bei großen Arbeitsmarktschocks erfolgen. Zum einen muss die Arbeitslosenquote in einem Mitgliedsland oberhalb des Durchschnitts der vergangenen Jahre liegen. Gleichzeitig muss innerhalb eines Jahres ein starker Anstieg der Arbeitslosenquote, zum Beispiel um 1oder 2 Prozentpunkte, vorliegen, um Zahlungen aus der Rückversicherung zu aktivieren. 

			Die Simulationen in Dolls (2019) zeigen, dass eine so ausgestaltete Arbeitslosenrückversicherung große Arbeitsmarktschocks und die damit verbundenen Einkommensverluste der Beschäftigten seit Einführung des Euro durchschnittlich um 15–25% abgefedert hätte (vgl. Tab. 1, Spalten »Interreg«). Die Stabilisierungseffekte wären durch das interregionale Glättungspotenzial der Rückversicherung erzielt worden, das durch unterschiedlich verlaufende Arbeitsmarktschwankungen in den Mitgliedstaaten entsteht. Das intertemporale Stabilisierungspotenzial einer durchschnittlichen nationalen Arbeitslosenversicherung lag in dem betrachteten Zeitraum im Durchschnitt bei 16–27%.
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							Die Tabelle zeigt durchschnittliche interregionale Glättungseffekte einer Arbeitslosenrückversicherung (Spalten »Interreg«) sowie durchschnittliche intertemporale Glättungseffekte (Spalten »Intertemp«) einer durchschnittlichen nationalen Arbeitslosenversicherung in der Eurozone für Schwellenwerte von 1 bzw. 2 Prozentpunkten in der Aktivierungsregel (»Trigger: 1 p.p.« und »Trigger: 2 p.p.«).
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			Politische Handlungsempfehlungen

			Die aufgezeigten Unterschiede in den Stabilisierungswirkungen der Steuer- und Transfersysteme in der EU legen nahe, dass weiterhin Potenzial zur Stärkung nationaler automatischer Stabilisatoren besteht. Die Arbeitslosenversicherung und auch die Grundsicherung sind dabei von zentraler Bedeutung, da der Anteil der liquiditätsbeschränkten Haushalte unter den Bezugsberechtigten vergleichsweise hoch ist und durch eine Stärkung dieser Systeme große Nachfragestabilisierungswirkungen erzielt werden können. Eine Angleichung oder Zentralisierung nationaler Sozialpolitiken ist aus unserer Sicht jedoch aus Gründen der Subsidiarität nicht erstrebenswert. 

			Die Europäische Kommission sollte im Rahmen des Europäischen Semesters weiterhin eine beratende Rolle einnehmen. Initiativen wie das »Social Scoreboard«, das Fortschritte in verschiedenen Dimensionen der Sozialpolitik misst, sind zu begrüßen, jedoch sollten Reforminitiativen aus Gründen der politischen Akzeptanz aus den Mitgliedstaaten selbst kommen. Das ifo Institut hat einen Vorschlag erarbeitet, wie ein Anreizsystem für Strukturreformen zur Förderung der Konvergenz in Europa ausgestaltet werden könnte (vgl. Dolls et al. 2019a). 

			Die in diesem Beitrag diskutierte Arbeitslosenrückversicherung würde keine Vereinheitlichung nationaler Arbeitslosenversicherungen implizieren und ist daher nicht primär als sozialpolitische Maßnahme zu sehen, auch wenn Zahlungen aus der Rückversicherung zweckgebunden für Arbeitslosenunterstützung erfolgen könnten. Eine Arbeitslosenrückversicherung stellt vielmehr ein mögliches fiskalisches Stabilisierungsinstrument für die Eurozone dar, das jedoch nicht isoliert eingeführt werden sollte, sondern nur als Bestandteil eines größeren Reformpakets, in dem sowohl Marktdisziplin als auch Risikoteilung gestärkt werden (vgl. hierzu auch Dolls et al. 2016; Bénassy-Quéré et al. 2018).
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					1	Dolls et al. (2012a) zeigen in einer Dekompositionsanalyse, dass diese Heterogenität im Wesentlichen auf die Steuer- und Transfersysteme zurückzuführen ist und nicht auf Unterschiede in den zugrunde liegenden Verteilungen zwischen den Ländern. 

				

				
					2	Vgl. z.B. Fuest und Peichl (2012), Bargain et al. (2013), Dolls et al. (2016), Dolls et al. (2018) und Vandenbroucke (2015, 2018) für eine Diskussion und Analysen verschiedener Vorschläge bis hin zu einer Fiskal- und Sozialunion. 
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			Brauchen wir eine aktive europäische Industriepolitik?

			
			Die Debatte um eine neue europäische Industriepolitik kommt nicht aus heiterem Himmel. Europa verliert mit dem bevorstehenden Austritt Großbritanniens aus der Europäischen Union ein auf marktwirtschaftlichen Prinzipien beharrendes Mitglied. Auf der anderen Seite des Atlantiks sind mit Donald Trump protektionistische und industriepolitische Debatten auf der amerikanischen politischen Agenda allgegenwärtig. Politische Berater orakeln, dass uns China mit seiner aggressiven Industriepolitik und seiner Marktabschottung wirtschaftlich und technologisch überholen wird und rufen nach vergleichbaren europäischen Gegenmaßnahmen. Den Befürwortern solcher Maßnahmen kommt die aktuelle Debatte um den 5G-Ausbau und die Dominanz des chinesischen Anbieters Huawei gerade recht, und sie schüren Ängste, dass uns China ausspionieren könnte. Gleichzeitig ist vielen die Dominanz der Internetgiganten aus den USA ein Dorn im Auge, auch wenn die Vorbehalte eher diffus sind und wir ihre Dienste täglich nutzen. Viele dieser komplexen Entwicklungen haben wir aber noch gar nicht richtig verstanden, so dass Rufe nach einfachen Antworten wie nach Protektionismus oder dem Imitieren der chinesischen Industriepolitik ebenso wie nach freiem Wettbewerb nicht angebracht erscheinen. Aber wie könnten richtige Antworten aussehen?

			Es gibt keine »One-size-fits-all«Industriepolitik

			Die neue Wachstumstheorie (vgl. Aghion und Howitt 1997) unterscheidet zwischen Ländern an der weltweiten Technologiegrenze und Ländern hinter der weltweiten Technologiegrenze. Länder an der Technologiegrenze können nur durch Innovationen wachsen und schieben damit die weltweite Technologie­grenze weiter voran. Länder hinter der Technologie­grenze können durch Imitation wachsen, d.h. durch Kopieren und Adaptieren bestehender Technologien. Dadurch lernen sie und holen zur Technologiegrenze auf. Für die beiden Typen von Ländern gibt es aber keine einheitlich passende »One-size-fits-all«-Industriepolitik. Für Länder an der Technologiegrenze sind Wettbewerb, Technologieoffenheit, der Schutz geistigen Eigentums und exzellente Hochschulen und Forschungseinrichtungen die besten Rahmenbedingungen dafür, dass diese mit der Weiterentwicklung der Technologiegrenze mithalten. Dagegen helfen eine aktive Industriepolitik, Wettbewerbsbeschränkungen, die die einheimischen Unternehmen vor der Konkurrenz fortschrittlicher Unternehmen aus Ländern an der Technologiegrenze schützen, der Import von Humankapital und das Kopieren von Technologien und Produkten – auch unter Missachtung geistigen Eigentums – Ländern hinter der Technologie­grenze aufzuholen. 

			Das illegale Imitieren überlegener ausländischer Technologie ist in der Wirtschaftsgeschichte eine oft zu beobachtende Strategie des Aufholens. Ende des 19. und Anfang des 20. Jahrhunderts verringerten die deutschen Werkzeugmaschinenbauer ihren technologischen Abstand zu den weltweit führenden amerikanischen Werkzeugmaschinenbauern, indem sie amerikanische Maschinen importierten, zerlegten und nachbauten (vgl. Richter 2008). Sie analysierten internationale Fachzeitschriften und Patentschriften amerikanischer Unternehmen und besuchten regelmäßig Messen, Ausstellungen und amerikanische Fabriken. Nicht zuletzt spielte das Abwerben amerikanischer Facharbeiter und Ingenieure eine wichtige Rolle. Haben die inländischen Unternehmen jedoch zu den ursprünglichen Technologieführern aufgeholt und konkurrieren mit diesen »Kopf-an-Kopf«, werden typischerweise Rufe nach dem Schutz des eigenen geistigen Eigentums laut. In der Tat ändern Länder dann häufig ihren Umgang beim Schutz geistigen Eigentums.

			China stehen grosse institutionelleÄnderungen bevor

			China hat in den letzten Jahrzehnten ein beachtliches Wirtschaftswachstum vorgelegt. Beobachter (z.B. Jun 2018; Rogoff 2018) sind sich einig, dass dieses Wachstum selbst am aktuellen Rand weitgehend ein Aufholprozess ist und China nur in wenigen Bereichen an der weltweiten Technologiegrenze angekommen ist (z.B. im Bereich der mobilen internetbasierten und verbraucherorientierten Geschäftsmodelle, der Netzwerkausstattung oder der Medizintechnik). China versteht in der Tat hervorragend aufzuholen und hat seine Institutionen entsprechend gestaltet. Die chinesische Führung hat aber auch verstanden, dass mit dem Aufholen und der Annäherung an die Technologiegrenze die Anpassung von Institutionen geboten ist. So wurden in den vergangenen Jahren immer mehr Industriebereiche vom Joint-Venture-Zwang befreit. Der Joint-Venture-Zwang wird nun auch für die für die für Deutschland wichtige Endfertigung von Kraftfahrzeugen auslaufen. 

			Seit einiger Zeit nehmen die Patentanmeldungen von chinesischen Unternehmen am chinesischen Patentamt stark zu, insbesondere von Unternehmen aus dem Bereich der digitalen Kommunikation wie Huawei und ZTE. Dies deutet zum einen darauf hin, dass diese Unternehmen an der weltweiten Technologiegrenze angekommen sind, d.h., sie imitieren nicht mehr lediglich, sondern bringen eigene Innovationen hervor. Zum anderen deutet dies darauf hin, dass der Schutz und die Durchsetzung geistigen Eigentums in China an Bedeutung gewinnen. Wir sollten nicht auf Konfrontation mit China setzen, sondern China in diesem Wandel unterstützen.

			Daten werden zum wesentlichen Wettbewerbsfaktor

			Das Internet hat zweifelsohne positive Wirkungen auf den Wettbewerb. Preis- und Produktvergleiche werden einfacher. Preisvergleichsseiten florieren. Das Angebot wird vielfältiger, weil weit voneinander entfernte Händler online in Konkurrenz treten. Die Digital-Single-Market-Initiative der Europäischen Kommission, die Geo-Blocking untersagt, unterstützt diese positiven Wettbewerbswirkungen des Internets. Ein Großteil dieser positiven Entwicklungen ist dem Siegeszug von Online-Plattformen geschuldet. Der Begriff »Online-Plattform« umfasst verschiedene Geschäftsmodelle wie Suchmaschinen, soziale Netzwerke, Online-Marktplätze, Vergleichs- und Bewertungsportale, Sharing-Plattformen, App Stores etc. Hinter den meisten dieser Plattformen stehen amerikanische Unternehmen, die aus Sicht vieler zu groß und zu dominant geworden und nicht mehr zu zähmen sind. Sind entsprechende Sorgen tatsächlich berechtigt?

			Plattformen betätigen sich als Intermediäre und bringen Nutzer bzw. zwei oder mehrere Marktseiten zusammen. Plattformen zeichnen sich meist durch ausgeprägte direkte und indirekte Netzwerk­effekte aus, d.h., der Nutzen der Mitglieder steigt mit der Zahl der weiteren Mitglieder. Je mehr Mitglieder, desto größer die Kommunikationsmöglichkeiten, desto mehr Käufer bzw. Verkäufer etc. Daher ist es Plattformen inhärent, groß zu werden, ohne dass dies den Konsumenten schaden muss. Entscheidend ist die Möglichkeit der Nutzer, die Plattform zu wechseln. Ist dies gegeben, profitieren sie von der Größe der Plattform. 

			Als »Nebenprodukt« fallen durch die Aktivität von Akteuren auf Plattformen große Datenmengen an. Darüber hinaus betätigen sich Online-Plattform­anbieter zunehmend in anderen datenintensiven Geschäftsfeldern. Durch die Verknüpfung von Daten aus verschiedenen Geschäftsfeldern entstehen für den Datenbesitzer exklusiv Potenziale für neue Geschäftsmodelle. Diese Potenziale spiegeln sich in hohen Gewinnerwartungen und folglich der Marktkapitalisierung der GAFA (Google, Apple, Facebook, Amazon) wider. 

			Darüber hinaus scheint diese Datenmenge immer größer zu werden. Mit ihren umfangreichen finanziellen Ressourcen übernehmen die großen Digitalkonzerne regelmäßig eine Vielzahl erfolgsversprechender Start-ups mit datenbasierten Geschäftsmodellen. So verbreitert sich die Datenbasis zunehmend. Wie bedeutsam dieses Phänomen ist, zeigt sich im Aufschrei vieler Start-up-Verbände, als mit der GWB-Novelle 2017 die Schwellenwerte für die Notifizierungspflicht in der Fusionskontrolle angepasst wurden, wodurch Übernahmen mit hoher Marktkapitalisierung, aber geringen Umsätzen unter die Notifizierungspflicht fallen.

			Vor diesem Hintergrund ist auch die jüngste Entscheidung des Bundeskartellamts vom Februar2019 zu Facebook richtungsweisend. Nach bisheriger Einschätzung des Bundeskartellamts ist Facebook im Bereich der sozialen Netzwerke marktbeherrschend und missbraucht seine Marktmacht, was das Sammeln und Verwerten von Daten betrifft. Das Bundeskartellamt hat Facebook die Zusammenführung von Nutzerdaten aus verschiedenen Quellen untersagt.

			Zusammenhänge sind zu komplex für einfache Antworten

			Viele Aspekte sind bei der Bewertung von Industrie- und Wettbewerbspolitik zu berücksichtigen. Der wirtschaftliche und technologische Entwicklungsstand spielt ebenso eine Rolle wie spezifische Geschäftsmodelle. In dieser komplexen Gemengelage macht man es sich mit dem Ruf nach einfachen Antworten zu leicht.

			Falsche einfache Antworten

			
					Schaffung europäischer Champions Diese Idee unterliegt dem Trugschluss, Größe sei gleichbedeutend mit Innovativität. Die 1300 mittelständischen Weltmarktführer in Deutschland, die sog. Hidden Champions, beweisen das Gegenteil. Vor diesem Hintergrund ist auch die Forderung nach Änderung der EU-Wettbewerbsregeln, um Großfusionen zu erleichtern, falsch. Mehr Mitspracherecht der Mitgliedstaaten schafft keine innovativen europäischen Champions, sondern führt lediglich zu einem europäischen Geschacher und Entscheidungen werden beliebig.

					Förderung einzelner Technologien Es ist leicht, im Aufholprozess die weltweit führenden Technologien zu identifizieren. An der Technologiegrenze ist es aber nicht mehr so einfach möglich zu erkennen, welche die zukünftig erfolgreiche Technologie sein wird, und dieser Findungsprozess sollte den Marktakteuren überlassen werden. Wenn Marktakteure entscheiden, kein Batteriewerk in Europa zu bauen, dann sollte sich die Politik nicht darüber hinwegsetzen. Der Versuch, eine Solarzellenproduktion in Deutschland zu etablieren, ist ein Beispiel für eine politische Entscheidung, die letztlich am Markt keinen Erfolg hatte. Das häufig für solche politischen Interventionen vorgebrachte Argument, geschlossene Wertschöpfungsketten in Europa zu schaffen, ist wenig überzeugend, da die Integration Europas in globale Wertschöpfungsketten und die damit verbundenen Vorteile internationaler Arbeitsteilung unsere Wettbewerbsfähigkeit in der Vergangenheit gestärkt hat und weiter stärken wird (vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim BMWi 2019).

					Untersagung ausländischer Direktinvestitionen, etwa aus China Eine aktuelle Studie zeigt, dass chinesische Investoren größere Firmen kaufen, die höher verschuldet sind und eine niedrigere Profitabilität aufweisen, und geringere Preise zahlen als Investoren aus anderen Ländern (vgl. Fuest et al. 2019). Dies spricht gegen die verbreitete These, dass chinesische Unternehmen mit staatlichen Subventionen andere Investoren systematisch überbieten und aus dem Markt drängen. Nachteile entstehen erst dann, wenn chinesische Übernahmen signifikante negative Folgen haben, die von den Verkäufern nicht berücksichtigt werden. Ein Beispiel wären sicherheitspolitische Probleme. 

					Ausschluss chinesischer Unternehmen von öffentlicher Beschaffung Eine mildere Variante hat beispielsweise Bundeskartellamtspräsident Andreas Mundt jüngst in die öffentliche Debatte eingebracht, wenn er vorschlägt, das Vergaberecht für öffentliche Aufträge strategisch einzusetzen und das Gebot von Unternehmen aus Ländern wie China mit einem Aufschlag zu versehen. Davon würden aber nur einige wenige heimische Unternehmen profitieren, die sich so den Zuschlag sichern könnten. Allerdings müsste der Staat, und damit schließlich der Steuerzahler, höhere Preise bezahlen. Insgesamt käme es zu einem Wohlfahrtsverlust. Warum sollten wir aber nicht von günstigen Preisen aus China profitieren?

					Einführung einer europäischen Digitalsteuer, um Gewinne der Digitalgiganten »abzuschöpfen« Die geltenden Regeln internationaler Besteuerung sehen vor, dass Steuern dort gezahlt werden, wo die Produkte entwickelt und produziert werden, nicht dort, wo sie verkauft werden. Zwar ist Steuervermeidung multinationaler Konzerne ein Problem, es beschränkt sich aber nicht auf die Digitalwirtschaft. Um kurzfristig gegen Steuervermeidungspraktiken vorzugehen, sollte die EU vor allem Doppelbesteuerungsabkommen zu Drittländern besser koordinieren. Darüber hinaus würden die USA die Digitalsteuer mutmaßlich als Importzoll interpretieren, was zu einer weiteren Eskalation im Handelskonflikt führen könnte (vgl. Fuest et al. 2018).

			

			Mögliche richtige Antworten

			Die Basis für Innovationen und technologischen Fortschritt sind Ideen und kluge Köpfe. Entscheidend sind daher leistungsfähige Bildungs-, Ausbildungs- und Weiterbildungssysteme sowie die Möglichkeit von qualifizierter Zuwanderung. Allerdings hat Europa kaum Zuständigkeit beim Thema Bildung, und eine Harmonisierung der Zuwanderungsregeln für Hochqualifizierte scheint aufgrund der Heterogenität zwischen den Ländern nicht sinnvoll. Dennoch sollte Europa eine zentrale Rolle bei der Gestaltung einer europäischen Industriepolitik spielen, die Rahmenbedingungen für global wettbewerbsfähige europäische Unternehmen schafft. Die Schaffung solcher Rahmenbedingungen ist ein komplexes Unterfangen, und die einzelnen Maßnahmen müssen sorgfältig bezüglich ihrer Wirkungen abgewogen werden. An den folgenden Stellschrauben sollte angesetzt werden, um den europäischen Unternehmen im globalen Wettbewerb faire Bedingungen zu gewährleisten:

			
					Maßnahmen für Marktöffnung und Reziprozität einsetzen Direktinvestitionen aus China sowie chinesische Unternehmen bei der öffentlichen Beschaffung sollten zugelassen werden, wenn der chinesische Markt auch für europäische Unternehmen geöffnet wird. Das unterstützt China in seinem notwendigen institutionellen Wandel. Um zu gewährleisten, dass europäische Unternehmen Zugang zum chinesischen Markt bekommen, sollten auf europäischer Ebene abgestimmte Verhandlungen geführt werden. Nationale Alleingänge sind nicht erfolgversprechend. Entscheidend ist, auf Reziprozität zu setzen: Erhalten europäische Unternehmen keinen fairen Zugang zum chinesischen Markt, sollte gedroht werden, chinesischen Unternehmen im europäischen Markt ebenfalls Hindernisse in den Weg zu legen (vgl. Fuest 2019).

					Die kürzlich verabschiedete Einführung eines eu­­ropäischen Screening für ausländische Direkt­investitionen, das u.a. bei Investitionen in kritische Infrastrukturen und Technologien greift (vgl. EU 2019), ist grundsätzlich zu begrüßen. Al­­lerdings ist es entscheidend, dass dieses Screening auf klaren, vorab definierten Kriterien beruht, die relevanten übergeordneten Interessen vorab klar definiert sind und Entscheidungen unabhängig von politischem Einfluss getroffen werden. Sonst werden wir es mit Entscheidungen zu tun bekommen, deren Qualität jüngsten Entscheidungen in den USA zur Gefährdung der nationalen Sicherheit durch Autoimporte ähneln.

					Sicherung internationaler Wertschöpfungsketten durch Handelsabkommen und Diversifizierung, um keine einseitigen Abhängigkeiten zu schaffen Wir leben in einer globalisierten Welt, in der es keine geschlossenen nationalen oder europäischen Wertschöpfungsketten gibt. Die europäische Industrie bezieht Zulieferprodukte aus allen Teilen der Welt. Diese globale Arbeitsteilung trägt wesentlich zum hohen Wohlstand unserer Gesellschaft bei. Würde Europa versuchen, durch geschlossene Wertschöpfungsketten in bestimmten Bereichen autark zu werden, würde es die Vorteile der globalen Arbeitsteilung verspielen und das Fundament unseres Wohlstands untergraben (vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim BMWi 2019). Stattdessen sollte Europa möglichst viele Handelsabkommen abschließen, um internationale Wertschöpfungsketten strategisch zu sichern.

					Die EU sollte sich bei ihren Ausgaben auf Bereiche konzentrieren, die einen europaweiten Mehrwert generieren. Hierzu zählt zweifelsohne die Förderung von Forschung und Entwicklung mit europaweiter Ausstrahlung. Wichtig ist hierbei, die Technologieoffenheit zu gewährleisten und verstärkt die Möglichkeiten der wettbewerblichen öffentlichen Beschaffung einzusetzen. Andere Länder wie die USA (z.B. die National Institutes of Health) haben damit positive Erfahrungen gemacht (vgl. Falck und Wiederhold 2013). 

					Die Ansammlung wertvoller Datenschätze bei einigen wenigen großen Internetplattformen droht den Wettbewerb zu gefährden, indem bspw. junge Unternehmen selbst mit besserer Technologie nicht die Möglichkeit haben, ihre Geschäftsmodelle in ähnlichem Maß zu optimieren. Eine Verpflichtung solcher Internetgiganten, zumindest einen Teil ihrer Daten Wettbewerbern zugänglich zu machen, könnte Abhilfe schaffen. Die empirische Evidenz zur Zwangslizenzierung von Patenten (vgl. Watzinger et al. 2017) deutet darauf hin, dass auch bei Daten ein positiver Effekt auf die Innovationstätigkeit im Markt folgen könnte.
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			Wunsch und Wirklichkeit – die langfristige Klimastrategie der Europäischen Union 

			
			Eine Bestandsaufnahme 

			In der anhaltenden Diskussion um die Erreichung der deutschen Klimaziele wird der europäischen Ebene häufig wenig Aufmerksamkeit gewidmet. Die EU strebt mit einer Reduktion der Treibhausgas(THG)-Emissionen um 20% bis 2020 ein verhältnismäßig moderates Ziel an, will aber bis 2050 ebenso wie Deutschland eine Reduktion um 80–95% erreichen. Nimmt man das internationale Klimaabkommen von Paris ernst, müsste allerdings bereits bis 2050 eine Reduktion der Nettoemissionen auf null stattfinden, um eine Erwärmung über 1,5° Celsius zu verhindern. Je später die Emissionen zu sinken beginnen, desto schneller wird ihr Rückgang ultimativ sein müssen und in desto größerem Umfang werden negative Emissionen notwendig, um einen weiteren Anstieg der globalen Durchschnitttemperatur zu verhindern (vgl. IPCC 2018, S. 16, Abb.SPM.3b).

			Einem Bericht des Global Carbon Project folgend, ist eine Trendwende der globalen Emissionen allerdings noch immer nicht absehbar. 2018 sind danach die globalen CO2-Emissionen aus der Verbrennung fossiler Energieträger und der Industrie auf ein Rekordhoch angestiegen (vgl. CDP 2018). Selbst in der EU, in der die THG-Emissionen zwischen 1990 und 2016 um knapp 23% gesunken waren (Eurostat 2019), sind diese im Jahr 2017 wieder leicht gestiegen (vgl. EEA 2018).  

			In Anbetracht des Pariser Klimaabkommens haben EU-Parlament und EU-Rat die Europäische Kommission damit beauftragt, eine neue Langfriststrategie zu entwickeln. Diese sollte eine weitgehende THG-Neutralität bis zum Jahr 2050 zum Ziel haben. Emissionen, die schwer oder gar nicht vermeidbar sind – beispielsweise in der Landwirtschaft – müssten entsprechend von negativen Emissionen in anderen Bereichen kompensiert werden. Die EU-Kommission stellte daraufhin im November 2018 ihr Strategiepapier »Ein sauberer Planet für alle – Eine Europäische strategische, langfristige Vision für eine wohlhabende, moderne, wettbewerbsfähige und klimaneutrale Wirtschaft« vor (Europäische Kommission 2018a). Darin werden unter anderem zwei Szenarien für Emissionsreduktionspfade beschrieben, mit denen das Ziel der Treibhausgasneutralität bis 2050 erreicht werden soll. Energie kommt dabei hauptsächlich aus erneuerbaren Quellen, aber auch Kern­energie trägt im Durchschnitt ca. 15% zur Energieversorgung bei. 

			Aktuellen Schätzungen zufolge (vgl. EEA 2018) wird die EU zwar ihr Emissionsminderungsziel für 2020 erreichen, ihr Ziel für 2030 (–40%) aber klar verfehlen. Um dieses Ziel und erst recht Treibhausgasneutralität bis 2050 zu erreichen, müssen weitere Maßnahmen ergriffen werden. Die EU selbst rechnet bei einer Beibehaltung der aktuellen Politiken mit einer Emissionsreduktion um ca. 60% bis 2050 (vgl. Europäische Kommission 2018a). Es werden sieben Handlungsfelder identifiziert, die zur Ziel­erreichung beitragen können bzw. müssen: Energieeffizienz, (erneuerbare) Energien und Strom (inkl. Sektorkopplung), Mobilität, Industrie und Kreislaufwirtschaft, Biowirtschaft undCO2-Senken sowie CO2-Abscheidung und -Speicherung.

			Ziele versus Möglichkeiten

			Diese Handlungsfelder sind an sich wenig überraschend und, bis auf den letzten Punkt, kaum umstritten. Sie entsprechen dem Stand der bereits seit über 20 Jahren laufenden Diskussion. Konkrete Maßnahmen werden in der Langfriststrategie allerdings nicht vorgestellt, so dass sich nur wenige Anhaltspunkte dahingehend ergeben, wie die Lücke zu den bisherigen Zielen geschlossen werden soll – geschweige denn ein noch ambitionierteres Ziel erreicht werden kann.

			Die Vorgehensweise der EU erinnert an das Pariser Klimaabkommen. In diesem wurde das inzwischen auf breiter Front akzeptierte 2°-Ziel durch die Formulierung ersetzt, dass »Anstrengungen unternommen werden, um den Temperaturanstieg auf 1,5 °C über dem vorindustriellen Niveau zu begrenzen« (BMU 2015). In Anbetracht der Entwicklung der letzten Jahre erscheint aber bereits die Erreichung des 2°-Ziels kaum realistisch. Dennoch wurde das Ziel noch einmal verschärft, ohne dies mit entsprechenden Maßnahmen zu unterlegen. Eine positive Interpretation wäre, dass die Verschärfung des Ziels die Dringlichkeit von schnellen Emissionsreduktionen verdeutlichen soll. Die Zielverschärfung könnte damit die Hoffnung widerspiegeln, dass zumindest eine Limitierung auf einen Temperaturanstieg von 2° erreicht wird, wenn das Ziel auf 1,5° erhöht wird. Eine negative Interpretation ist allerdings ebenso schnell gefunden: Es ist einfacher, sich auf neue Ziele zu einigen, als bestehende Ziele umzusetzen. Die Analogie zur europäischen Langfriststrategie ist klar. 

			Eine gewisse Signalwirkung könnte dem Ziel einer klimaneutralen Wirtschaft zwar durchaus zugesprochen werden, allerdings ist trotz fehlender Verbindlichkeit kaum absehbar, dass alle Mitgliedstaaten einer solch ambitionierten Strategie zustimmen werden. Gehen wir aber für einen Moment davon aus, dass die Strategie angenommen wird. Würde dies die Erreichung des globalen 1,5°- oder 2°-Ziels tatsächlich wahrscheinlicher machen? Zur Beantwortung dieser Frage ist naturgemäß die Entwicklung der globalen und nicht nur der europäischen Emissionen entscheidend. Da die EU selbst nur knapp 9% (BMU 2018) der globalen Emissionen erzeugt, ist ihr direkter Einfluss auf das Weltklima notwendigerweise beschränkt. Eine Langfriststrategie der EU sollte damit explizit Vorschläge entwickeln, wie andere Weltregionen zu stärkeren Anstrengungen im Klimaschutz incentiviert werden können. Zu diesem Themenbereich sagt die Strategie jedoch so gut wie nichts. Es wird lediglich darauf hingewiesen, dass »sich die EU bei der Unterstützung der weltweiten Umstellung auf eine CO2-arme, nachhaltige Entwicklung auf ihr auswär­tiges Handeln, ihre Handelspolitik und die internationale Zusammenarbeit stützen« wird. Zudem wird die Rolle der EU als Vorreiter und Vorbild explizit herausgestellt. Wie wirksam eine solche Vorreiterrolle tatsächlich ist, ist allerdings kritisch zu hinterfragen. Sturm und Weimann (2008) weisen beispielsweise darauf hin, dass unilateraler Klimaschutz zu Anreizen für andere Regionen führt, die eigenen Anstrengungen zu reduzieren.

			Die Langfriststrategie der EU greift die Thematik globaler Klimapolitik nicht auf, obwohl inter­nationale Rahmenbedingungen für die Wirksamkeit unilateraler Politiken von höchster Bedeutung sind und zusätzliche Anstrengungen in der EU ohne eine Steigerung des globalen Anspruchsniveaus schnell konterkariert werden können. Da ein Anstieg der EU-Emissionsreduktion von 80% auf 100% lediglich knapp 2% der globalen Emissionen entspricht, werden die globalen Klimaziele damit allein kaum erreicht. Eine Vernachlässigung der globalen Perspektive in der Langfriststrategie wäre noch verständlich gewesen, wenn sich diese auf konkrete, von der EU durchsetzbare Maßnahmen konzentrieren würde. Die relative Unkonkretheit der beschriebenen Maßnahmen hätte jedoch genügend Raum geboten, um der internationalen Ebene mehr Aufmerksamkeit zu widmen.

			Wie sehen nun die Chancen innerhalb der EU aus, ein ambitionierteres Klimaziel zu erreichen? Das mit Abstand wichtigste Instrument, mit dem die EU die Höhe der Emissionen ihrer Mitgliedstaaten direkt beeinflusst, ist das europäische Emissionshandelssystem (EU EHS). Es reguliert knapp die Hälfte der THG-Emissionen in der EU. Erfasst werden die Emissionen des Stromsektors und einer Reihe anderer energieintensiver Industrien. Nicht erfasst werden beispielsweise der Verkehr, aber auch große Bereiche der Wärmebereitstellung. In diesen Bereichen ist die EU aktuell sehr eingeschränkt in Bezug auf die Möglichkeit einer direkten Regulierung durch Preissignale, da die Erhebung EU-weiter Steuern entsprechend der EU-Verfassung einstimmig beschlossen werden muss. Eine solche Einstimmigkeit erscheint momentan in Bezug auf beispielsweise CO2-Steuern kaum erreichbar. 

			Zwar wurde im Jahr 2018 mit der neuen Verordnung über die Governance der Energieunion (vgl. Europäische Kommission 2018b) und des Klima­schutzes auch für die nicht vom EU EHS erfassten Sektoren ein wichtiger Schritt getan, um eine stärkere Langfristplanung von Emissionsminderungsstrategien zu erreichen; inwieweit die neuen Regelungen allerdings tatsächlich zu einer höheren Verbindlichkeit führen, bleibt angesichts des Mangels an Sanktionierungsmechanismen abzuwarten.

			Es kommt hinzu, dass der Emissionshandel ebenso wie alle anderen Klimapolitiken bisher auf das Erreichen einer Emissionsminderung von 40% bis 2030 ausgerichtet ist. Bei einer Verschärfung der Langfristziele müsste eine entsprechende Erhöhung dieses Zwischenziels ins Auge gefasst werden. Deutschland strebt zwar bereits bis 2030 eine Reduktion seiner Emissionen um 55% an, eine Skalierung dieses Ziels – und seiner Umsetzung – auf die europäische Ebene erscheint aber momentan wenig realistisch.

			Ein Handlungsrahmen

			Unabhängig davon, ob die Langfriststrategie angenommen und umgesetzt wird, lenkt sie die Aufmerksamkeit der EU und auch der Öffentlichkeit wieder auf einen extrem wichtigen Punkt: Die Notwendigkeit, bereits heute die Voraussetzungen für das Erreichen ambitionierter Energie- und Klimaziele zu schaffen. Soll eine realistische Chance bestehen, die Klimaziele 2030 zu erreichen und Emissionsreduktionen in Höhe von 80–100% bis 2050 zu realisieren, müssen die grundlegenden Rahmenbedingungen bereits heute geschaffen werden. 

			Grundlage solch langfristiger Rahmenbedingungen muss die allgemeine und umfassende Erfassung THG-bedingter Schäden in den Preisen für Güter und Dienstleistungen sein. Dies schafft die notwendige Voraussetzung für effiziente Klimaschutzbeiträge der verschiedenen Handlungsfelder, die in der Langfriststrategie genannt werden. Weitergehende Maßnahmen, die einzelne Handlungsfelder individuell adressieren, sollten systematisch dort eingesetzt werden, wo Märkte jenseits der Internalisierung von CO2-Schäden versagen und wo existierende Rahmenbedingungen und Pfadabhängigkeiten (vgl. Acemoglu et al. 2016) effiziente Dekarbonisierungsstrategien verhindern oder verzögern. Dies impliziert insbesondere – aber nicht exklusiv – Maßnahmen in Bereichen wie Forschung und Infrastruktur, die durch die EU gezielt und koordiniert unterstützt werden können. 

			Als problematisch erweist sich, dass existierende Regulierungen, die Transformationsprozesse verhindern und Investitionsanreize reduzieren, oft nicht im Durchgriffsbereich der EU liegen. Dies betrifft in besonderem Maße Verzerrungen, die durch existierende nationale Steuer- und Abgabensysteme hervorgerufen werden. Auch explizite oder implizite Subventionierung durch mangelnde Erfassung lokaler Emissionen und weiterer Umweltwirkungen oder die Befreiung von Abgaben verhindern effektiven Klimaschutz auf nationaler Ebene. Hier ist die EU auf die Kooperation ihrer Mitgliedstaaten angewiesen. 

			Hinsichtlich der umfassenden Bepreisung von THG-Emissionen auf EU-Ebene sollte dezidiert zwischen Maßnahmen, die bereits kurzfristig oder erst in der mittleren Frist implementierbar erscheinen, unterschieden werden. So erscheint eine Einbeziehung der bisher nicht vom EU EHS erfassten Emissionen in den Emissionshandel eher in der mittleren Frist realistisch. Nichtsdestotrotz sollte sie angestrebt werden, da sie die Möglichkeit bietet, nicht nur den Emissionsreduktionspfad direkt zu steuern, sondern auch Emissionsziele relativ einfach zu verschärfen. Existierende Langfristziele würden quasi automatisch erreicht und alle Emissionsquellen gleichermaßen erfasst. Im Gegensatz zu einer Emissionssteuer besteht zudem keine Notwendigkeit für diskretionäres Nachsteuern in Bezug auf die Höhe des CO2-Preises oder dessen Zeitpfad. 

			Die Idee einer Einbeziehung weiterer Sektoren, beispielsweise des Verkehrs, in den Emissionshandel ist durchaus nicht neu und in anderen Emissions­handelssystemen bereits seit Jahren etabliert (vgl. Métivier et al. 2017). In der EU steht einer sofortigen Integration weiterer Sektoren im Rahmen eines Upstream-Ansatzes allerdings die Definition rele­vanter Emissionsquellen in der Emissionshandelsrichtlinie entgegen (vgl. Tagesspiegel 2019). Eine Anpassung der entsprechenden Definition wäre entsprechend notwendig. Nachdem die aktuelle Reform des Emissionshandels gerade erst ein Jahr zurückliegt, würde eine weitere Reform allerdings realistischerweise erst in mehreren Jahren zu erwarten sein. In der Zwischenzeit sollten zumindest auf nationaler Ebene allgemeine CO2-Preise in Nicht-EU-EHS-Sektoren eingeführt werden. Je nach Ausgestaltung einer solchen Bepreisung würde diese zunächst nicht oder nur in beschränktem Umfang zu einer aggregiert höheren Belastung von Wirtschaft und Bevölkerung führen. Die Steuerhöhe könnte an die erwarteten CO2-Preise im Emissionshandel gekoppelt werden, so dass eine spätere Überführung in das europäische Emissionshandelssystem relativ einfach möglich wäre und intersektorale Verzerrungen geringgehalten werden. Auf internationaler Ebene sollte sich die EU weiter für die Einführung eines Emissionshandelssystems einsetzen, das zumindest die Emissionen der wichtigsten Industrienationen erfasst (allein die Staaten der G 20 erzeugen mehr als 80% der globalen CO2-Emissionen). Langfristig ist eine Einbeziehung aller Staaten in den globalen Emissionshandel anzustreben. 

			Um die Bereitschaft zögerlicher EU-Mitgliedstaaten zu erhöhen, einer Ausweitung des europäischen Emissionshandels oder einer Verschärfung der Emissionsreduktionsziele zuzustimmen, kann die EU den Einsatz von Transferzahlungen erwägen. Weissbart (2018) zeigt für das Beispiel der EU, dass der Einsatz von Transferzahlungen, die Größe von Koalitionen bei der Erreichung von Klimazielen substanziell erhöhen kann. Auch Edenhofer et al. (2017) betonen, dass eine Umverteilung der EU-EHS-Einnahmen zwischen reichen und ärmeren Mitgliedstaaten die Effizienz des Emissionshandelssystems positiv beeinflusst. 

			Ein weiterer Bereich, dessen zukünftige, aber bislang häufig unterschätzte Bedeutung durch die Langfriststrategie der EU herausgestellt wird, sind ne­­gative Emissionen. Obwohl der IPCC (Intergovern­mental Panel on Climate Change) die Notwendigkeit negativer Emissionen für die Erreichung der globalen Klimaziele (ob 1,5° oder 2°) wiederholt betont hat, spiegelt sich dies im politischen Diskurs bisher nur eingeschränkt wider. Die EU-Langfriststrategie betont, dass Emissionen, die in der kurzen oder sogar langen Frist schwer vermeidbar sind, durch negative Emissionen kompensiert werden müssen. Dies betrifft insbesondere einige Industrie- und Verkehrsbereiche sowie die Landwirtschaft (vgl. Europäische Kommission 2018a, S.28, vgl. Abb. 6). 

			Negative Emissionen können aus der Schaffung von CO2-Senken (Wäldern, Böden, landwirtschaftlichen Flächen und Feuchtgebieten an Küsten) oder dem Einsatz von CCS-Technologien (auch auf Biomassebasis) resultieren. Aufgrund der geringen Akzeptanz von CCS-Technologien und der bislang fehlenden Wahrnehmung der Bedeutung negativer Emissionen für die Erreichung der Klimaziele ist die Diskussion um ihren Einsatz in den letzten Jahren – insbesondere in Deutschland – stark zurückgegangen. Werden die Pariser Klimaziele ernstgenommen, sind in den kommenden Jahren allerdings umfangreiche Investitionen in Forschung- und Entwicklung sowie Demonstrationsprojekte notwendig. 
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			Migration von Arbeitskräften und Integrationspolitik: Was kann und sollte Europa tun?

			
			Die Alterung der Bevölkerung stellt eine große Herausforderung für die Europäische Union dar. Bereits jetzt nimmt die Erwerbsbevölkerung in mehreren europäischen Ländern ab, und diese Tendenz wird sich in den kommenden Jahren weiter verstärken. Langfristig wird die Bevölkerungsstruktur vor allem von Fertilitäts- und Mortalitätsraten bestimmt. Ohne Migration würde die Größe der in das Erwerbsleben eintretenden Kohorten durch vergangene Geburtsentscheidungen bestimmt werden, und Auswirkungen von Änderungen in der Familienpolitik würden erst nach mehr als zwei Jahrzehnten Wirkung zeigen. Auch wenn die Erhöhung des Rentenalters sowie das Ansteigen der Frauenerwerbsquote dazu beitragen, die Pro­blematik im Zusammenhang mit der in den Ruhestand tretenden Baby-Boom-Generation zu verringern, ist dies nicht ausreichend. Kurz- und mittel­fristig stellt die internationale Migration eine zentrale Stellschraube in der Anpassung des europäischen Arbeitsmarktes dar.

			Während die Europäische Union mit der Tatsache einer sinkenden Erwerbsbevölkerung konfrontiert ist, weisen Länder in Afrika und im Nahen Osten hohe Bevölkerungswachstumsraten, eine relativ junge Bevölkerung und einen Mangel an Arbeitsplätzen auf. Aufgrund der unterschiedlichen demografischen Entwicklungen können beide Seiten einen Vorteil aus der Migration ziehen. Große Migrationsbewegungen werfen jedoch auch einige Bedenken auf. Einige davon sind wirtschaftlicher Natur. Da die Qualität der Schulbildung in Ländern Afrikas und des Nahen Ostens häufig schlechter ist als in europäischen Ländern, arbeitet ein hoher Anteil dieser Migranten in geringqualifizierten oder mittelqualifizierten Berufen. Infolgedessen sehen sich geringqualifizierte einheimische Arbeitskräfte mit einer zunehmenden Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt konfrontiert, was wiederum das Absinken von Löhnen zur Folge haben kann. Wenn Migranten zudem ein Einkommen unter demjenigen des Bevölkerungsdurchschnitts beziehen, sind die steuerlichen Auswirkungen von Einwanderung nicht eindeutig. Positiv ist, dass Migranten im Durchschnitt jünger als der Durchschnitt der einheimischen Bevölkerung sind und so der Bevölkerungsalterung entgegenwirken. Negativ ist jedoch, dass Migranten in der Europäischen Union typischerweise eine deutlich höhere Arbeitslosenquote als Einheimische aufweisen. Deshalb kann der Effekt der Einwanderung auf die öffentlichen Finanzen sowohl positiv als auch negativ sein. Abschließend sei noch angemerkt, dass Einwanderung auch kulturelle Veränderungen mit sich bringt. Während viele Europäer dieser neuen Vielfalt positiv gegenüberstehen, gibt es auch einige, die sich davon bedroht fühlen.

			Gesamtwirtschaftlicher Effekt von Einwanderung ist positiv

			Bei der Analyse der Wohlfahrtseffekte von Einwanderung haben sich die meisten Ökonomen entweder auf die Arbeitsmarktwirkungen konzentriert, wobei Überlegungen zu öffentlichen Finanzen außer Acht gelassen werden, oder auf die Effekte auf die öffentlichen Finanzen, wobei von einem einfachen Lehrbuchmodell eines Arbeitsmarktes mit perfektem Wettbewerb und ohne Arbeitslosigkeit ausgegangen wird. Infolgedessen gibt es keine einheit­liche Meinung im Hinblick auf den gesamtwirtschaftlichen Effekt der Einwanderung.

			Battisti et al. (2018a) betrachten erstmals für die Analyse der Wohlfahrtseffekte von Einwanderung sowohl die Arbeitsmarkteffekte in Arbeitsmärkten mit imperfektem Wettbewerb als auch die Effekte auf öffentliche Finanzen durch Steuern, Arbeitslosenleistungen und andere öffentliche Ausgaben. Die Autoren berücksichtigen in ihrem Modell die friktionelle Arbeitslosigkeit. Auch wird der Tatsache, dass die Schaffung von Stellenangeboten für Unternehmen mit Kosten einhergeht, Rechnung getragen. Je mehr freie Stellen auf einen Arbeitslosen kommen, desto niedriger ist die Arbeitslosenquote, was wie­derum bedeutet, dass die durchschnittliche Dauer der Arbeitslosigkeit kürzer ist und die Besetzung einer Stelle durchschnittlich länger dauert. Gibt es hingegen viele arbeitslose Personen, die auf eine freie Stelle kommen, werden die Stellen zwar schneller besetzt, die Arbeitslosigkeit hält jedoch länger an. Im Gleichgewicht heben sich die Zuströme in die und Abströme aus der Arbeitslosigkeit auf. In dem Modell gibt es segmentierte Arbeitsmärkte, einen für hochqualifizierte Arbeitnehmer und einen für geringqualifizierte Arbeitnehmer. Innerhalb jeder Qualifi­kationskategorie wird zusätzlich zwischen zwei Arten von Arbeitnehmern unterschieden: Einheimische und Zugewanderte.

			In der Studie von Battisti et al. (2018a) wird u.a. auch berücksichtigt, dass sich Migranten häufig in einer schlechteren Verhandlungsposition befinden als Einheimische, was wiederum dazu führt, dass Migranten niedrigere Löhne erhalten. Dies wiederum erhöht die erwarteten Gewinne von Unternehmen und ermutigt sie, zusätzliche Stellen zu schaffen. Einheimische des gleichen Qualifikationstyps verlieren deshalb nicht notwendigerweise durch einen Zustrom von Einwanderern: Obwohl es einen Wettbewerbseffekt gibt, der die Löhne drückt,1 werden gleichzeitig neue Stellen geschaffen (vacancy-creation effect), wovon auch Einheimische des gleichen Qualifikationstyps profitieren können. Empirisch gesehen kann jeder der beiden Mechanismen dominieren. Wird das Modell auf 20OECD-Länder kalibriert, sind die Gesamtauswirkungen der Einwanderung eindeutig positiv. Die Berechnungen zeigen, dass in 14 von 20 Ländern sowohl hoch- als auch nied­rigqualifizierte einheimische Personen von der An­wesenheit der Migranten profitiert haben. 

			Dies steht im Widerspruch zu den Vorhersagen, die sich aus Modellen ohne Berücksichtigung von Suchkosten oder Umverteilung ergeben: In diesen Modellen würden die Einheimischen mit der gleichen Qualifikation wie Migranten immer verlieren und die Einheimischen mit unterschiedlicher Qualifikation profitieren. In den übrigen sechs Ländern profitieren Einheimische der einen Qualifikationskategorie, wohingegen Einheimische der anderen Qualifika­tionskategorie verlieren. Bei der Analyse des marginalen Effekts weiterer Zuwanderungssteigerungen wird der Umverteilungskonflikt jedoch verschärft. Battisti et al. (2018a) untersuchen auch, wie sich die Migration auswirken würde, wenn alle Migranten schlecht ausgebildet wären. Während hochqualifizierte Einheimische davon profitieren würden, gilt für niedrigqualifizierte Einheimische das Gegenteil. Die möglichen Umverteilungskonflikte, zusammen mit den Vorbehalten gegenüber einer Einwanderung aus einem anderen Kulturkreis, erklärt zum Teil den Aufstieg von Antieinwanderungsparteien. Edo et al. (2019) analysieren die französischen Präsidentschaftswahlen über drei Jahrzehnte und zeigen, dass ein höherer Anteil an Einwanderern die Unterstützung für rechtsextreme Parteien erhöht. Dieser Effekt wird durch die Zuwanderung von Geringqualifizierten aus nichtwestlichen Ländern noch vergrößert.

			Wie viel von der Einwanderung ist arbeitsbezogen?

			Nach dem Zweiten Weltkrieg wandelte sich Europa von einem Kontinent, von dem große internationale Migrationsströme ausgingen, zu einem wichtigen Ziel, insbesondere für Migranten, die Afrika oder den Nahen Osten verließen. Viele der Migranten kamen zunächst aus den ehemaligen Kolonien oder Ländern, wie der Türkei, als Gastarbeiter, die meisten von ihnen mit geringer Qualifikation. Migali et al. (2018) dokumentieren, wie sich die reguläre Einwanderung in die Europäische Union von 2008 bis 2016 entwickelt hat. Abbildung 1 stellt ihre Analyse anhand von Eurostat-Daten über die erste Aufenthaltserlaubnis für Migranten aus Drittländern dar, wobei zwischen den Migranten, die wegen Arbeit, Familie oder Bildung gekommen sind, und den Migranten, die Asyl oder vorübergehenden Schutz beantragten, unterschieden wird. Die gesamte Einwanderung in die Europäische Union folgt einer U-Form: Sie sank zunächst von mehr als 2,5 Millionen im Jahr 2008 auf 2,1 Millionen im Jahr 2012 und stieg dann wieder auf mehr als 3,1Millionen im Jahr 2017. Der erste Rückgang fiel zeitlich mit der globalen Finanzkrise und der Schuldenkrise im Euroraum zusammen, die die Arbeitslosigkeit erhöhte und die Attraktivität der Euro­päischen Union reduzierte. Der anschließende Anstieg fiel mit der wirtschaftlichen Erholung, aber auch mit der Zunahme der Asylbewerberzahlen nach dem Ausbruch des Bürgerkriegs in Syrien und vielen anderen Konflikten zusammen.
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			Abbildung 1 zeigt, dass der wichtigste Kanal für den Eintritt in die Europäische Union im letzten Jahrzehnt die Familienmigration war. In den letzten zehn Jahren wurden 28,8% der Nicht-EU-Immigrantenzuwanderungen aufgrund von Familienzusammenführungen rechtmäßig in die EU aufgenommen, 27,5% aus beruflichen Gründen. Die Studentenmigration macht 19,6% der Aufenthaltsgenehmigungen aus. Betrachtet man die nach dem Bestimmungsort aufgeschlüsselten Daten, so stellt man fest, dass die meisten westeuropäischen Länder deutlich mehr familienbezogene Aufenthaltstitel als arbeitsbezogene ausstellen, während die osteuropäischen Länder relativ mehr Aufenthaltstitel auf der Grundlage von Arbeitsgründen ausstellen als familienbezogene Arbeitserlaubnisse. Polen zeichnet sich vor allem dadurch aus, dass es im Jahr 2017 fast 600000Ar­beitserlaubnisse, vor allem für Ukrainer, ausgestellt hat.

			Der relativ geringe Anteil der arbeitsbedingten Migration ist für die Europäische Union ein Problem und wird zu einem großen Teil durch bürokratische Einwanderungsregeln verursacht. So galt beispielsweise in Deutschland die Vorrangprüfung. Diese verlangte von Arbeitgebern den Nachweis, dass es keine deutschen oder anderen EU-Bürger gibt, die die Stelle annehmen könnten, bevor ein Bewerber aus dem Ausland eingestellt werden kann. Dies ist ein zeitaufwändiger Prozess und stellt eine erheb­liche Hürde für die Einstellung von Einwanderern aus Drittländern dar. Sie war auch ein großes Problem bei der Arbeitsmarktintegration von Asylbewerbern und geduldeten Flüchtlingen, wurde aber in den meisten Bundesländern von August 2016 bis August 2019 ausgesetzt.

			Vorschlag: Zweigleisiges Zuwanderungssystem für die Arbeitsmigration

			Um Deutschland als Einwanderungsland für qualifizierte Migranten attraktiver und bekannter zu machen, hat das ifo Zentrum für Internationale Institutionenvergleiche und Migrationsforschung ein klar strukturiertes, zweigleisiges Einwanderungssystem entwickelt, das aus einem marktbasierten Einwanderungskanal und einem Punktesystem besteht und somit bedarfsgerechte und potenzialorientierte Elemente kombiniert. Eine moderne Online-Plattform ist für beide Wege entscheidend, weil sie den Prozess transparenter und schneller gestaltet. Die Grundidee dieses Vorschlags, wie er in Poutvaara et al. (2018) zusammengefasst ist, ist die Folgende:

			Ziel des marktbasierten Einwanderungskanals ist es, die bedarfsorientierte Zuwanderung nach Deutschland deutlich zu vereinfachen. Jeder, der ein verbindliches Arbeitsplatzangebot mit einem Gehalt erhält, das eine festgelegte Mindestgehaltsgrenze erreicht, die hoch genug ist, um ihn zu einem Nettobeitragszahler an den öffentlichen Finanzen zu machen, sollte die Möglichkeit haben, eine befristete Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis zu beantragen, die für die Dauer des Arbeitsvertrags gültig ist. 

			Die Prüfung der Notwendigkeit der Zu­­wanderung wird weitgehend dem Arbeitsmarkt überlassen. Erhält ein Drittstaatenangehöriger eine Zusage für einen Arbeitsplatz in Deutschland, kann davon ausgegangen werden, dass ein entsprechender Bedarf besteht und der Arbeitgeber die Qualifi­kation des Arbeitnehmers bereits überprüft hat.

			Neben einem verbindlichen Jobangebot, wie bei der EU Blue Card, spielt das Gehalt im marktbasierten Einwanderungskanal eine Schlüsselrolle. Im Gegensatz zur Blue Card, bei der das geforderte sehr hohe Gehaltsniveau möglicherweise auch ein Grund für die geringere Inanspruchnahme ist, würde das Gehaltsniveau nach diesem Vorschlag jedoch auf ein niedrigeres Niveau festgelegt. Nettozahler ist man ab dem Zeitpunkt, an dem man mehr So­­zialbeiträge und Steuern an den Sozialstaat zahlt, als man erwartungsgemäß über Leistungen und öffent­liche Güter erhält. Poutvaara et al. (2018) schätzen für die Bruttolohnschwelle 34000 Euro pro Jahr. Ziel der Festlegung eines Gehaltsniveaus, das einen Migranten erwartungsgemäß zu einem Nettobeitragszahler zum Sozialstaat macht, ist es sicherzustellen, dass auch die Steuerzahler von der Immigration profitieren. Die Berechtigungen werden vorbehaltlich einer Sicherheitsüberprüfung erteilt, und es könnte eine politisch festgelegte Quote von Berechtigungen geben, die innerhalb eines bestimmten Zeitraums erteilt werden können.

			Der potenzialorientierte Kanal erweitert die Möglichkeiten für Migranten, eine Aufenthaltserlaubnis für die Arbeitssuche zu erhalten. Die Bewerber reichen ihre Bewerbungen über eine Online-Plattform ein. Drei absolut notwendige Grundvoraussetzungen wären eine anerkannte Qualifizierung, ge­nügend Mittel zur Sicherung von 50% des Lebens­unterhalts und Sprachkenntnisse in Deutsch und/oder Englisch. Unter denjenigen, die alle diese Kriterien erfüllen, würden diejenigen, die in Berufen qualifiziert sind, die als besonders schwerwiegende Mangelberufe in Deutschland bezeichnet werden, eine Priorität erhalten. Weitere Kriterien wären Berufserfahrung, Alter (in unserem Vorschlag 35 Jahre oder jünger) und ein früherer Aufenthalt in Deutschland oder einem anderen EU-Land von mindestens drei Monaten. Die punktestärksten Personen, die alle notwendigen Kriterien erfüllen, erhalten eine Erlaubnis, für einen bestimmten Zeitraum zur Arbeitssuche nach Deutschland zu kommen, haben aber während dieser Zeit keinen Zugang zu Sozial­leistungen und müssen eine eigene Krankenversicherung bezahlen. Stattdessen dürfen die Bewerber während der Arbeitssuche befristet arbeiten, um die Einstellung bei potenziellen längerfristigen Arbeitgebern zu erleichtern, Sprachen am Arbeitsplatz zu lernen und einen Teil ihrer Lebenshaltungskosten zu finanzieren. Wenn ein potenzieller Bewerber eine Stelle findet, für die ein ausreichend hohes Gehalt bezahlt wird, erhält er ein Arbeitsvisum nach den gleichen Kriterien wie im marktbasierten Kanal. Es sollte eine Bewerbungs­gebühr erhoben werden, die sowohl zur Finanzierung des Systems als auch zur Abschreckung unrealistischer Bewerbungen verwendet würde. Eine Quote und die Kriterien dienten als Steuerungsmechanismus, der an die Bedürfnisse des Arbeitsmarktes an­gepasst werden könnte. Die Online-Plattform würde es dem Kandidaten ermöglichen, vor der Einreichung der Bewerbung zu überprüfen, wie viele Punkte er erhalten würde, wenn alle Qualifikationen anerkannt würden, und würde Auskunft darüber geben, wie viele Punkte für die Teilnahme in der Vergangenheit erforderlich wären.

			Im Hinblick auf die Familienzusammenführung könnten die EU-Blue-Card-Regeln angewandt werden. Wer über den marktbasierten oder potenzialbasierten Kanal nach Deutschland kommt, sollte die Kernfamilie mitbringen können, sofern über ausreichende Mittel zur Deckung der Lebenshaltungs­kosten, einschließlich der Krankenversicherung, verfügt werden. Die Familienmitglieder sollten uneingeschränkten und sofortigen Zugang zum Arbeitsmarkt erhalten.

			Europäische arbeitsbasierte Einwanderungspolitik?

			Die vorgeschlagenen Kanäle für eine markt­orientierte und potenzialorientierte Einwanderung könnten eine Grundlage für eine europäische arbeitsbezogene Einwanderungspolitik bilden. Da Steuern und Sozialversicherung auf nationaler Ebene bestimmt werden, sollte die Entscheidung über die Nutzung des markt- und potenzialorientierten Systems den einzelnen Mitgliedstaaten überlassen werden, die auch frei über die Höchstquoten und Ein­kommensschwellen entscheiden können. In der Re­­gel wird die Arbeitserlaubnis auf nationaler Ebene erteilt. Die Europäische Union könnte jedoch eine Rolle bei der freiwilligen Koordinierung zwischen den Mitgliedstaaten spielen. Insbesondere könnte die Kommission den Informationsaustausch zwischen den teilnehmenden Mitgliedstaaten organisieren und bei der Harmonisierung der Online-Bewerbungssysteme helfen. Diejenigen Mitgliedstaaten, die dies wünschen, könnten auch ein gemeinsames potenzialbasiertes Be­werbungssystem organisieren, entweder um einen Antrag gleichzeitig bei mehreren EU-Mitgliedstaaten ein­zureichen – jeder Mitgliedstaat würde über den Antrag selbst ent­scheiden – oder um ein gemein­sames potenzialbasiertes Arbeitsvisum an­zubieten, das in allen Teilnehmerländern gültig ist.

			Die Arbeitsmarktintegration Geflüchteter

			Eine andere Möglichkeit, die europäische Erwerbsbevölkerung zu erhöhen, besteht in der besseren Integration der Geflüchteten, die schon in Europa leben. Die europäischen Mitgliedstaaten erlebten zwischen 2014 und 2018 einen enormen Zuzug von Geflüchteten. Während dieser Periode beantragten vier Millionen Menschen Asyl in der EU (Daten von Eurostat). Ungefähr die Hälfte von ihnen besitzt heute den Flüchtlingsstatus oder werden geduldet (Daten von Eurostat) und könnten zu­­mindest auf kurze Sicht mit hoher Wahrscheinlichkeit in der EU bleiben. Auch wenn sie aufgrund nicht wirtschaftlicher Gründe immigriert sind, haben sie das Potenzial zu arbeiten. Sie in den Arbeitsmarkt zu integrieren, ist nicht nur ausschlaggebend für die Zufriedenheit der Geflüchteten, sondern auch förderlich für den Arbeitsmarkt, die öffentlichen Finanzen und die Einstellung der Bevölkerung zu den Geflüchteten. 

			Eine wachsende Literatur zeigt, dass die Arbeitsmarktintegration von Geflüchteten größere Herausforderungen aufweist als die Integration von Migranten. Die Geflüchteten müssen oft mit zusätzlichen legalen Anforderungen und Einschränkungen bezüglich der Arbeitsmarktintegration rechnen. Außerdem verfügen sie oft über andere Lebenserfahrungen und Charakteristiken, was teilweise die schlechtere Leistung im Arbeitsmarkt erklären könnte. Trotzdem können zielgerichtete Politikmaßnahmen die Integration Geflüchteter in den Arbeitsmarkt fördern, wie Dustmann et al. (2017) betonen. 

			Battisti et al. (2018b) heben einen speziellen Aspekt hervor, der das Potenzial hat, die Integration Geflüchteter in den Arbeitsmarkt zu verbessern. In einer randomisierten kontrollierten Studie analysieren sie die Rolle von Friktionen für die Beschäftigungsaussichten von Geflüchteten. In einem ersten Schritt wurden ca. 400 arbeitssuchenden Geflüchteten in München interviewt, um sowohl Informationen über ihr Verhalten in Bezug auf die Jobsuche, ihre Erwartungen an den Job als auch über Erfahrungen, Bildung, Kenntnisse und ihre soziale Integration zu sammeln. Anschließend wurde für alle Teilnehmer ein deutscher Lebenslauf erstellt und grundlegende Informationen für die Arbeitssuche zur Verfügung gestellt. In einem zweiten Schritt wurde die Hälfte der Teilnehmer zufällig ausgewählt und diese in die Datenbank einer NGO eingefügt, die Lebensläufe direkt an Arbeitgeber sendet. Mit dieser Intervention können die Auswirkungen von Matching-Friktionen isoliert werden, denn diese Maßnahme hat keinen Einfluss auf die zugrunde liegenden Fähigkeiten der Geflüchteten. Ein nachfolgendes Telefoninterview zwölf Monate später zeigte positive Effekte der Intervention für die Geflüchteten mit den geringsten Chancen auf dem deutschen Arbeitsmarkt: die am wenigsten gebildeten Geflüchteten und diejenigen mit unsicherem Aufenthaltsstatus. 

			Neben der größeren Unterstützung, die notwendig ist, um die Arbeitsmarktintegration von Geflüchteten zu fördern, müssen eine Reihe von Restriktionen innerhalb der EU beseitigt werden, um eine freie und effiziente Arbeitsmarktintegration Geflüchteter zu ermöglichen. Diese Restriktionen umfassen die langen Wartezeiten für den Erhalt von Arbeitserlaubnissen, die Residenzpflicht, die Vorrangprüfung, das Verbot von Zeitarbeit oder auch von Selbständigkeit während der Beantragung des Asyls.
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			Joachim Ragnitz*

			Strukturpolitik der Europäischen Union: Mehr Subsidiarität wagen! 

			
			Basierend auf Art. 174 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV), unterstützt die Europäische Union regionalpolitische Entwicklungsmaßnahmen in den einzelnen Mitgliedstaaten, um damit den »wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt« der EU zu fördern. Zwar steht dabei das Ziel im Vordergrund, »die Unterschiede im Entwicklungsstand der verschiedenen Regionen und den Rückstand der am stärksten benachteiligten Gebiete zu verringern«; seit 2007 werden Kohäsionsmittel aber verstärkt auch dafür eingesetzt, die allgemeinen Wachstumsziele der EU (»Europa 2020-Strategie für Beschäftigung und intelligentes, nachhaltiges und integratives Wachstum«) zu erreichen. Dies hatte zur Folge, dass Regionalfördermittel der EU seither grundsätzlich allen Regionen unabhängig von deren spezifischen regionalpolitischen Problemlagen zur Verfügung gestellt werden, wenn auch in unterschiedlicher Höhe und Intensität. Instrumentell geschieht dies über die sogenannten Struktur- und Investitionsfonds der Europäischen Union (ESI-Fonds), insbesondere dem Europäischen Fonds für Regionale Entwicklung (EFRE), dem Europäischen Sozialfonds (ESF), dem Kohäsionsfonds und dem Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raumes (ELER). Die insgesamt im EU-Haushalt veranschlagten ESI-Mittel belaufen sich in der laufenden EU-Förderperiode (2014–2020) auf 352 Mrd. Euro; davon entfallen auf Deutschland immerhin 19,2 Mrd. Euro. Deutschland profitiert insoweit in nicht unbeträchtlichem Maße von den ESI-Fonds, obwohl es zu den wohlhabenderen EU-Mitgliedsländern gehört. 

			Derzeit werden die ESI-Mittel in Deutschland in etwa hälftig auf sogenannte Übergangsregionen (BIP je Einwohner zwischen 75% und 90% des EU-Durchschnitts) und auf höher entwickelte Regionen (BIP je Einwohner größer als 90% des EU-Durchschnitts) verteilt. Wichtige Interventionsbereiche sind dabei Forschung und Entwicklung, die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen, der Klima- und Ressourcenschutz sowie die Förderung der Beschäftigungsfähigkeit benachteiligter Personen. Durch den ELER werden darüber hinaus Infrastrukturen im ländlichen Raum unabhängig von der Wirtschaftskraft gefördert, um damit die Bemühungen um die Gleichwertigkeit von Lebensbedingungen zu unterstützen. Derzeit ist noch nicht klar, wie viel Geld in der kommenden Förderperiode (2021–2027) für die EU-Strukturpolitik zur Verfügung stehen wird und wie die Verteilung erfolgen soll; es ist jedoch absehbar, dass eine Reihe von Regionen wegen einer im EU-Maßstab günstigen wirtschaftlichen Entwicklung ihren bisherigen Förderstatus verlieren dürften und deswegen mit weniger Geld »aus Brüssel« rechnen müssen. 

			Politisches Ziel aller deutschen Regionen ist es demgegenüber, auch künftig Gelder der EU in annähernd gleicher Größenordnung zu erhalten wie bisher, weil damit »eigenes« Fördergeld eingespart werden kann. Grundsätzlich stellt sich allerdings die Frage nach der Sinnhaftigkeit von EUKompetenzen in Bereichen staatlichen Handelns, die prinzipiell auch und im Zweifel besser auf der Ebene der Mitgliedsländer bzw. ihren untergeordneten föderalen Einheiten erfüllt werden könnten. Prinzipiell sollte die Zuweisung wirtschaftspolitischer Kompetenzen nämlich in Abhängigkeit von der Reichweite ihrer Wirkungen erfolgen. Dies ist der Kern des in Art. 5 Abs. 3 AEUV verankerten Subsidiaritätsprinzips, nach dem die EU in den nicht in ihre ausschließliche Zuständigkeit fallenden Bereichen nur dann tätig werden darf, wenn »die Ziele der in Betracht gezogenen Maßnahmen von den Mitgliedstaaten weder auf zentraler noch auf regionaler oder lokaler Ebene ausreichend verwirklicht werden können«. Zur Begründung wird zumeist auf die bessere Kenntnis der örtlichen Problemlagen verwiesen; aus ökonomischer Sicht überzeugender ist allerdings das Konzept der »externen Effekte«: Nur Maßnahmen, deren Wirkungen europaweit (oder zumindest in mehreren Mitgliedstaaten) anfallen, sollten demnach auf der EU-Ebene angesiedelt werden. Maßnahmen, deren Wirkungen national oder regional begrenzt bleiben, können hingegen im Zweifel besser von den einzelnen Mitgliedstaaten oder deren nachgelagerten Gebietskörperschaften erfüllt werden. 

			Die einschlägigen ESI-Verordnungen unterlaufen jedoch den Grundsatz der Subsidiarität, indem mit Verweis auf die »großen Unterschiede im Entwicklungsstand der verschiedenen Regionen« und die »begrenzten finanziellen Mittel der Mitgliedstaaten und Regionen« ausgeführt wird, dass das Ziel der Stärkung des wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalts »von den Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht werden kann, sondern vielmehr auf Unionsebene besser zu erreichen ist«.1 Begründet werden Interventionen der EU also primär durch divergierende fiskalische Möglichkeiten, nicht aber durch allokationspolitisch fundierte Argumente. Überzeugen kann die von der EU-Kommission angeführte Begründung jedoch nur bei der Förderung von Regionen in wirtschaftlich schwachen Mitgliedsländern; im Falle der ESI-Förderung für Regionen in wirtschaftsstarken Mitgliedstaaten stellt sich die Frage, weshalb dies nicht auch von den Nationalstaaten übernommen werden kann. 

			Problematisch erscheint es überdies, dass die EU mit ihrer Politik Ziele verfolgt, die nicht notwendigerweise mit den Prioritäten der Mitgliedsländer bzw. ihrer untergeordneten föderalen Ebenen übereinstimmen. Unproblematisch wäre dies nur, wenn im Rahmen der EU-Strukturpolitik ausschließlich EU-Mittel zum Einsatz kämen. Tatsächlich aber stellen die EU-Mittel lediglich eine Teilfinanzierung dar, die von den Empfängern mit eigenen Mitteln in teils erheblichem Umfang zu ergänzen sind. Somit werden durch die Inanspruchnahme von EU-Geldern auf Landesebene Mittel gebunden, die möglicherweise anderenfalls besser hätten verwendet werden können. Zwar besteht keine Verpflichtung, EU-Hilfsprogramme auch anzunehmen; im politischen Prozess ist es aber schwierig, EU-Gelder mit Verweis auf hohe Kofinanzierungskosten abzulehnen: Gelder werden nur deswegen ausgegeben, weil sie verfügbar sind. Die damit verbundene Einschränkung eigener Handlungsspielräume wird dabei in Kauf genommen und häufig nicht weiter hinterfragt.  

			EU-Kompetenzen im Bereich der Förderpolitik ließen sich (abweichend vom Subsidiaritätsprinzip) allerdings dann rechtfertigen, wenn damit die »Vertiefung« der Europäischen Union erreicht werden könnte – die durch die EU unterstützten Projekte und Programme also einen (politisch definierten) »europäischen Mehrwert« generieren würden. Bei den meisten durch EFRE, ESF und wohl auch ELER geförderten Projekten ist ein solcher europäischer Mehrwert allerdings nicht unmittelbar zu erkennen, da deren Wirksamkeit zumeist regional beschränkt bleibt. Ein wesentlicher Grund hierfür ist, dass ein »europäischer Mehrwert« seitens der EU-Kommission bereits dann als gegeben angenommen wird, wenn in den landesseitig formulierten Programmrichtlinien die von der EU-Kommission vorgegebenen Zielsetzungen (definiert durch die in Verordnung 1303/2013 definierten thematischen Prioritätsachsen) adressiert werden. Bei der konkreten Projektauswahl hingegen wird weder von der EU-Kommission noch von den nationalen Verwaltungsbehörden überprüft, ob damit ein europäischer Mehrwert erreicht wird. Nähere Betrachtung der durch die einzelnen Fonds finanzierten Projekte nährt zusätzliche Zweifel, ob damit überhaupt ein europäischer Mehrwert erreicht werden kann, da diese selbst bei formal investiver Verwendung der Mittel vielfach eher konsumtive Bedürfnisse der lokal ansässigen Bevölkerung befriedigen. Dies gilt insbesondere für die Vielzahl der über den ELER finanzierten Maßnahmen zugunsten des ländlichen Raumes, bei denen auch ein Wachstumseffekt nicht zu erkennen ist. Insoweit rechtfertigt bei objektiver Betrachtungsweise wohl auch das Ziel einer verbesserten europäischen Integration nicht die weitreichenden Befugnisse der EU-Kommission im Bereich der Kohäsionspolitik. 

			Schließlich ist zu bedenken, dass Regionalpolitik grundsätzlich in einem Spannungsfeld zwischen »Ausgleichs- und Wachstumszielen« steht: Eine Umverteilung zugunsten der strukturschwächeren Regionen benachteiligt die stärkeren Regionen und kann damit das gesamtwirtschaftliche Wachstum beeinträchtigen (sei es direkt über eine Umverteilung hin zu Regionen mit geringerer Grenzproduktivität oder indirekt über den auf die stärkeren Regionen entfallenden überproportionalen Finanzierungsanteil regionalpolitischer Maßnahmen). Bei der ESI-Förderung wird dieser Konflikt dadurch zu entschärfen versucht, dass alle Regionstypen in unterschiedlichem Umfang von der Förderung profitieren können – was jedoch das gewünschten Fördergefälle zwischen wohlhabenderen und weniger wohlhabenden Regionen wieder reduziert und letzten nur zu mehr, aber nicht unbedingt zu wirkungsvolleren Interventionen führt. Dies spricht dafür, eine stärkere Trennung zwischen regionalökonomischen Instrumente einerseits und wachstumspolitischen Instrumenten andererseits vorzunehmen und nicht, wie es bislang geschieht, regional- und wachstumspolitische Ziele mit dem gleichen kohäsionspolitischen Instrumentarium erreichen zu wollen. 

			Aus Sicht des ifo Instituts sollten deswegen die grundlegenden Mechanismen der EU-Kohäsionspolitik nochmals überprüft werden. Aus ordnungsökonomischer Sicht sollte dabei insbesondere dem Subsidiaritätsprinzip wieder mehr Nachdruck verliehen werden. Der Brexit bietet eine Chance dafür, hier eine grundlegende Neuorientierung vorzunehmen, weil mit dem Ausscheiden Großbritanniens als Nettozahler der EU das Gesamtvolumen des EU-Haushalts zurückgeht und deswegen neu über die Prioritäten der Ausgabenpolitik der EU nachgedacht werden muss. Bislang liegen nur Vorschläge der EU-Kommission über den künftigen Mehrjährigen Finanzrahmen (2021–2027) vor, so dass (trotz engen Zeitplans) noch Zeit besteht, entsprechende Anpassungen vorzunehmen. 

			Insbesondere ist es wenig überzeugend, wenn die EU unter dem Vorwand kohäsionspolitischer Argumente auch Maßnahmen in den stärker entwickelten Regionen der Mitgliedsländer finanziert. Hier scheint eine Rückübertragung in nationale Verantwortung sinnvoll – zumal bei vielen der von der EU finanzierten Maßnahmen der Verdacht naheliegt, dass diese ohnehin nur durchgeführt werden, weil hierfür Geld zur Verfügung steht. Budgetärer Druck könnte helfen, bei der Auswahl der Maßnahmen ihren Beitrag zur Erreichung nationaler oder regio­naler Ziele stärker zu berücksichtigen. Die Effizienz der Regionalpolitik, aber auch ihre Wirksamkeit könnte dadurch deutlich erhöht werden. Allerdings setzt dies wohl auch eine Entlastung bei den Zahlungen der Mitgliedsländer an die EU voraus – dieser Spielraum wäre aber gegeben, wenn mit einer Konzentration auf die Aufgaben mit einem echten europäischen Mehrwert auch die Ausgaben der EU entsprechend reduziert würden. 
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			Fallstricke der Armutsdebatte

		

		
			Der folgende Beitrag1 fokussiert auf die Armutsdebatte und damit auf die Kommunikation zu Armut und Armutsrisiko in Deutschland. Von den dominanten Vorstellungen zu Armut hängt ab, wie Maßnahmen zur materiellen Besserstellung armer Personen oder zur Erhöhung ihrer Teilhabechancen bewertet und ob sie als wirksam eingeschätzt werden. Mit der verbreiteten Unkenntnis einiger für eine Transferpolitik relevanter Sachzusammenhänge sind hohe kommunikative Risiken für die politisch Handelnden verbunden; sie erschweren eine zielgerichtete Politik im Interesse armer Menschen.

		

		
			Grundsicherungsbezug: Ein höchst problematischer Armutsindikator

			Die Zahl bzw. die Quote der Bezieher von Grundsicherungsleistungen ist neben der Armutsrisikoquote der öffentlich am stärksten präsente Armuts­indikator. Hier wird der Umfang eines sozialen Problems anhand der Hilfen gemessen, die der Sozialstaat zu seiner Linderung oder Überwindung bereitstellt. Vor bereits mehr als drei Dekaden hatte Amartya Sen (1983) auf die »Perversität« dieses Armutsmaßes hingewiesen. Hebe die Regierung, um Armut zu bekämpfen, die Grundsicherung an, so wachse zwangsläufig die Zahl ihrer Bezieher. Scheinbar wachse also die Armut, obwohl sie doch besser bekämpft werde. Bei einer Senkung gilt das Umgekehrte.

			Eigentlich sollte man meinen, dass dieser Zusammenhang so unmittelbar einleuchtend ist, dass daraus keine politisch folgenschweren Kommunikationsrisiken resultieren. Dem ist jedoch nicht so. Der starke Anstieg der Zahl der Bezieher der Grundsicherung im Alter in den Jahren nach ihrer Einführung 2003 wird einseitig als Beweis für steigende Alters­armut herangezogen, obwohl mit dem 2003 erfolgten faktischen Verzicht auf den Regress des Sozialamts bei den Kindern der Empfänger die Bedingungen für den Transferbezug im Rentenalter massiv verbessert wurden. Die hohe psychische Belastung, mit dem Grundsicherungsbezug den Kindern materiell zur Last zu fallen, entfiel, entsprechend wurde sie – was das Ziel der Reform war – vermehrt beantragt, ohne dass es gelungen wäre, verdeckte Armut im Alter vollständig zu überwinden. Auch bei Sozialverbänden, die diese Änderung lange gefordert hatten, unterbleibt jeglicher differenzierender Hinweis, wenn der Anstieg der Zahl der Empfänger der Grundsicherung im Alter benannt bzw. angeprangert wird. Dies gilt aber beispielsweise auch für Publikationen der Bertelsmann Stiftung (2017, S. 1). 

			Das kommunikative Problem der Gleichsetzung von Grundsicherungsbezug und Armut ist in Folge der Agenda 2010 größer geworden. Denn es war eine ausdrückliche Zielsetzung, die Aufnahme einer Arbeit aus dem Transferentzug attraktiver zu machen, dazu wurde der Transferentzug moderat gesenkt. Die Nettoeinkommenskurve im unteren Bereich der Einkommen hat dadurch einen etwas weniger flachen Verlauf erhalten. So unbefriedigend die Regelung im SGB II zur Anrechnung von Erwerbseinkommen ist (vgl. Peichletal. 2017), sie stellt immerhin sicher, dass jeder, der arbeitet, ein (etwas) höheres Nettoeinkommen hat, als wenn er – in der gleichen Haushalts- und Familienkonstellation – nicht arbeiten würde. Der maximal mögliche Zusatzbetrag bei einem Alleinverdiener ist 300 bzw. 330 Euro (bei mindestens einem Kind in der Bedarfsgemeinschaft). Die Zuverdienstregelung hat faktisch das seit Einführung der Sozialhilfe geltende Lohnabstandsgebot abgelöst. Die mathematisch zwingende Folge einer Zuverdienstregelung sind aber Erwerbstätige, die ergänzendes Arbeitslosengeld II erhalten. Die Zahl der Empfänger wird dadurch größer, somit werden scheinbar die Probleme größer. 

			Zudem: Erwerbstätige Bezieher von Arbeitslosengeld II gelten in der deutschen Debatte als working poor. Dies sind derzeit 1,1 Millionen, davon sind etwa 1 Million abhängig beschäftigt, für 900000 von ihnen sind die Strukturmerkmale ihrer Beschäftigung erfasst (Daten vom Januar 2018). 360000 haben lediglich einen Minijob. Hier wird der Transferbezug in beschränktem Umfang durch Arbeit ergänzt, die Bedingungen dafür sind mit der Agenda 2010 verbessert worden. Weitere 376000 arbeiten in einer sozialversicherungspflichtigen Teilzeitbeschäftigung. Auch ein Teilzeitjob reicht häufig nicht, zumal wenn ein Partner oder Kinder zu versorgen sind. 191000 arbeiten in Vollzeit, davon sind 60000 Auszubildende, weitere 80000 leben in Bedarfsgemeinschaften mit Kindern (vgl. Bundesagentur für Arbeit 2018b, S. 24). 

			Die häufig geforderte Alternative, den Lohnabstand durch eine deutliche Anhebung des Mindestlohns zu gewährleisten, existiert nur scheinbar. Keine Mindestlohnpolitik kann es leisten, dass stets auch eine Teilzeitbeschäftigung zum Leben reicht. Auch Vollzeitarbeit kann dies nicht in allen Familienkonstellationen garantieren. Wollte man allein über einen Mindestlohn sicherstellen, dass beispielsweise der Alleinverdiener einer fünfköpfigen Familie das soziokulturelle Existenzminimum auf heutiger Höhe und den ihm zustehenden Zuverdienst ausschließlich durch sein Erwerbseinkommen (zuzüglich Kindergeld) erwirtschaften kann, wäre ein Mindestlohn von fast 16 Euro erforderlich. Das fordert niemand, der kundig ist. Es wird also weiterhin Erwerbstätige geben, die ergänzendes Arbeitslosengeld II oder Kinderzuschlag (oder vergleichbare Transfers) erhalten, ohne dass man dafür arbeitsmarktpolitische Versäumnisse verantwortlich machen kann. 

			Viele Beiträge zur Reform der Grundsicherung offenbaren, dass das Zusammenspiel der unterschiedlichen Stellschrauben der Grundsicherungspolitik nicht ausreichend verstanden oder ignoriert wird. Man kann sich mit guten Argumenten sowohl für eine Erhöhung der Regelsätze als auch für eine Senkung der Transferentzugsraten stark machen. Damit wächst jedoch der Kreis der Bezieher deutlich, weil mehr Bezieher geringer Erwerbseinkommen und geringer Renten ergänzende staatliche Unterstützung bekommen. Mehr Menschen mit geringem Erwerbseinkommen erhielten zwangsläufig ergänzendes ALGII, die Zahl der working poor nähme scheinbar zu.

			Bei einer Transferentzugsrate von durchgängig 60% entstünde ein Anspruch auf ergänzendes Arbeitslosengeld II auch für zahlreiche Bezieher mittlerer Einkommen, wie eine Simulationsrechnung von Peichl et al. (2017, S. 28 f., 50) zeigt. Blieben die sonstigen Regelungen unverändert, würde jeder, der diese Ansprüche geltend machen wollte, ein Kunde des Jobcenter. Wir würden, überspitzt gesagt, zu einem Volk von ergänzenden Hartz-IV-Empfängern und vermutlich in öffentlicher Wahrnehmung kurz darauf zu einem Volk von working poor. 

			Es gibt aktuelle Bemühungen, den Hilfebezug als Armutsindikator noch auszuweiten. Der Kinderschutzbund bezeichnet auch die Kinder als arm, die in Familien leben, die Kinderzuschlag erhalten (oder Anspruch darauf hätten) oder Wohngeld beziehen. So kommt er auf eine Dunkelziffer bei der Kinderarmut von 1,4 Millionen. Diese Zahl ist im Sommer 2018 in nahezu allen Medien aufgegriffen worden, ohne dass die Sinnhaftigkeit der vom Kinderschutzbund vorgenommenen Erweiterung des Armutsbegriffs diskutiert worden wäre. In der Logik des Kinderschutzbundes wird die Kinderarmut als Folge des sog. Starke-Familien-Gesetzes weiter zunehmen. Durch die Reform des Kinderzuschlags werden nach Schätzung des Bundesfamilienministeriums weitere 1,2 Millionen Kinder erreicht. Ihre Eltern werden dann als Folge des sog. Gute-Kita-Gesetzes von Kita-Gebühren befreit, auch der Eigenanteil für die gemeinschaftliche Mittagsverpflegung und die Schülerbeförderung wird für sie entfallen. Trotz dieser materiellen Verbesserungen: In der Logik des Kinderschutzbundes wird die Armut dadurch steigen. Das gleiche erfolgte bei einer Erhöhung des Wohngeldes. 

			Fazit: Die Verwendung der Zahl der Grundsicherungsbezieher als Armutsindikator führt zu einer folgenschweren kommunikativen Falle für verantwortliche Akteure der Sozialpolitik: Durch die Erhöhung von Grundsicherungsleistungen, durch niedrigere Transferentzugsraten, durch einen Ausbau des Kinderzuschlags und Maßnahmen, die eine höhere Inanspruchnahme zustehender Leistungen bewirken, kann die materielle Lage armer Haushalte verbessert werden. Dies führt aber zu einer deutlichen Ausweitung der Zahl der Bezieher und damit zu vermeintlich mehr Armut, was das Scheitern der Bemühungen im Kampf gegen die Armut zu belegen scheint. 

			Armutsrisikoquote – oft zu grob, um Wirkungen zu messen

			Der neben der Grundsicherungsquote zweite dominante Armutsindikator ist die Armutsrisikoquote, gemessen anhand einer Armutsrisikoschwelle in Höhe von 60% des Medians der bedarfsgewichteten Nettoäquivalenzeinkommen. Die Konvention ist mittlerweile europaweit durchgesetzt; frühere Armutsgrenzen von 40% oder 50% des durchschnittlichen oder mittleren Einkommens, die noch im ersten und zweiten Armuts- und Reichtumsbericht der Bundes­regierung von 2001 und 2005 zusätzlich zur 60%-Schwelle referiert wurden, spielen keine Rolle mehr. Da die Europäische Union zwar eine Konvention für das »Armutsrisiko« bestimmt hat, sich aber nicht festgelegen wollte, was »Armut« bedeutet, waren kommunikative Fallen vorprogrammiert. Hinweise zur Differenzierung bleiben folgenlos. Ein relatives Armutsrisiko wird mit relativer Armut und diese mit Armut gleichgesetzt. Die Konvention der EU rückt in der öffentlichen Wahrnehmung in die Nähe eines absoluten Armutskonzeptes. Gefördert wird dies durch das Faktum, dass die meisten Medienberichte über Armutsrisikodaten mit Bildern von obdachlosen oder Flaschen sammelnden Menschen bebildert sind. Relative Armut in einem reichen Land mit einem ausgebauten Sozialstaat ist häufig nicht so sichtbar, dass sie sich für eine plakative Bebilderung eignen würde.

			Auch bei einer einheitlichen Verwendung der 60%-Konvention ergeben sich unterschiedliche Armutsrisikoschwellen je nach den verwandten Einkommenserhebungen und der ihnen zugrunde liegenden Methodik. Die Armutsrisikoschwelle für eine alleinstehende Person beträgt in Euro: 969 (Mikrozensus 2016), 1086 (SOEP 2015), 1096 (EU-SILC2017) und 1189 (EVS 2013). Tabelle 1 vergleicht die Armutsrisikoschwellen mit dem Grundsicherungsniveau für die jeweiligen Jahre. Dies ist eine Durchschnittsbetrachtung, die Differenzen schwanken regional und im Einzelfall stark aufgrund sehr unterschiedlicher Kosten der Unterkunft.2 Die Armutsrisikoschwellen für Alleinstehende liegen substanziell oberhalb des Grundsicherungsniveaus einer alleinstehenden Person: beim Mikrozensus 2016 um 33%, beim SOEP 2015 um 51%, bei der EVS 2013 sogar um 71%. 
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							Vergleich der Armutsrisikoschwellen und der Grundsicherung bei durchschnittlichen Kosten der Unterkunft
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							Mikrozensus

						
							
							2016

						
							
							969
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							325
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							2015
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							2013

						
							
							1189

						
							
							382

						
							
							313

						
							
							695

						
							
							494

						
							
							71,1

						
							
							
					

					
							
							Alleinerziehende (ein Kind, sechs Jahre, Regelbedarfsstufe 5)
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							Paar mit zwei Kindern (ein Kind unter, ein Kind über 14 Jahre; Regelbedarfsstufen 4 und 5)
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							Durchschnittliche Kosten der Unterkunft 2017: Alleinstehende: 330 Euro, Alleinerziehende: 470 Euro, Paar mit zwei Kindern: 667 Euro (vgl. Bundesagentur für Arbeit 2018a, S. 62). Rückrechnung auf die jeweiligen Jahre nach Verbraucherpreisindex für Nettokaltmiete und Nebenkosten. 

						
					

					
							
							Quelle: Berechnung des Autors.

						
					

				
			


		
			Bei einem Paar mit zwei Kindern (eines unter 14, eines über 14 Jahre) sind diese Prozentwerte niedriger als bei Alleinstehenden, beim Mikrozensus 2016 14%, beim SOEP 2015 29% und bei der EVS 2013 46%. Bei Alleinerziehendenhaushalten dagegen liegt die Armutsrisikoschwelle des Mikrozensus knapp unterhalb des Grundsicherungsniveaus. Hier wirkt einerseits der Alleinerziehendenzuschlag, und zudem ist die Armutsrisikoschwelle niedrig, da Kinder bis 14 Jahre nur mit einer Äquivalenzziffer von 0,3 berücksichtigt werden3. Beim SOEP liegt die Armutsrisikoschwelle 11%, bei der EVS 27% über dem Grundsicherungsniveau.

			Um nicht missverstanden zu werden: Die Quintessenz des Vergleichs von Grundsicherungsniveau und Armutsrisikoschwelle ist nicht, dass die Armutsrisikoschwellen »zu hoch« wären; die 60%-Schwelle ist eine politische Setzung, die nicht aufgrund eines Vergleiches mit dem Grundsicherungsniveau bestätigt oder verworfen werden kann. Aber aus den dargelegten Differenzen resultiert eine weitere kommunikative Problematik. Veränderungen beim Einkommen, sei es durch höheres Wohngeld oder durch die Aufnahme oder Ausweitung der Beschäftigung, einen niedrigeren Transferentzug oder durch den Zugang zu besser bezahlter Arbeit, haben keinen Einfluss auf die gemessene Armutsrisikoquote, solange die Armutsrisikoschwelle nicht übersprungen wird. Die Veränderungen erscheinen als armutspolitisch irrelevant.

			Ungeeignete Indikatoren für internationale Agenden

			Da die Armutsrisikoquote vom Wohlfahrtsniveau einer Gesellschaft abstrahiert, ergeben sich Interpretationsprobleme, wenn sie für internationale Zielumschreibungen genutzt wird. Der Anteil der Armen verändert sich – unabhängig vom Wohlstand einer Gesellschaft – nicht, solange die relative Verteilung der Einkommen unverändert bleibt. Die Armutsrisikoquote ist somit ein Maß der Verteilung mit Fokus auf untere Einkommensgruppen. 

			Die Europäische Union hat mit der Strategie 2020 als Indikator die Zahl der von Armut und Ausgrenzung betroffenen Menschen (risk of poverty or social exclusion) eingeführt. Dies ist ein Mischindikator, der drei unterschiedliche, sich stark überlappende Gruppen kombiniert: 

			
					die Bevölkerung mit einem äquivalenzgewichteten Einkommen unterhalb der 60%-Schwelle (Armutsrisiko), 

					diejenigen, die in Befragungen zu ihrer Lage vier oder mehr von neun Indikatoren materieller Deprivation bestätigen (erhebliche materielle Deprivation),

					sowie Personen in Haushalten ohne oder mit einer sehr geringen Erwerbsbeteiligung, die unterhalb von 20% des Vollzeiterwerbspotenzials der Haushaltsmitglieder liegt.

			

			Als Problemindikator auf EU-Ebene ist die Quote der von Armut und Ausgrenzung betroffenen Personen ungeeignet. Quantitativ dominiert wird sie von der Armutsrisikoquote. Diese summiert Armutslagen auf sehr unterschiedlichen Niveaus. Sie ist auch unsensibel gegenüber großen Wohlfahrtsverlusten, solange die relative Einkommensverteilung in der Krise einigermaßen konstant bleibt, wie das Beispiel Griechenland zeigt. Die dortige Armutsrisikoquote hatte sich in der massiven Wirtschaftskrise nur geringfügig erhöht. Ob die Disparitäten zwischen den Mitgliedsländern der EU zu- oder abnehmen, ist der Quote der von Armut und Ausgrenzung betroffenen Personen nicht zu entnehmen. Die Disparitäten könnten massiv zunehmen; solange die Armutsrisikoquoten innerhalb der Mitgliedsländer konstant bleiben, zeigt der EU-Indikator keine Veränderung an. Eine deutliche Senkung des Indikators wäre nur möglich, wenn die nationalen Armutsrisikoquoten deutlich zurückgingen. Da die Armutsrisikoquote ein Maß der Ungleichheit mit einem besonderen Fokus auf untere Einkommensgruppen ist, müssten die Einkommensverteilungen in den Mitgliedsländern deutlich gleicher werden. Darauf deutet nichts hin. Das somit völlig sichere Verfehlen des Ziels, die Zahl der von Armut und Ausgrenzung betroffenen Personen um 20 Millionen. zu senken, wird 2020 ebenso wortreich wie folgenlos beklagt werden.

			Vollends abgekoppelt von realen Bezügen der politischen Umsetzung ist das Unterziel 1.2. der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung der Vereinten Nationen. Es setzt den Anspruch, »bis 2030 den Anteil der Männer, Frauen und Kinder jeden Alters, die in Armut in all ihren Dimensionen nach der jeweiligen nationalen Definition leben, mindestens um die Hälfte [zu] senken.« (UN Generalversammlung 2015) Auf Deutschland bezogen wird man dies wohl an der 60%-Schwelle messen. Die Armutsrisikoquote müsste bis 2030 von etwa 16% auf 8% sinken. Sie wäre damit niedriger als in den skandinavischen Wohlfahrtsstaaten, aber auch niedriger als in Deutschland Mitte der 1980er Jahre, als die Verteilung der Erwerbseinkommen und der verfügbaren und Einkommen deutlich gleicher war als heute. 

			Es sind keinerlei Entwicklungen absehbar, die dahin führen könnten. Selbst substanzielle transferpolitische Reformen erreichen die im UN-Ziel geforderte Dimension bei weitem nicht. Das soll an zwei Beispielen der jüngeren Reformdebatte erläutert werden. So schätzen Blömer, Bonin und Stichnoth (2016) in einem Gutachten für Bündnis 90/Die Grünen die Wirkungen unterschiedlicher Optionen für eine verbesserte materielle Absicherung von Kindern. Die von ihnen berechnete Option mit der höchsten fiskalischen Belastung (15 Mrd. Euro) ist die Abschaffung der Kinderfreibeträge verbunden mit einem für alle Kinder einheitlichen und deutlich erhöhten Kindergeld (306 Euro4). Die Armutsrisikoquote (bei konstant gehaltener Armutsrisikoschwelle!) sänke bei Paaren mit Kindern um 2 Prozentpunkte, bei Alleinerziehenden um 4 Prozentpunkte und bei der Gesamtbevölkerung um 1,1 Prozentpunkte. Von der Kindergelderhöhung würden auch Familien mit mittlerem Einkommen profitieren. Berücksichtigt man die simulierte Steigerung des Medianeinkommens und damit die erhöhte Armutsrisikoschwelle, die bei der Armutsmessung nach der Reform zugrunde gelegt würde, fällt der Rückgang der Armutsrisikoquote nochmal deutlich bescheidener aus: 1,4 Prozentpunkte bei Paaren mit Kindern, 1,7 Prozentpunkte bei Alleinerziehenden und 0,2 Prozentpunkte bei der Gesamtbevölkerung (vgl. Blömer, Bonin und Stichnoth 2016, S.22, 36–40, 102, 109).

			Zu einem höheren, aber insgesamt doch begrenzten Rückgang der Armutsrisikoquote würde ein bedingungsloses, einkommensabhängiges Garantieeinkommen führen, das Robert Habeck in die Diskussion gebracht hat. Verschiedene Varianten haben Blömer und Peichl (2018) für Bündnis 90/Die Grünen abgeschätzt. Die umfangreichste Variante sieht eine Erhöhung des Regelbedarfs bei Erwachsenen um 100Euro und bei Kindern um 80 Euro sowie eine Senkung des Transferentzugs auf durchgängig 70% vor. Eine Vermögensprüfung soll entfallen. Nicht berücksichtigt ist die von Habeck (2018) als Langfristperspektive genannte Individualisierung der Leistungsansprüche und damit die Nichtberücksichtigung des Haushaltskontextes. Der fiskalische Mehrbedarf wird in einer Morning-after-Schätzung (d.h. statische Sofortwirkungen ohne Verhaltenseffekte) mit ca. 55Mrd. Euro beziffert.5 Bei Berücksichtigung von Effekten auf dem Arbeitsmarkt wären die Kosten höher. Die Senkung der Transferentzugsrate auf 70% wird zwar moderate positive Effekte auf das Arbeitsangebot haben.6 Jedoch ist zu erwarten, dass die Suchdauer in der Arbeitslosigkeit steigen wird, wenn ein Rückgriff auf Vermögen faktisch nicht mehr erforderlich ist und die Leistung zudem bedingungslos ist. Zudem wäre es nicht konsequent, das Garantieeinkommen im Falle der Aufnahme eines Studiums zu verweigern, somit würde die Lebensunterhaltssicherung aller Studierenden in öffentliche Verantwortung übergehen. Damit wären sehr grob überschlagen weitere Kosten in Höhe von ca. 20 Mrd. Euro verbunden.7 Trotz einer solchen sehr teuren Megareform ginge die Armutsrisikoquote bei konstant gehaltener Armutsrisikoschwelle um 5,6Prozentpunkte und bei dynamisierter Schwelle um lediglich um 4,3 Prozentpunkte zurück (vgl. Blömer und Peichl 2018, S. 51). Das wäre zweifelsohne eine substanzielle Reduktion, mit der der Anstieg der Armutsrisikoquote zwischen 1998 und 2005 rückgängig gemacht würde; das UN-Ziel würde dennoch weit verfehlt. Das Ziel ist utopisch. Das gilt auch dann, wenn es breite Mehrheiten gäbe, die Umverteilung in Deutschland deutlich auszubauen und die Mitte auch bereit wäre, die damit verbundenen höheren Steuern und Abgaben zu zahlen.

			Da die Armutsrisikomessung vom Wohlfahrtsniveau abstrahiert, haben Veränderungen im Steuer- und Transfersystem, die neben den Haushalten im Armutsrisiko auch die Mitte besserstellen, den Effekt, dass der statistisch ausgewiesene Rückgang der Armutsrisikoquote aufgrund des Anstiegs der Armutsrisikoschwelle deutlich niedriger ausfällt als bei einer fixierten Armutsrisikoschwelle. Auch das erzeugt den Eindruck fehlender Wirksamkeit armuts­politischer Maßnahmen. Dieser Effekt kann auch eintreten, wenn eine Besserstellung der Mitte nicht intendiert ist, aber über den Transferentzugsmechanismus faktisch erfolgt.

			60%-Grenze: Statistische Konvention oder sozialpolitische Norm?

			Wenn Armutsrisiko und Armut gleichgesetzt werden, dann ist es naheliegend zu fordern, dass Transfersysteme immer so ausgestaltet werden müssen, dass ein Einkommen auf der Höhe oder oberhalb der Armutsrisikoschelle gesichert ist. Die statistische Konvention der Armutsrisikoschwelle würde zu einer sozialpolitischen Norm. Dies hieße, eine politisch verantwortete Bedarfsfestsetzung aufzugeben. Damit es in keiner der verfügbaren Erhebungen zum Ausweis einer Armutsrisikopopulation kommt, müssten sich die Transfersysteme an der höchsten Armutsschwelle, derzeit der EVS (2013: 1189 Euro), orientieren. 

			Eine Kostenabschätzung müsste nicht allein die Anhebung der Transfers für die heutigen Transferempfänger berücksichtigen; abhängig von der Höhe des Transferentzugs würden zahlreiche Haushalte in der Mitte Ansprüche auf ergänzende Transferleistungen erhalten; die fiskalischen Kosten lägen deutlich über der oben referierten Abschätzung zu einer Variante des Garantieeinkommens von Habeck, da der dort angenommene Anstieg der Grundsicherung bei Alleinstehenden und Paaren mit Kindern die Differenz zwischen Grundsicherungsniveau und Armutsrisikoschwelle nicht ausgleicht. Es entstünden neue Fragen. In der politischen Debatte zur Umsetzung würde sicherlich die Unterscheidung zwischen Armutsrisiko und Armut eine Rolle spielen. Angesichts hoher fiskalischer Belastungen würde man öffentlich dar­über streiten, ob es wirklich angemessen ist, Ausbildungsvergütungen so deutlich aufzustocken. Eine Reform der Ausbildungsförderung wäre zielgenauer und günstiger.

			Zudem: Die Armutsmessung erfolgt mit Hilfe bundesweit einheitlicher Armutsrisikoschwellen. Es wäre höchst fragwürdig, die ergänzende staatliche Unterstützung an einem bundesweiten Durchschnitt zu orientieren, der für die Lebenssituation in städtischen Ballungsräumen mit hohen Mieten unangemessen ist. Also müsste ein Transfersystem weiterhin den örtlichen Mietspiegel berücksichtigen und die Unterstützungsleistung regional differenzieren. Auch wenn dies in pauschalierender Weise erfolgte, wäre die erreichbare Einzelfallgerechtigkeit geringer als im jetzigen Grundsicherungssystem, das individuell für jeden Hilfeberechtigten die angemessenen Kosten für die Unterkunft und Heizung übernimmt. Auch wird ein staatliches Unterstützungssystem, das politische Akzeptanz finden soll, nicht umhinkommen, die Vermögensverhältnisse der zu unterstützenden Personen individuell zu erfassen.

			Die Überlegungen zeigen: Eine statistische Konvention eignet sich nicht ohne weiteres als sozialpolitische Norm. Ein bedarfsgeprüftes Grundsicherungssystem ist zielgenauer. Wo es Defizite aufweist, muss es weiterentwickelt werden. Die Höhe der Grundsicherungsleistungen ist politisch auszuhandeln.

			Debatte zu geeigneten Indikatoren notwendig

			

			Zielindikatoren, die auch substanzielle Fortschritte nicht messen, unerreichbar sind oder irrelevant, sind für einen rationalen politischen Diskurs ungeeignet. Je nach politischer Einstellung laden sie dazu ein, Probleme von Armut und Ausgrenzung zu ignorieren oder für aufgeblasen zu halten oder auf der anderen Seite völlig unabhängig von allen Bemühungen staatlicher Sozialpolitik das immer gleiche Elend zu konstatieren. Ein rationaler Diskurs über Armut und Ausgrenzung ist auf geeignete Indikatoren und zudem ein angemessenes Verständnis dieser Indikatoren durch die Öffentlichkeit angewiesen. Somit steht an, erneut über geeignete Indikatoren zu sprechen.

			Die Armutsrisikoquote ist ein grobes Verteilungsmaß mit dem Fokus auf untere Einkommensgruppen. Für einen genaueren Blick wäre es sinnvoll, die Erfassung unterer Einkommen zu differenzieren und unterschiedliche Quoten ausweisen. Ob es gelingt, unterschiedliche Quoten mit kommunizierbaren Begriffen zu belegen, ist eine offene Frage. Man könnte ein Einkommen unter 40% des mittleren Einkommens als »starke (relative) Armut«, unter 50% als »(relative) Armut« und unter 60% als »Armutsrisiko« bezeichnen. Auch Personen mit einem Einkommen unterhalb von 70% des mittleren Einkommens verdienten einen differenzierteren Blick. Sie sind zwar nicht von Armut bedroht, leben aber in einem Wohlstand, den man als prekär bezeichnen kann.8 Ein besonderes Ereignis – wie eine Scheidung, eine längerfristige Erkrankung oder Arbeitslosigkeit – kann rasch dazu führen, dass diese Personen in das (relative) Armutsrisiko absteigen. Auch die vorgeschlagenen Schwellenwerte wären statistische Konventionen; die so ermittelten Quoten wären weiterhin unsensibel gegenüber dem Wohlstandsniveau, aber sie würden in ihrer Zusammenschau erlauben, differenzierter über Armut, Armutsrisiko und Ungleichheit in Deutschland zu sprechen. 

			Ob es allerdings für die Politik attraktiv ist, einen solchen Vorschlag (etwa im Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung) aufzugreifen, ist fraglich. Obwohl weiterhin – so der Vorschlag – die Quote gemessen an der 60%-Grenze berichtet wird, dürfte allein schon der Versuch, eine Unterscheidung zwischen Armutsrisiko und Armut zu ziehen, auf vehemente Vorwürfe stoßen, Armut verstecken oder »kleinraspeln« zu wollen. Der ergänzende Ausweis einer Quote, die sich auf die 70%-Schwelle bezieht – als Verteilungs- und nicht als Armutsindikator – würde das Risiko bergen, dass diese schleichend zum neuen faktischen Armutsindikator würde.

			Der ergänzende Bericht einer deutlich niedrigeren Schwelle (z.B. 40%-Schwelle) hätte einen wesentlichen Vorteil: Eine so gemessene starke (relative) Armut kann man mit einem Grundsicherungssystem oder anderen verteilungspolitischen Maßnahmen unterbinden. Olaf Groh-Samberg hat als sozialpolitisches Kriterium für die Definition von Armut die »Abschaffbarkeit von Armut« vorgeschlagen. »Eine Armutsberichterstattung, die nicht vorschnell vor ihrem Gegenstand kapitulieren will, muss dieses Ziel im Auge behalten. Der Begriff der Armut zielt eben nicht – zumindest nicht primär – auf soziale Strukturen und Mechanismen, die soziale Ungleichheiten hervorbringen, sondern auf eine extreme Symptomatik dieser Strukturen: auf individuelle Notlagen, die unmittelbar der Abhilfe bedürfen. Insofern sollte bereits bei der Definition von Armut … das Ziel der Abschaffbarkeit von Armut zum Ausdruck kommen.« (Groh-Samberg 2009, S. 117) Das Armutsrisiko gemessen an der 60%-Schwelle kann immer nur mehr oder weniger stark gemildert werden. Wenn man den Anspruch aufrechterhalten will, dass es in einem sozialstaatlich verfassten und zugleich reichen Land keine Armut geben soll, dann ist es notwendig, sich auf eine Definition von Armut zu verständigen, bei der staatliche Sozialpolitik diesen Anspruch auch erfüllen kann. 

			Als weiterer Ansatz der Differenzierung könnte man ergänzend Armutsrisikoquoten bei fixierter Armutsrisikoschwelle ausweisen, die das Kaufkraftniveau eines Basisjahres festhält. Im Falle Griechenlands wäre die massive Verschlechterung der sozialen Lage so unmittelbar offensichtlich geworden. 

			Der EU-Indikator der erheblichen materiellen Deprivation kann die Armutsrisikomessung sinnvoll ergänzen, verliert aber für Deutschland und andere Länder mit hohem Einkommen mehr und mehr seine Relevanz, weil drei9 der neun Items für die Unterscheidung der Lebenslagen der Haushalte heute bedeutungslos sind. Somit müssen de facto vier von sechs Mangelindikatoren bejaht werden, um eine erhebliche materielle Deprivation zu attestieren. Hilfreich wäre ein auf die Verhältnisse in Deutschland abgestimmter Indikator materieller Deprivation. So könnte z.B. aufgenommen werden, ob ein Haushalt aus finanziellen Gründen auf einen Internetzugang verzichtet. Was aufzunehmen sinnvoll ist, müsste ausführlich diskutiert werden. 

			Ein massives politisches Problem für eine zielgerichtete Politik der Armutsbekämpfung wird bleiben: die im politischen Diskurs tief verankerte Diskreditierung einer bedarfsgeprüften Grundsicherung. So überlegenswert es ist, einzelne Gruppen durch die Stärkung anderer Sicherungssysteme außerhalb der Grundsicherung zu unterstützen: solange die Diskreditierung der Grundsicherung nicht überwunden wird, verstärkt dies die Herabwürdigung derjenigen, die weiterhin im Grundsicherungsbezug verbleiben. Die Diskreditierung erschwert eine kluge Kombination von Grundsicherung und Rente (etwa durch eine Freibetragsregelung bei der Berechnung der Ansprüche für die ergänzende Grundsicherung im Alter), da dies ja dann, so der Vorwurf, auch nichts anderes sei als eine »Sozialhilfe Plus«. Mit der Aufgabe der Bedarfsprüfung ergäben sich neue fiskalische Belastungen, da Ansprüche bei Personen entstehen, die kein Armutsrisiko haben, ggf. auch der gut situierten Mitte angehören. Das zeigt etwa der Vorschlag von Habeck eines Garantieeinkommens, bei dem auf eine Vermögensprüfung bis zu einem Vermögen von 100000 Euro pro Person verzichtet wird. Es zeigt sich auch bei der aktuellen Diskussion, vom Teilleistungssystem der Pflegeversicherung abzurücken; er wird ebenfalls damit begründet, die Beantragung von Hilfe zur Pflege als Teil der Sozialhilfe sei pflegebedürften Menschen nicht zuzumuten. Entlastet würden die Haushalte in und oberhalb Mitte, während bei armen Pflegebedürftigen allein die Kosten vom Sozialhilfeträger zur Pflegeversicherung verschoben werden. Beitrags- und Steuererhöhungen wären die unvermeidlichen Begleiter eines Vollleistungssystems der Pflege. Wenn die Umverteilung in der gesellschaftlichen Mitte erhöht wird, besteht die Gefahr, dass der fiskalische Spielraum einer zielgerichteten Politik der Armutsbekämpfung dadurch enger wird. Es bleibt also die Aufgabe, die bedarfsgeprüfte Grundsicherung gegen pauschale Angriffe zu verteidigen. Wo Klagen bezüglich eines würdelosen Umfangs zu Recht erhoben werden, sind Regeln und die administrative Praxis zu ändern. 
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					1	Erweiterte Fassung eines Vortrags auf der Tagung »Armut und Armutspolitik« am SOCIUM, Universität Bremen, zum Gedenken an Stephan Leibfried (1944–2018), 1. Februar 2019.

		



			
				
					2	Zu den Kosten der Unterkunft vgl. auch Bundesministerium für Arbeit und Soziales (2017, S. 61). Bei dieser Quelle würden sich etwas niedrigere Werte für die Kosten der Unterkunft ergeben als in der Tabelle.

				

				
					3	Zur Kritik der starren, einkommensunabhängigen Äquivalenzziffern vgl. Garbuszus et al. (2018).

				

				
					4	Variante A2Ai; es wird ein Kindergeld in Höhe der Regelbedarfsstufe für Kinder im Alter von 14–17 Jahre des Jahres 2016 angesetzt.

				

				
					5	Fiskalische Wirkungen der Variante 2: 52,42 Mrd. Euro pro Jahr zuzüglich Kosten der 100%-Inanspruchnahme im Status quo, die mit 3 – 6,5 Mrd. Euro pro Jahr veranschlagt werden. Blömer und Peichl (2018, S. 52).

				

				
					6	Peichl et al. (2017, S. 35) schätzen die Beschäftigungseffekte einer durchgängigen Transferentzugsrate von 70% auf 66700 Vollzeitäquivalente.

				

				
					7	2,87 Millionen Studierende im Wintersemester 2018/2019 (Statistisches Bundesamt); bei 800 Euro pro Monat (somit ohne Berücksichtigung der von Habeck geforderten Erhöhung gegenüber den jetzigen Transferleistungen) jährliche Garantieleistung von 9.600 Euro pro Studierender, somit ergibt sich ein Betrag von 27,5 Mrd. Euro. Gegenzurechnen sind die Aufwendungen für BaföG für Studierende (Ansatz im Bundeshalthalt 2018, Titel 632 51-142: 1,5 Mrd. Euro) und wegfallendes Kindergeld bzw. Steuernachlässe für die Eltern von Studierenden bis 25 Jahre.

				

				
					8	Der Begriff des prekären Wohlstands wurde von Hübinger (1996) in die deutsche Armutsdebatte eingeführt.

				

				
					9	Verzicht auf Waschmaschine, Farbfernseher und Telefon aus finanziellen Gründen.
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			Einblicke in die internationale Migration: Chancen und Herausforderungen

		


		
			Das Thema Migration hat in den letzten Jahren viel Aufmerksamkeit erregt und auch auf der Forschungsagenda einen wichtigen Stellenwert eingenommen. Individuen verlegen ihren Lebensmittelpunkt aus unterschiedlichen Gründen und Forscher aus der ganzen Welt versuchen, die Beweggründe, die zu einer Migrationsentscheidung führen, zu verstehen. Der vorliegende Artikel gibt einen Überblick über aktuelle Zahlen, die sozioökonomischen Eigenschaften der wanderdenden Bevölkerung sowie die Migrationsgründe nach dem heutigen Kenntnisstand und versucht die Chancen und Herausforderungen, mit denen sich Politik und Forschung auf diesem Gebiet konfrontiert sehen, aufzuzeigen.

		

		
			Das Thema Migration hat in den letzten Jahren viel Aufmerksamkeit erregt und auch auf der Forschungsagenda einen wichtigen Stellenwert eingenommen. Individuen verlassen ihren Heimatort aus unterschiedlichen Gründen, wie etwa Krieg, Armut, politische Verfolgung, aber auch aufgrund von Arbeitsplatzwechsel, der Aufnahme eines Studiums oder aus einfacher persönlicher Neugier. Weltweit versuchen Forscher, die Beweggründe, die zu einer Migrationsentscheidung führen, zu verstehen. Sowohl der starke Zustrom von Geflüchteten nach Europa in den Jahren 2015/2016 als auch die Anwerbung und Integration qualifizierter Beschäftigter aus Ländern außerhalb der EU sind daher Themen der Politik und der Migrationsforschung. Trotz dieser Vielschichtigkeit gibt es jedoch keine eindeutige, international einheitliche Definition für Migrant oder Migrantin. Dies liegt vor allem daran, dass die Mindestaufenthaltsdauer, die den Freizeitaufenthalt von der langfristigen Verlegung des Lebensmittelpunkts unterscheidet, nicht überall gleich definiert ist (vgl. Münz 2009). In der Schweiz beispielweise gelten Nicht-Schweizer als Einwanderer oder Migranten, sobald sie sich mindestens zwölf Monate im Land aufhalten. In Deutschland ist dies dagegen in der Regel schon bei Aufenthalten ab drei Monaten der Fall. In den USA kann es wiederum Jahre dauern, bis Betroffene offiziell als Einwanderer anerkannt werden. In allen Ländern wird natürlich die legale Grenzüberschreitung vorausgesetzt, um offiziell als Migrantin oder Migrant zu gelten. In vielen afrikanischen und asiatischen Ländern ist eine derartige Zuordnung dagegen gar nicht erst möglich, da Zuwanderer nicht separat in amtlichen Statistiken ausgewiesen werden oder es keine derartigen Statistiken gibt (vgl. Münz2009). Somit handelt es sich auch bei der üblicherweise verwendeten Definition der Vereinten Nationen als »Person, die sein bzw. ihr Land des üblichen Aufenthalts verändert« (United Nations 1998, S.8) um eine eher vage Formulierung. 

			Im Jahr 2017 belief sich die Zahl der internationalen Migranten auf weltweit geschätzt 258 Millionen, davon waren ca. 234 Millionen Migranten im erwerbsfähigen Alter und ungefähr 164 Millionen waren Beschäftigte, was einem Anteil von knapp 64% entspricht (vgl. UN Data 2019). Die internationalen Wanderungsströme haben in den letzten Jahrzehnten stetig zugenommen. Die Vereinten Nationen schätzen, dass die Anzahl der Migranten zwischen 1990 und 2005 weltweit von knapp 155 Millionen um beinahe 36 Millionen auf rund 191 Millionen gestiegen ist (vgl. United Nations 2006). Die Industrieländer verzeichneten dabei den größten Anteil dieses Anstiegs (33 Millionen von 36 Millionen). Da auch die Gesamtbevölkerung weiter gewachsen ist, bewegt sich der Anteil der internationalen Migranten an der Weltbevölkerung seit 1970 relativ stabil zwischen 2,2% und 3,5% (vgl. Migration Data Portal 2018). Doch wer sind die Migranten eigentlich, und warum wandern sie? Woher kommen sie, und wohin gehen sie? Und wie wirkt sich Migration auf die im Herkunftsland zurückbleibenden und auf die einheimische Gesellschaft im Zielland aus? Die Antworten auf diese Fragen sind komplex und können in der Regel nicht pauschal beantwortet werden können. Dieser Artikel versucht einen Überblick über aktuelle Zahlen, die sozioökonomischen Eigenschaften der wanderdenden Bevölkerung sowie die Migrationsgründe nach dem heutigen Kenntnisstand zu vermitteln und die Chancen und Herausforderungen, mit denen sich Politik und Forschung auf diesem Gebiet konfrontiert sehen, aufzuzeigen. 

			Herkunft und Ziel internationaler Migranten

			Überall auf der Welt verlegen Menschen ihren Lebensmittelpunkt von dem einen in einen anderen Ort. Viele Migranten ziehen dabei nur in die Nachbarregion oder in die nächstgelegene Stadt. Andere aber wandern in ein anderes Land oder sogar auf einen anderen Kontinent aus. Abbildung 1 verdeutlicht, dass sich die meisten Migranten nach bzw. innerhalb Europas, Asiens und Nordamerikas bewegen und nur wenige nach oder innerhalb Afrikas, Lateinamerikas oder Ozeaniens migrieren. 
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			Einige Kontinente werden also häufigevon internationalen Migranten aufgesucht als andere. Ob beliebte Zielorte gleichzeitig häufige Herkunftskontinente sind, zeigt ein Vergleich der Ziel- mit den Herkunftskontinenten in Abbildung 2. Europa und Asien sind zum einen häufige Enddestinationen, aber beheimaten zum anderen auch die Herkunftsländer von über 60% der weltweiten Migranten. Unter den Nicht-OECD-Ländern ist vor allem in Russland und in Indien die Zahl der im Ausland Geborenen relativ hoch (vgl. Dumont, Spielvogel und Widmaier2010). Nordamerika ist das Ziel vieler Zuwanderer, der Anteil der amerikanischen Auswanderer ist dagegen mit 2% sehr gering. Anders verhält es sich in Lateinamerika und Afrika. Beide Kontinente verzeichnen verhältnismäßig mehr Fortzüge (je ca. 15%) als Zuzüge. Im Allgemeinen liegen Herkunfts- und Zielländer oft nicht weit auseinander, so kommen zum Beispiel 85% der Migranten in Afrika aus anderen afrikanischen Ländern. Auch in Europa macht die Binnenmigration mit rund 60% den größten Anteil der Zuwanderung in die EU aus (vgl. Dumont, Spielvogel und Widmaier 2010).
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			Internationale Migranten nach Geschlecht, Alter und Bildungsniveau

			Auch ein Blick auf die sozioökomischen Eigenschaften von Migranten ist interessant. Die OECD stellt Daten bereit, die Informationen zu Migranten aus verschiedenen OECD- und Nicht-OECDLändern enthalten. Die Daten sind derzeit für die Jahre 2000/2001, 2005/2006 und 2010/2011 verfügbar und beziehen sich auf den Teil der im Ausland geborenen, erwerbsfähigen Bevölkerung, die sich im jeweiligen Jahr als legale Migranten in den jeweiligen Ländern aufhielten (vgl. Arslanetal.2014).

			Ein Blick auf den Bildungsstand der Migranten ab 15 Jahren in OECD- und Nicht-OECD-Ländern zeigt für 2010/2011 ein relativ ausgewogenes Bild. Etwas mehr als 30% der Männer und Frauen können maximal einen Grundschulabschluss vorweisen, in beiden Geschlechtergruppen verfügt etwa ein weiteres Drittel über einen Abschluss der Sekundarstufe, der mit einem Real- oder Hauptschulabschluss vergleichbar ist. Zudem haben ca. 25% der Männer und 26% der Frauen einen Hochschulabschluss. Der Anteil der Bevölkerung mit Hochschulabschluss ist bei der im Ausland geborenen Bevölkerung somit höher als bei der inländischen Bevölkerung (vgl. Battisti et al. 2018; Arslan et al. 2014). Knapp 60% der Migranten verfügen über einen Bildungsabschluss, der über die Grundschule hinausgeht. Der Großteil der Migranten ist somit gebildet. Das Bildungsniveau der im Ausland geborenen Bevölkerung ist in Nordamerika und Ozeanien am höchsten, gefolgt von Asien und Europa. In Süd- und Zentralamerika sowie in Afrika ist das Bildungsniveau dagegen eher gering. Im Hinblick auf die zuvor erwähnten Hauptzielorte deutet das Bildungsniveau auf das selektive Verhalten der Migranten bei der Auswahl des Ziellandes hin. Länder wie Kanada, Australien und die USA sind schon seit vielen Jahren beliebte Einwanderungsländer für qualifizierte Arbeitnehmer aus Drittstaaten, und die nationalen Zuwanderungsgesetze dieser Länder weisen eine dementsprechend stark ausgeprägte potenzial­orientierte Ausrichtung auf. 
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			Abbildung 4 zeigt die Altersgruppen internationaler Migranten nach Geschlecht. Auch wenn für einen Großteil der Migranten keine Information über das Alter zur Verfügung steht, wird deutlich, dass viele im erwerbsfähigen Alter, also zwischen 15 und 64 Jahren, sind. Auch hier ist der Anteil von Männern und Frauen über alle drei Altersgruppen hinweg relativ ausgeglichen, mit etwas mehr Frauen im höherem Alter und etwas mehr Männern in der jungen und mittleren Altersgruppe. Insgesamt überwiegt der Anteil der weiblichen Migranten mit rund 51% leicht.
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			Migrationsgründe

			Da Migration sehr unterschiedlich motiviert sein kann, werden auch in der Migrationsforschung unterschiedliche Gründe genauer betrachtet, die sich im Wesentlichen auf die zwei Bereiche Arbeits- und Fluchtmigration unterteilen lassen. Die Arbeitsmigration umfasst in der Regel die legale Migration, die aufgrund des Wechsels des Arbeitsortes oder des Arbeitgebers stattfindet. Innerhalb der Arbeitsmigration kann wieder unterschieden werden, ob Betroffene bereits über ein verbindliches Arbeitsangebot in einem anderen Land verfügen oder aber sich im jeweiligen Zielland auf die Suche nach einer neuen Stelle begeben. Davon zu unterscheiden ist die Fluchtmigration, die meist nicht freiwillig ist, sondern sich aus der Notwendigkeit heraus ergibt, das Heimatland aus humanitären Gründen, wie Krieg und politischer Verfolgung, verlassen zu müssen. Aufgrund der hohen finanziellen Belastung, mit der die Auswanderung verbunden ist, verfügt jedoch oftmals nur die Mittelschicht sowohl über die finanziellen Mittel als auch über die nötigen Anreize, wie etwa vorherrschende Ungleichheit und Armut, um das Heimatland tatsächlich zu verlassen (vgl. McKenzie und Rapoport 2007). Vor allem die Familienmigration spielt innerhalb der Fluchtmigration eine entscheidende Rolle, ist jedoch auch ein Thema, das Arbeitsmigranten betrifft. Aus- bzw. Zuwanderungen zu Bildungszwecken sind ein weiterer häufiger Migrationsgrund.

			Sowohl in den Herkunfts- als auch in den Zielländern hat Migration Effekte auf die im Herkunftsland zurückbleibende sowie die im Zielland einheimische Bevölkerung. Wandern etwa zu viele Menschen aus, kann dies in den Herkunftsländern zur Erhöhung der Ungleichheit beitragen (vgl. McKenzie und Rapoport 2007). Die neuen Erfahrungen, Kenntnisse und Bekanntschaften der Migranten tragen allerdings zur Bildung von Netzwerken bei, die wiederrum die Auswanderung für nachfolgende Auswanderer erleichtern und zur Verringerung der Ungleichheit führen kann. 

			Arbeitsmigration

			Die Arbeitsmigration bietet in vielerlei Hinsicht Möglichkeiten, gleichzeitig kann sie Betroffenen vor enorme Herausforderungen stellen. Im Folgenden wird dargestellt, welche Auswirkungen die arbeitsbedingte Migration sowohl für die Ziel- und Herkunftsländer als auch für die Migranten selbst haben kann. 

			In den Zielländern kann die Zuwanderung qualifizierter Arbeitnehmer dazu beitragen, das Wirtschaftswachstum und die Innovationstätigkeit nachhaltig zu stimulieren. Zudem kann durch Arbeitsmigration auf die Bedürfnisse und Veränderungen des Arbeitsmarktes reagiert werden, beispielsweise wenn für die Besetzung von offenen Stellen keine inländischen Arbeitnehmer, die über die benötigten Qualifikationen verfügen, zur Verfügung stehen. Die Zuwanderung wirkt sich auch auf die Bevölkerung des Landes aus. Battisti et al. (2018) geben beispielsweise einen Einblick in die Effekte der Immigration auf den Wohlstand der einheimischen Erwerbsbevölkerung, wenn Suchfriktionen und staatliche Umverteilungsmaßnahmen berücksichtig werden. Die Forscher kommen zu dem Schluss, dass die Gehälter und die Wohlfahrt der einheimischen Bevölkerung in den meisten OECD-Ländern von Zuwanderung profitieren, ungeachtet dessen ob die inländischen Arbeitnehmer hoch- oder niedrigqualifiziert sind.1 Allerdings kann Zuwanderung in Ländern, in denen die staatliche Umverteilung einen hohen Stellenwert einnimmt, einen negativen Effekt auf die nationale Wohlfahrt haben (vgl. Battisti et al. 2018). Das Gleiche gilt, wenn nur oder überwiegend Niedrigqualifizierte einwandern. 

			Für die Herkunftsländer könnten die Kosten jedoch vergleichsweise hoch sein, da mit der Abwanderung für sie meist der Verlust gut gebildeter und oft hochqualifizierter Arbeitnehmer verbunden ist. Die Kenntnisse und Fähigkeiten der Auswanderer sind vor allem in Schwellen- und Entwicklungsländern oftmals dringend benötigt. Dieses Phänomen der Abwanderung der qualifizierten Bevölkerung und den damit verbundenen negativen Auswirkungen für die zurückbleibende Bevölkerung ist auch als Braindrain bekannt. Die traditionellere Sichtweise des Braindrain unterstützt das Argument, dass die im Heimatland zurückbleibende Bevölkerung ausschließlich negativ von der Abwanderung betroffen ist (vgl. u.a. Grubel und Scott 1966; Kwok und Leland 1982). Neuere Studien (z.B. Mountford 1997; Beine, Docquier und Rapoport 2001) deuten hingegen darauf hin, dass die zunehmende Mobilität der Menschen auch in den Herkunftsländern zu einem Anstieg der Investitionen in die Bildung und somit in den Aufbau von Humankapital führt, was sich wiederum positiv auf Wachstum und Wirtschaftsleistung auswirken kann. Darüber hinaus gelten »Rückkopplungseffekte« aus Geldüberweisungen von Migranten an die im Herkunftsland verbliebene Familie als positive Effekte der Migration (vgl. The World Bank 2018). Bei zeitlich begrenzten Auslandsaufenthalten profitieren die Auswanderer zudem von einem zusätzlichen Qualifikations- und Erfahrungsschatz, der sich bei der späteren Rückkehr positiv für das Heimatland auswirken kann. Borjas, Kauppingen und Poutvaara(2019) zeigen zudem, dass Emigranten aus europäischen Wohlfahrtsstaaten tendenziell aus dem oberen Teil der Qualifikationsverteilung kommen. Daher ist die Herausforderung, die die Auswanderung der Höchstqualifizierten mit sich bringt, tatsächlich noch größer, als der Bevölkerungsanteil vermuten ließe.

			Die Zu- bzw. Abwanderung stellt nicht nur die Herkunfts- und Zielländer, sondern auch die Migranten selbst vor erhebliche Herausforderungen. Trotz des relativ hohen Bildungsniveaus sind beispielsweise die Arbeitslosenquoten der Migranten bzw. das Risiko, arbeitslos zu werden, oftmals deutlich höher als die der einheimischen Bevölkerung (vgl.Battisti et al. 2018). Dies ist vor allem bei hochqualifizierten Zuwanderern der Fall, die im Schnitt 2,2-mal eher arbeitslos werden als im Land geborene Arbeitnehmer. Nicht nur die hochqualifizierte, ausländische Bevölkerung, auch die geringer qualifizierten, im Ausland Geborenen tragen ein höheres Risiko, arbeitslos zu werden (1,6-mal) als ihre einheimischen Kollegen mit einem vergleichbaren Bildungsniveau. Dieser Effekt könnte auf die geringer ausgeprägte Verwurzelung der Migranten in lokalen Netzwerken von Bekannten und Verwandten im Zielland zurückzuführen sein. Neben fehlenden oder schwächer ausgeprägten Netzwerken spielen Sprachbarrieren für die Produktivität und die Integration von Arbeitnehmern eine entscheidende Rolle. Aufgrund dieser Defizite fällt die Produktivität von Zuwanderern anfangs daher in der Regel geringer aus als die der einheimischen Arbeitnehmer. Dies macht sich wiederum in niedrigeren Gehältern der Einwanderer bemerkbar (vgl. Borjas und Friedberg 2009; Poutvaara 2008). Natürlich ist jedoch zu berücksichtigen, dass Gehaltsunterschiede auch die Folgen anderer Ursachen, wie zum Beispiel unterschiedliche Qualifikationsniveaus, sein können (vgl. Battisti et al. 2018).

			Fluchtmigration

			Neben der Arbeitsmigration spielt auch die Fluchtmigration seit vielen Jahren eine zentrale Rolle in Politik und Forschung. Obwohl die Anzahl der Geflüchteten und Asylantragsteller zwischen 2000 und 2017 stark zugenommen hat, zählen weltweit nur etwa 10% der internationalen Migranten zu den Geflüchteten (vgl. United Nations 2017). Dennoch hat dieser Zustrom die Mitgliedstaaten und viele Länder außerhalb der EU vor große Herausforderungen gestellt. In der EU zeigte sich die Verteilung von Geflüchteten als verbesserungswürdig, denn nach dem Dublin-System, das jedem Asylsuchenden ein Verfahren garantiert, werden viele der Geflüchteten auf einige wenige Länder verteilt (vgl. Fernández-Huertas Moraga und Rapoport 2014). 2012 konzentrierte sich die Verteilung beispielsweise auf die sechs Länder Deutschland, Frankreich, Österreich, Vereinigtes Königreich, Schweden und Griechenland. Des Weiteren wurden durch die von der EU initiierten Resettlement-Programme zwischen 2012 und 2013 nur 9% der angenommenen Asylantragsteller in der EU umverteilt. Die Integration der Geflüchteten in Arbeitsmarkt und Gesellschaft ist eine weitere Herausforderung. Zu den Befürchtungen gehören unter anderem ein hoher Druck auf die öffentlichen Finanzen und Belastungen der Sozialsysteme. 

			Diesen Befürchtungen kann durch erfolgreiche Integration entgegengewirkt werden. Laut den französischen Forschern d’Albis, Boubtane und Coulibaly (2018) stellen sich nach einem Aufenthalt von etwa drei bis sieben Jahren positive Effekte, wie ein Anstieg des Pro-Kopf-BIP, reduzierte Arbeitslosigkeit und ein Ausgleich der öffentlichen Finanzen durch die Zuwanderung der Geflüchteten, ein. Im Sinne des Sozialstaates werden Geflüchtete demnach zu Nettobeitragszahlern, das heißt, ihre Einzahlungen an den Sozialstaat übersteigen die Ausgaben. Langfristig gehen die Forscher sogar davon aus, dass der starke Zustrom – besonders aus den Jahren 2015/2016 – eher als wirtschaftliche Chance und nicht als Herausforderung für die EU gesehen werden sollte. 

			Die Integration in den Arbeitsmarkt ist oftmals der erste Schritt für die gesellschaftliche Integration. Um sowohl den Geflüchteten als auch der Bevölkerung imZielland die Integration zu erleichtern, sollte die Aufnahme der Geflüchteten in den nationalen Arbeitsmarkt möglichst zügig verlaufen. Battisti, Giesing und Laurentsyeva (2018) untersuchen in einem Feldexperiment, ob sich Unterstützung bei der Jobsuche positiv auf die berufliche Situation der Geflüchteten auswirkt. Die Forscher kommen zu dem Ergebnis, dass die Beschäftigungswahrscheinlichkeit nach zwölf Monaten für den Teil der Geflüchteten größer ist, die bei der Suche nach einem Arbeitsplatz von einer NGO unterstützt wurden, als für jene, die diese Art der Hilfe nicht erhielten. Vor allem Geringgebildete und Geflüchtete mit einer unsicheren Bleibeperspektive profitieren von der Unterstützung bei der Arbeitsplatzsuche. Für die Geflüchteten könnte diese Art der Unterstützung daher dazu beitragen, den Weg in die gesellschaftliche Integration zu ebenen.

			Fazit

			Der vorliegende Artikel gibt Einblicke in die internationale Migration und die Fragestellungen, die die Forschung in diesem Bereich beschäftigen. Unabhängig von den Gründen, die zur Migration führen, sind viele Migranten gut gebildet und können die nationalen Arbeitsmärkte und die Bevölkerung im Zielland bereichern. Die Integration der Zuwanderer in den Arbeitsmarkt und die Gesellschaft sollte sowohl für die einheimische als auch für die ausländische Bevölkerung die oberste Priorität darstellen. Für die Politik gilt es daher, Rahmenbedingungen für die unterschiedlichen Migrationsarten zu schaffen, die den größtmöglichen Nutzen sowohl für die Bevölkerung in den Herkunfts- und Zielländern als auch für die Migranten selbst herbeiführen.
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					1	Dies beruht auf der Annahme, dass die Zusammensetzung von Qualifikationen der zugewanderten und der einheimischen Bevölkerung ähnlich ist.

				

			


		
			Marcell Göttert

			Abschwung dämpft erwartetes Steueraufkommen – Spielräume bestehen weiterhin

			Zu den Ergebnissen der Steuerschätzung vom Mai 2019

		

		
			Die nach unten revidierte Prognose der Bundesregierung hat dazu geführt, dass der Arbeitskreis »Steuerschätzungen« seine Steueraufkommensprognosen deutlich absenken musste. Damit wurden die finanzpolitischen Spielräume zwar eingeschränkt, aber sie bestehen weiterhin.

		

		
			Ergebnis der Steuerschätzung

			Im Mai 2019 hat der Arbeitskreis »Steuerschätzungen« seine Steueraufkommensprognose deutlich nach unten revidiert. Hierfür ist in erster Linie die geänderte Einschätzung der gesamtwirtschaftlichen Lage durch die Bundesregierung verantwortlich. Im laufenden Jahr rechnet der Arbeitskreis mit Mindereinnahmen von fast 11 Mrd. Euro (vgl. Tab. 1). Im kommenden Jahr sollen die Mindereinnahmen ca.23Mrd. Euro und in den darauffolgenden Jahren ca. 30 Mrd. Euro betragen.


Tab. 1

			
				
					
					
					
					
					
					
					
				
				
					
							

							Steueraufkommen, Prognose des Arbeitskreises »Steuerschätzungen« in Mrd. Euroa

						
					

					
							
							

						
							
							2018

						
							
							2019

						
							
							2020

						
							
							2021

						
							
							2022

						
							
							2023

						
					

					
							
							Oktober 2018

						
							
							775,3

						
							
							804,6

						
							
							841,2

						
							
							875,2

						
							
							907,4

						
							
							940,7

						
					

					
							
							Mai 2019

						
							
							776,3

						
							
							793,7

						
							
							818,0

						
							
							847,0

						
							
							877,8

						
							
							908,4

						
					

					
							
							Abweichungen insgesamt

						
							
							1,0

						
							
							–10,9

						
							
							–23,2

						
							
							–28,2

						
							
							–29,7

						
							
							–32,3

						
					

					
							
							Rechtsänderungen

						
							
							
							–5,0

						
							
							–10,7

						
							
							–11,7

						
							
							–11,5

						
							
							–11,6

						
					

					
							
							Schätzabweichungb

						
							
							1,0

						
							
							–5,9

						
							
							–12,5

						
							
							–16,5

						
							
							–18,2

						
							
							–20,7

						
					

					
							
							a Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen. b Aus gesamtwirtschaftlichen Gründen. 

						
					

					
							
							Quelle: BMF (2018; 2019).

						
					

				
			

			Grundlagen und gesamtwirtschaftliche Entwicklung

			Der Steuerschätzung liegen die aktuelle Konjunkturprognose der Bundesregierung sowie das geltende Recht und bereits beschlossene Rechtsänderungen zugrunde.1 Nachdem bereits die Gemeinschaftsdiagnose ihre Prognose des Wachstums des Bruttoinlandsprodukts für das laufende Jahr um 0,8 Prozentpunkte nach unten gesenkt hat, korrigierte die Bundesregierung ihre Prognose mit einer Senkung um 1Prozentpunkt noch deutlicher nach unten (vgl. Tab.2). Damit tragen beide dem Ende 2018 einsetzenden gesamtwirtschaftlichen Abschwung Rechnung. Für die Folgejahre hat die Bundesregierung ihre Prognose des Wachstums des Bruttoinlandsproduktes mit einer Senkung um 0,2 Prozentpunkte pro Jahr nur leicht nach unten korrigiert. Damit folgt sie weitestgehend der Einschätzung der Gemeinschaftsdiagnose. Auffallend ist jedoch die Abweichung von 0,5 Prozentpunkten zwischen Bundesregierung und Gemeinschaftsdiagnose für das Jahr 2020. Diese ergibt sich zum einen aus einer schwächeren Annahme der Bundesregierung bezüglich des preisbereinigten Bruttoinlandsprodukts. Zum anderen unterstellt die Gemeinschaftsdiagnose eine stärkere Preisdynamik als die Bundesregierung. Beides führt dazu, dass die Bundesregierung eine geringere Wachstumsprognose für das nominale Bruttoinlandsprodukt für das Jahr 2020 hat als die Gemeinschaftsdiagnose. Ferner unterstellt die Bundesregierung ab dem Jahr 2021 einen linearen Wachstumspfad, wohingegen die Gemeinschaftsdiagnose von einer graduellen Abnahme des Wachstums ausgeht. Allerdings unterscheiden sich beide Ansätze im Mittel nicht.


Tab. 2


				
					
					
					
					
					
					
					
				
				
					
							
							Bruttoinlandsprodukt und Steueraufkommena

							Veränderung gegenüber Vorjahr in % (in jeweiligen Preisen)

						
					

					
							
							

						
							
							2018

						
							
							2019

						
							
							2020

						
							
							2021

						
							
							2022

						
							
							2023

						
					

					
							
							Bruttoinlandsprodukt, Prognose der Bundesregierung

						
					

					
							
							Oktober 2018

						
							
							3,5

						
							
							3,8

						
							
							3,7

						
							
							3,2

						
							
							3,2

						
							
							3,2

						
					

					
							
							April 2018

						
							
							3,8

						
							
							2,8

						
							
							3,5

						
							
							3,0

						
							
							3,0

						
							
							3,0

						
					

					
							
							Differenz

						
							
							–0,2

						
							
							–1,0

						
							
							–0,2

						
							
							–0,2

						
							
							–0,2

						
							
							–0,2

						
					

					
							
							Bruttoinlandsprodukt, Prognose der Gemeinschaftsdiagnose

						
					

					
							
							September 2018

						
							
							3,3

						
							
							3,9

						
							
							3,8

						
							
							3,3

						
							
							3,1

						
							
							2,7

						
					

					
							
							März 2019

						
							
							3,3

						
							
							3,2

						
							
							4,0

						
							
							3,3

						
							
							2,9

						
							
							2,6

						
					

					
							
							Differenz

						
							
							–0,1

						
							
							–0,8

						
							
							0,2

						
							
							0,0

						
							
							–0,2

						
							
							–0,1

						
					

					
							
							Steueraufkommen, Prognose des Arbeitskreises »Steuerschätzungen«

						
					

					
							
							Oktober 2018

						
							
							5,5

						
							
							3,8

						
							
							4,5

						
							
							4,0

						
							
							3,7

						
							
							3,7

						
					

					
							
							Mai 2019

						
							
							5,7

						
							
							2,3

						
							
							3,1

						
							
							3,5

						
							
							3,6

						
							
							3,5

						
					

					
							
							Differenz

						
							
							0,1

						
							
							–1,5

						
							
							–1,5

						
							
							–0,5

						
							
							0,0

						
							
							–0,2

						
					

					
							
							a Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen.

						
					

					
							
							Quelle: BMF (2018; 2019); BMF und BMWi (2018; 2019); Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose (2018; 2019); Berechnungen des ifo Instituts.

						
					

				
			


			
			Die deutliche Absenkung der gesamtwirtschaftlichen Wachstumsprognose der Bundesregierung führt vor allen Dingen im laufenden und im kommenden Jahr zu einer starken Absenkung der Steueraufkommensprognose von jeweils 1,5 Prozentpunkten. Für das Jahr 2022 wurde die Steueraufkommensprognose nur geringfügig und für das Jahr 2023 um 0,2 Prozentpunkte nach unten korrigiert. Neben der geänderten Einschätzung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung tragen auch die Rechtsänderungen zu einer Absenkung der Steueraufkommensprognose bei.

			Prognoserevision und Aufkommensentwicklung

			Der Schätzfehler der Prognose des Arbeitskreises »Steuerschätzungen« vom Oktober 2018 für das Jahr 2018 fiel mit weniger als 1Mrd. Euro sehr gering aus. Die größte Abweichung ergab sich bei der Abgeltungsteuer, die um ca. 0,6 Mrd. Euro unterschätzt wurde (vgl. Abb.1). Andererseits wurde das Aufkommen der Lohnsteuer um ca. 0,4Mrd. Euro und das der Erbschaftsteuer um 0,3 Mrd. Euro unterschätzt.



   			 Abb. 1
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			Für das laufende Jahr wird mit Mindereinnahmen in Höhe von fast 11 Mrd. Euro gerechnet. So wurde die Prognose der Steuern vom Umsatz um über 3 Mrd. Euro gesenkt, da mit einer schwächeren Entwicklung des umsatzsteuerpflichtigen Konsums gerechnet wird (vgl. Abb. 2). Darüber hinaus wurde das erwartete Aufkommen der Abgeltungsteuer um ca. 3 Mrd. Euro gesenkt. Hierfür zeichnet sich in erster Linie das schwache Aufkommen des Vorjahres verantwortlich, das, auch im Zusammenspiel mit der schwächeren Entwicklung der Gesamtwirtschaft, eine Absenkung des prognostizierten Aufkommens nach sich zieht. Zur Absenkung der Prognose der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung der Bundesregierung gehört auch eine schwächere Entwicklung des Arbeitsmarktes und der gezahlten Bruttolöhne und -gehälter. Deshalb wurde die Prognose des Lohnsteueraufkommens des laufenden Jahres um fast 3 Mrd. Euro abgesenkt. Ferner wird mit einer schwächeren Entwicklung der Gewinne und damit auch der gewinnabhängigen Steuern im laufenden Jahr gerechnet. Dies spiegelt sich u. a. in der Senkung des erwarteten Aufkommens der veranlagten Einkommensteuer um fast 3 Mrd. Euro, der Körperschaftsteuer um ca. 1 Mrd. Euro und der Gewerbesteuer um ca. 1 Mrd. Euro wider. Eine gegenläufige Revision findet sich bei den nicht veranlagten Steuern vom Ertrag, deren Aufkommensprognose um ca. 2 Mrd. Euro nach oben revidiert wurde, da von einer starken Entwicklung eines Teils der Steuerbasis ausgegangen wird. Darüber hinaus wurde die Grunderwerbsteuer um ca. 1Mrd. Euro nach oben revidiert.

			
   			 Abb. 2
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			Die Steueraufkommensprognose für das Jahr 2020 wurde um ca. 23 Mrd. Euro nach unten revidiert. Hierzu tragen die erwarteten Mindereinnahmen der Lohnsteuer in Höhe von mehr als 7 Mrd. Euro bei, die aus einer Absenkung der Dynamik bei Löhnen und Arbeitsmarkt resultiert (vgl. Abb. 3). Darüber hinaus wird bei den gewinnabhängigen Steuern wiederum mit Mindereinnahmen gerechnet, wobei hier die Revisionen der Gewerbesteuer mit über 3 Mrd. Euro und der Körperschaftsteuer mit fast 2 Mrd. Euro am deutlichsten ausfallen. Des Weiteren wurde die Prognose des Abgeltungsteuer- und des Energiesteueraufkommens um jeweils etwas mehr als 3 Mrd. Euro gesenkt. Dem stehen nur vereinzelte und geringe Aufwärtsrevisionen bei Einzelsteuern gegenüber. Darunter sticht am deutlichsten die Grunderwerbsteuer mit rund 2Mrd. Euro hervor.

			
   			 Abb. 3
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			Fazit und finanzpolitische Implikationen

			Auch wenn bei den Steuereinnahmen im Jahr 2019 Mindereinnahmen von ca. 11 Mrd. und 2020 von rund 23 Mrd. Euro erwartet werden, dürfte dies den gesamtstaatlichen Finanzierungssaldo nicht in Gefahr bringen. So prognostizierte die Gemeinschaftsdiagnose im April einen Überschuss von ca. 42Mrd. Euro für das Jahr 2019 und rund 36 Mrd. Euro für das Jahr 2020.

			Trotz der Abwärtsrevisionen des Arbeitskreises »Steuerschätzungen« befindet sich die Steuerquote in der Bundesrepublik Deutschland seit 1991 auf einem Allzeithoch, das sogar noch höher ist, als im Oktober prognostiziert (vgl. Abb. 4). Zwar wird die Steuerquote in den Jahren 2019 und 2020 voraussichtlich absinken. Jedoch wird sie sich damit immer noch auf einem höheren Niveau bewegen, als jemals zwischen 1991 und 2017 beobachtet werden konnte. Ein Abnehmen der Steuerquote bedeutet, dass die Steuereinnahmen langsamer zunehmen als das Bruttoinlandsprodukt. Zurzeit gilt dies für die gewinnabhängigen Steuern in besonderem Ausmaß. So wird das Aufkommen der veranlagten Einkommensteuer im laufenden Jahr sogar leicht abnehmen. Ursächlich dafür ist die rückläufige Entwicklung der Privat- und Unternehmensgewinne, die sich mit einer gewissen Verzögerung auf die gewinnabhängigen Steuern durchschlägt. Dieser Effekt wird bei der Einkommensteuer durch das progressive Steuersystem noch vergrößert. Gleichzeitig verstärken aktuelle Steuerrechtsänderungen das Absinken der Steuerquote, wenn auch im Zeitverlauf abschwächend. Ab dem Jahr 2021 verpufft dann der dämpfende Einfluss der Gesamtwirtschaft auf das Steueraufkommen, und die Steuerquote steigt im restlichen Prognosezeitraum wieder an, so dass sie 2023 mit ca. 23,4% ein neues Rekordhoch erreichen wird. Vor diesem Hintergrund ist es deutlich angezeigt, dass die Politik die Steuerlast in Deutschland senken sollte. Spielräume dazu bestehen trotz des aktuellen Wirtschaftsabschwungs weiterhin. Sie müssen nur genutzt werden.

			
   			 Abb. 4
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Tab. 3


				
					
					
					
					
					
					
					
					
				
				
					
							
							Ergebnisse der Steuerschätzung vom Mai 2019a

						
					

					
							
							Steuereinnahmen 

							in Mio. Euro

						
							
							realisiert

						
							
							Prognose Mai 2019

						
					

					
							
							2017

						
							
							2018

						
							
							2019

						
							
							2020

						
							
							2021

						
							
							2022

						
							
							2023

						
					

					
							
							Gemeinsch. Steuern

						
							
							538817,0

						
							
							566941,6

						
							
							584031

						
							
							605950

						
							
							631150

						
							
							658600

						
							
							685900

						
					

					
							
							Lohnsteuer

						
							
							195523,7

						
							
							208230,9

						
							
							219350

						
							
							229550

						
							
							241950

						
							
							255050

						
							
							268750

						
					

					
							
							Veranl. Einkommensteuer

						
							
							59428,2

						
							
							60415,4

						
							
							60200

						
							
							60950

						
							
							63400

						
							
							66750

						
							
							70350

						
					

					
							
							Nicht veranl. St. v. Ertragb

						
							
							20918,1

						
							
							23176,0

						
							
							24120

						
							
							22500

						
							
							23200

						
							
							25150

						
							
							25900

						
					

					
							
							Abgeltungsteuer

						
							
							7333,1

						
							
							6893,4

						
							
							4731

						
							
							4650

						
							
							4750

						
							
							4850

						
							
							4900

						
					

					
							
							Körperschaftsteuer

						
							
							29258,9

						
							
							33425,4

						
							
							32730

						
							
							33700

						
							
							35000

						
							
							35900

						
							
							36800

						
					

					
							
							Steuern vom Umsatz

						
							
							226355,0

						
							
							234800,5

						
							
							242900

						
							
							254600

						
							
							262850

						
							
							270900

						
							
							279200

						
					

					
							
							Bundessteuern

						
							
							99933,6

						
							
							108586,3

						
							
							108642

						
							
							109635

						
							
							110858

						
							
							112131

						
							
							113414

						
					

					
							
							Energiesteuer 

						
							
							41022,3

						
							
							40881,6

						
							
							40250

						
							
							40250

						
							
							40250

						
							
							40250

						
							
							40200

						
					

					
							
							Tabaksteuer 

						
							
							14398,8

						
							
							14339,0

						
							
							14260

						
							
							14170

						
							
							14090

						
							
							14010

						
							
							13930

						
					

					
							
							Branntweinsteuer

						
							
							2093,6

						
							
							2132,7

						
							
							2130

						
							
							2130

						
							
							2130

						
							
							2130

						
							
							2130

						
					

					
							
							Alkopopsteuer  

						
							
							2,0

						
							
							2,5

						
							
							2

						
							
							2

						
							
							2

						
							
							2

						
							
							2

						
					

					
							
							Schaumweinsteuer  

						
							
							367,9

						
							
							377,7

						
							
							375

						
							
							373

						
							
							371

						
							
							369

						
							
							367

						
					

					
							
							Zwischenerzeugnissteuer

						
							
							16,6

						
							
							17,5

						
							
							18

						
							
							18

						
							
							18

						
							
							18

						
							
							18

						
					

					
							
							Kaffeesteuer  

						
							
							1057,4

						
							
							1036,6

						
							
							1045

						
							
							1045

						
							
							1045

						
							
							1045

						
							
							1045

						
					

					
							
							Versicherungsteuer  

						
							
							13269,3

						
							
							13778,8

						
							
							14130

						
							
							14500

						
							
							14870

						
							
							15250

						
							
							15640

						
					

					
							
							Stromsteuer 

						
							
							6943,9

						
							
							6858,0

						
							
							6650

						
							
							6650

						
							
							6650

						
							
							6650

						
							
							6650

						
					

					
							
							Kraftfahrzeugsteuer 

						
							
							8947,7

						
							
							9047,0

						
							
							9150

						
							
							9210

						
							
							9260

						
							
							9300

						
							
							9340

						
					

					
							
							Luftverkehrsteuer 

						
							
							1120,5

						
							
							1186,8

						
							
							1230

						
							
							1285

						
							
							1320

						
							
							1355

						
							
							1390

						
					

					
							
							Kernbrennstoffsteuer  

						
							
							–7261,9

						
							
							–0,4

						
							
							–0,5

						
							
							0

						
							
							0

						
							
							0

						
							
							0

						
					

					
							
							Solidaritätszuschlag  

						
							
							17953,3

						
							
							18926,7

						
							
							19400

						
							
							20000

						
							
							20850

						
							
							21750

						
							
							22700

						
					

					
							
							Sonstige Bundessteuern  

						
							
							0,5

						
							
							0,0

						
							
							0

						
							
							0

						
							
							0

						
							
							0

						
							
							0

						
					

					
							
							Pauschal. Einfuhrabgaben  

						
							
							1,6

						
							
							1,8

						
							
							2

						
							
							2

						
							
							2

						
							
							2

						
							
							2

						
					

					
							
							Ländersteuern

						
							
							22205,0

						
							
							23912,5

						
							
							25136

						
							
							26065

						
							
							26237

						
							
							26408

						
							
							26579

						
					

					
							
							Vermögensteuer

						
							
							0,2

						
							
							–0,1

						
							
							0

						
							
							0

						
							
							0

						
							
							0

						
							
							0

						
					

					
							
							Erbschaftsteuer

						
							
							6113,7

						
							
							6813,1

						
							
							6633

						
							
							6765

						
							
							6900

						
							
							7035

						
							
							7170

						
					

					
							
							Grunderwerbsteuer

						
							
							13139,2

						
							
							14083,0

						
							
							15440

						
							
							16200

						
							
							16200

						
							
							16200

						
							
							16200

						
					

					
							
							Rennwett- u. Lotteriesteuer

						
							
							1836,9

						
							
							1894,0

						
							
							1938

						
							
							1969

						
							
							2000

						
							
							2030

						
							
							2060

						
					

					
							
							Feuerschutzsteuer

						
							
							450,9

						
							
							467,1

						
							
							475

						
							
							486

						
							
							497

						
							
							508

						
							
							519

						
					

					
							
							Biersteuer

						
							
							664,2

						
							
							655,3

						
							
							650

						
							
							645

						
							
							640

						
							
							635

						
							
							630

						
					

					
							
							Sonstige Ländersteuern

						
							
							0,0

						
							
							0,0

						
							
							0

						
							
							0

						
							
							0

						
							
							0

						
							
							0

						
					

					
							
							Gemeindesteuern

						
							
							68494,7

						
							
							71765,5

						
							
							71125

						
							
							71476

						
							
							73752

						
							
							75528

						
							
							77304

						
					

					
							
							Gewerbesteuer

						
							
							52872,0

						
							
							55852,4

						
							
							55000

						
							
							55200

						
							
							57300

						
							
							58900

						
							
							60500
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			ifo Weltwirtschaftsklima erholt sich etwas

			Ergebnisse des 144. World Economic Survey (WES) für das zweite Quartal 20191

		

		
			Das ifo Weltwirtschaftsklima hat sich leicht erholt. Der Indikator stieg im zweiten Quartal von –13,1 auf –2,4 Punkte, nachdem er zuvor viermal in Folge zurückgegangen war (vgl. Abb. 1). Die Erwartungen für die kommenden Monate haben sich deutlich aufgehellt. Dagegen hat sich die Beurteilung der aktuellen Lage leicht verschlechtert. Im Jahresverlauf dürfte sich damit die Weltkonjunktur allmählich wieder festigen. Die Weltwirtschaft dürfte den Experten zufolge in diesem Jahr mit 3,4% wachsen (vgl. Abb. 7). Das Wirtschaftsklima erholte sich in nahezu allen Weltregionen, da sich die Konjunkturerwartungen aufhellten. In den meisten Schwellen- und Entwicklungsländern beurteilten die Experten die aktuelle Wirtschaftslage besser als zuletzt. In den fortgeschrittenen Volkswirtschaften verschlechterte sich dagegen die Einschätzung zur aktuellen Lage. Nur in Lateinamerika trübte sich das Wirtschaftsklima weiter ein, da die Lagebeurteilung und der Ausblick auf die kommenden Monate ungünstiger ausfielen (vgl. Abb. 2). Im Jahresverlauf dürfte sich die konjunkturelle Dynamik des privaten Konsums, der Investitionen und des Welthandels leicht erholen. Anders als noch vor drei Monaten erwarten die Experten keinen Zinsanstieg mehr (vgl. Abb. 9). Eine zunehmende Einkommensungleichheit ist das am häufigsten genannte Problem für die Weltwirtschaft (vgl. Tab. 1).
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			Wirtschaftliche Dynamik in fortgeschrittenen Volkswirtschaften setzt sich nur Mit mässiger Geschwindigkeit fort

			Im zweiten Quartal 2019 wird die wirtschaftliche Dynamik in den fortgeschrittenen Volkswirtschaften nur mäßig zunehmen. Der Wirtschaftsklimaindikator für diese Ländergruppe erholte sich leicht und stieg von –10,3 auf –2,2 Punkte, was jedoch immer noch unter dem Trendwachstum liegt (vgl. Abb. 10.1). Die Konjunkturerwartungen hellten sich deutlich auf, aufgrund eines wachsenden Optimismus der Panelisten in den USA und im Euroraum. Der Indikator für die derzeitige Wirtschaftslage hingegen fiel zum fünften Mal in Folge. Spannungen im internationalen Handel geben dem Wachstum in dieser Ländergruppe weiterhin Gegenwind. Dennoch zeigen sich die Experten in Bezug auf das Handelsvolumen in den kommenden Monaten optimistischer als zuletzt (vgl. Abb. 8). 

			Das Wirtschaftsklima im Euroraum hat sich etwas erholt. Der Indikator ist von –11,1 auf –6,3Punkte gestiegen (vgl. Abb. 2). Für die Verbesserung waren ausschließlich die weniger pessimistischen Erwartungen ausschlaggebend. Dagegen hat sich die Beurteilung der aktuellen Lage erneut verschlechtert. Die Experten erwarten ein Wachstum von 1,3% für das laufende Jahr (vgl. Abb. 7), was 0,6 Prozentpunkte unter der im Jahr 2018 realisierten BIP-Rate liegt (vgl. Eurostat 2019). Die Aussichten für das kommende halbe Jahr hellten sich in vielen Euroländern auf. Am deutlichsten nach oben bewegten sich die Erwartungen in Frankreich, Belgien und Griechenland, aber sie stiegen auch in Deutschland, Italien und Spanien kräftig. Eine weitere Verschlechterung der Konjunkturaussichten wurde unter anderem in Irland, den Niederlanden und Portugal gemeldet. Die Experten beurteilten die aktuelle Lage in den meisten Ländern, mit Ausnahme von Frankreich, Spanien und Litauen, weniger positiv. Besonders stark nach unten korrigierten sie ihre Einschätzungen für Deutschland, Österreich und Italien. In Italien schätzen die Experten das Wirtschaftswachstum im Jahr 2019 auf lediglich 0,1% gegenüber dem Vorjahr und gingen damit gerade noch von einer knapp positiven Rate aus (vgl. Abb. 7). Die realisierte BIP-Rate 2018 lag bei 0,9% (Eurostat 2019). Die Konjunkturexperten im Euroraum sind generell weniger pessimistisch hinsichtlich der künftigen Investitionen, des privaten Konsums und der Exporte. Sie erwarteten eine etwas niedrigere Inflationsrate von 1,5% für das laufende Jahr (vgl. Abb. 5). Zudem gingen deutlich weniger Experten von einem Anstieg der kurz- und langfristigen Zinsen aus (vgl. Abb. 9). Der Fachkräftemangel ist das am häufigsten genannte Problem für die Wirtschaft im Euroraum (vgl. Tab.1). In Griechenland rechneten die Befragungsteilnehmer damit, dass sich die wirtschaftliche Situation in den nächsten sechs Monaten verbessern wird, hauptsächlich aufgrund eines erwarteten Anstiegs bei Investitionen und inländischem Konsum. Diese optimistischen Erwartungen spiegeln sich auch in der Wachstumsprognose für 2019 wider: Die griechischen Experten gingen von einem Wachstum von 1,9% aus (vgl. Abb. 7). Griechenland hatte eine ähnliche Wachstumsrate 2018, und wenn es die prognostizierte Rate auch in diesem Jahr erreicht, wäre 2019 das dritte Jahr in Folge, in dem es wieder positive Raten vorweisen kann (vgl. Eurostat 2019). Schon seit 2016 ist ein Aufwärtstrend in den Bewertungen zur Wirtschaftslage des Landes erkennbar, wenngleich auf einem niedrigen Niveau. In der aktuellen Umfrage nannten 95,2% der griechischen Experten sowohl eine unzureichende Nachfrage als auch Kapitalknappheit als führende, wirtschaftshemmende Probleme des Landes. Der Wirtschaftsklimaindikator für Finnland bewegte sich seitwärts, da sowohl die Beurteilung zur aktuellen Lage als auch die Erwartungen konstant blieben. Die Lageeinschätzung ist dennoch besser als im Durchschnitt des Euroraums, und auch die Konjunkturerwartungen sind weniger pessimistisch als in vielen anderen Ländern des Euroraums. Fast alle Befragten betrachteten den Fachkräftemangel als Problem für die finnische Wirtschaft. Die Experten korrigierten ihre Prognose für das BIP im laufenden Jahr auf 1,6% im Vergleich zu einer Prognose von 2,7% im Vorjahr (vgl. Abb. 7). Dieser Wert liegt jedoch immer noch über dem europäischen Durchschnitt von 1,3%. Lettland ist das einzige Land im Euroraum, für das die Experten eine höhere Wachstumsrate als im letzten Jahr erwarteten (vgl. Abb. 7). Der Wert von 3,7% liegt allerdings 1,1Prozentpunkte unter der realisierten Rate 2018 (vgl. Eurostat 2019). 
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					Wirtschaftliche Probleme, nach der Wichtigkeit in der Welt geordnet*
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ifo Konjunkturuhr und das ifo Weltwirtschaftsklima


    
     			
				
					Die ifo Konjunkturuhr für das ifo Weltwirtschaftsklima verdeutlicht die aktuelle Datenkonstellation im globalen Konjunkturzyklus.

					Der ifo Indikator für die Weltwirtschaft ist im April 2019 das erste Mal seit Januar 2018 gestiegen (vgl. Abb. 3). Die Verbesserung ist hauptsächlich auf weniger pessimistische Konjunkturerwartungen zurückzuführen. Infolgedessen steigt der Indikator innerhalb des Abschwungsquadranten steil nach oben. 
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					Um zu untersuchen, welche Länder am meisten zu dieser globalen Verbesserung beigetragen haben, sind die wichtigsten fortgeschrittenen Volkswirtschaften und Schwellenländer in der ifo Konjunkturuhr eingezeichnet sowie die jeweilige Veränderung im Vergleich zum Vorquartal graphisch dargestellt (vgl. Abb. 4). In den meisten fortgeschrittenen Volkswirtschaften wurden die Erwartungen optimistischer, die aktuelle wirtschaftliche Lage jedoch meist negativer beurteilt. In Frankreich erholte sich sowohl die Lage- als auch die Erwartungskomponente, woraufhin sich das Land vom Rezessionsquadranten in den Aufschwungsquadranten bewegte. Die anderen fortgeschrittenen Volkswirtschaften bleiben entweder im Rezessions- oder Abschwungsquadranten. Innerhalb des Abschwungsquadranten weisen Deutschland, die USA und Spanien nach oben revidierte Konjunkturerwartungen auf. In den Niederlanden fielen beide Indikatoren leicht. Italien und das Vereinigte Königreich bleiben im Rezessionsquadranten. Aus der Gruppe der wichtigsten Schwellenländer befinden sich  Südafrika und Brasilien weiterhin im Aufschwungsquadranten, jedoch mit verschlechterten Bedingungen als im Vorquartal. Indien und China haben sich beide nach oben bewegt. Indien liegt nun im Boomquadrant, und China ist kurz davor, in den Aufschwungsquadranten aufzusteigen. Insgesamt sind die Experten in den meisten Ländern optimistischer in Bezug auf die nahe Zukunft geworden. Es bleibt abzuwarten, ob der globale Abschwung milder ausfallen wird, als zunächst angenommen worden war. 
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					Das ifo Weltwirtschaftsklima ist das geometrische Mittel der Bewertung der gegenwärtigen Lage und der erwarteten Entwicklung in den nächsten sechs Monaten. Der Zusammenhang zwischen den beiden Komponenten kann in einem Vierquadrantenschema dargestellt werden (»ifo Konjunkturuhr«). Auf der Abszisse der Konjunkturuhr werden die Meldungen der befragten WES-Experten zur gegenwärtigen Lage aufgetragen, auf der Ordinate die Antworten zur erwarteten Entwicklung. Durch das Fadenkreuz der beiden Linien, die nach der WES-Werteskala eine zufriedenstellende Beurteilung der Lage (0) bzw. eine unveränderte Einschätzung der Erwartungen (0) markieren, wird das Diagramm in vier Quadranten geteilt, die die vier Phasen der Konjunktur definieren. Der Aufschwung z.B. (Quadrant links oben) ist durch eine negative Beurteilung der Wirtschaftslage mit gleichzeitigen positiven Erwartungen gekennzeichnet. 

				



				

			
		

			
			Das Wirtschaftsklima in den USA hellte sich auf, da die Experten im Hinblick auf die kommenden Monate zuversichtlicher geworden sind. Die Bewertung der aktuellen Lage, die vor allem durch eine starke heimische Nachfrage gestützt wird, ist noch immer sehr positiv. Auch wenn die Experten weiterhin mit einer abgeschwächten wirtschaftlichen Dynamik im kommenden halben Jahr rechneten, dürfte diese nun milder verlaufen als zuerst angenommen. Die US-Experten schätzten das BIP-Wachstum für 2019 auf 2,3%, was 0,6 Prozentpunkte geringer ist als die realisierte Wachstumsrate von 2,9% 2018 (vgl. Bureau of Economic Analysis 2019). Deutlich weniger Experten als in den vorangegangenen Umfragen glaubten, dass die FED die Zinssätze anheben werde (vgl. Abb. 9). Der Wirtschaftsklimaindikator für Japan befindet sich mit –27,5 Punkten auf dem niedrigsten Stand seit dem zweiten Quartal 2016. Anders als in vielen anderen fortgeschrittenen Volkswirtschaften, wo die Konjunkturerwartungen nach oben revidiert wurden, blieben die Experten in Japan weiterhin pessimistisch. Außerdem verschlechterte sich nun auch die Bewertung zur aktuellen Lage, und der Indikator weist nun ein negatives Vorzeichen auf. Die Investitionsbereitschaft sank auf ein Dreijahrestief, was wohl auf eine verhaltene Weltmarktnachfrage, die eine maßgebliche Rolle für das japanische Verarbeitende Gewerbe spielt, zurückzuführen ist. Der ungewisse Wirtschaftsausblick, der nun zum vierten Mal in Folge negativ beurteilt wurde, könnte sich bereits hemmend auf den heimischen Konsum ausgewirkt haben. Dies lässt zumindest die deutlich pessimistischere Beurteilung des japanischen Konsums durch die Experten vermuten. Die Prognose für das Wirtschaftswachstum für 2019 liegt bei 0,8% (vgl. Abb. 7), die dem realisierten Wachstum 2018 entspricht (vgl. OECD 2019). Die Inflationserwartungen liegen mit 0,9% 0,1 Prozentpunkte minimal höher als im ersten Quartal (vgl. Abb. 5). Aus der Gruppe der fortgeschrittenen Volkswirtschaften erwarteten nur die Experten in der Schweiz eine niedrigere Inflation als in Japan. Fehlende Innovation wurde von 71,4% der japanischen Experten als wirtschaftshemmendes Problem ausgewählt. Der Wirtschaftsklimaindikator für Kanada vollzog eine Seitwärtsbewegung: Während die aktuelle Wirtschaftslage weniger positiv beurteilt wurde, hellten sich die Erwartungen auf. Der Indikator für den Konjunkturausblick nahm den Wert null an, was keine Veränderung der wirtschaftlichen Bedingungen in den kommenden Monaten anzeigt. Ähnlich der Meinung vieler Experten in anderen wichtigen Volkswirtschaften und im weltweiten Durchschnitt glaubten auch in Kanada deutlich weniger Experten, dass kurz- und langfristige Zinsen in der nahen Zukunft ansteigen werden. Entsprechend wenig Experten (lediglich 5%) gaben Kapitalknappheit als Problem in Kanada an. Dagegen wurden Handelsbarrieren für Exporte von 80% der WES-Experten als wirtschaftliches Problem genannt. Dies ist der höchste Anteil seit 1991. Das Wirtschaftsklima im Vereinigten Königreich bleibt gedämpft. Die WES-Experten bewerteten die Wirtschaftslage weiterhin als ungünstig und den Ausblick deutlich pessimistisch. Trotz allem verbesserten sich beide Indikatoren leicht. Einige WES-Experten kommentierten, dass die Einschätzungen momentan stark von der Unsicherheit um den Ausgang der Brexit-Verhandlungen beeinflusst sind. Die Indikatoren für Investitions- und Konsumklima verbesserten sich etwas, wenn auch auf einem niedrigen Niveau. Das reale BIP-Wachstum wird auf 1,1% für 2019 geschätzt (vgl. Abb. 7), was 0,3 Prozentpunkte unter dem realisierten Wachstum 2018 liegt (vgl. Eurostat 2019). Die britische Wirtschaft wird laut über 90% der Experten durch das fehlende Vertrauen in die Wirtschaftspolitik der Regierung und die politische Instabilität gelähmt. Im Vergleich zum Vorjahr haben diese beiden Probleme in ihrer Wichtigkeit weiter zugenommen. 
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			Auch in anderen fortgeschrittenen Volkswirtschaften zeigten sich die Befragungsteilnehmer hinsichtlich des Ausblicks weniger pessimistisch, woraufhin sich das Wirtschaftsklima in den entsprechenden Ländern etwas erholte. Es ist das erste Mal seit Januar 2018, dass der Indikator für diese Ländergruppe wieder ansteigt, auch wenn er mit –6,8Punkten weiterhin ein Wachstum unter dem Trend suggeriert. Die Lagebewertungen verschlechterten sich um 14,0Saldenpunkte und erreichten einen Zweijahrestiefstwert. Dieser Trend lässt sich in allen Ländern dieser Gruppe beobachten, in denen sich das Klima verbesserte. In Taiwan, der Schweiz, Schweden, Norwegen und Israel wurden die Konjunkturerwartungen deutlich nach oben revidiert. Der Wirtschaftsklimaindikator für Taiwan stieg besonders stark, um 31,7 Punkte. Ausgelöst wurde der rasante Anstieg durch optimistischere Erwartungen, die sich um 82,3Punkte erhöhten, während sich die Beurteilung der aktuellen Lage um –11,8 Punkte verschlechterte. In Norwegen verbesserte sich das Wirtschaftsklima nur leicht um 3,9Punkte, bleibt aber mit 40,4 Punkten günstig. Die Experteten erwarten ein BIP-Wachstum von 2,4%, was 0,4% über dem realisierten Wachstum 2018 liegt (vgl. Eurostat 2019). Damit sind die norwegischen Experten die einzigen Umfrageteilnehmer dieser Ländergruppe, die ein stärkeres Wachstum als im Vorjahr annahmen (vgl. Abb. 7). In Australien, der Tschechischen Republik, Neuseeland und Korea wiederum trübte sich das Wirtschaftsklima ein. In der Tschechischen Republik fiel der Indikator um –24,9Punkte aufgrund pessimistischerer Konjunkturaussichten für die nächsten Monate. Die Prognose für das BIP-Wachstum für 2019 liegt mit 2,5% (vgl. Abb. 7) unter der realisierten BIP-Rate 2018 von 2,9% (vgl. Eurostat 2019). In Australien und Neuseeland fiel der Wirtschaftsklimaindikator deutlich, um –20,1 bzw. –21,7 Punkte. In Neuseeland konnte sich der Indikator aber im positiven Bereich halten, da die wirtschaftliche Lage weiterhin als sehr günstig beurteilt wurde. Die Experten waren sich einig, dass eine unzureichende Infrastruktur sowie der Fachkräftemangel der neuseeländischen Wirtschaft Probleme bereitet. Im Gegensatz dazu wurde in Australien eine schleppende Nachfrage am häufigsten als Problem genannt.

			Wirtschaftsklima in Schwellen- undEntwicklungsländer verbessert sich etwas

			Das Wirtschaftsklima in der Gruppe der Schwellen- und Entwicklungsländer hat sich nach drei Quartalen mit schwacher Wirtschaftsleistung etwas erholt. Die Konjunkturerwartungen erreichten knapp den positiven Bereich, während die Beurteilung der aktuellen Wirtschaftslage mit –13,4 Punkten negativ bleibt (vgl. Abb. 10.1). Auch die Handelsdynamik dürfte sich etwas erholen (vgl. Abb. 8). Die Wachstumsperspektiven für die Schwellen- und Entwicklungsländer liegen 2019 mit 4,6% unter dem vor einem Jahr geschätzten Wert von 5,0% (vgl. Abb. 7). Das Wirtschaftsklima bleibt in fast allen Untergruppen dieser Ländergruppe negativ (vgl. Abb. 10.1 und 10.2). Die Regionen befinden sich nach der Klassifizierung der ifo Konjunkturuhr in verschiedenen Phasen des Konjunkturzyklus (vgl. Abb. 2). Die Schwellen- und Entwicklungsländer Europas und die Gemeinschaft Unabhängiger Staaten befinden sich nach wie vor in einer »Rezession«, da sich die Experten im Hinblick auf die aktuelle Situation sowie die kommenden Monate weiterhin pessimistisch zeigten. Im Mittleren Osten und Nordafrika sowie in den Schwellenländern Asiens drehten die Konjunkturerwartungen ins Positive, so dass diese Ländergruppen in den Aufschwungsquadranten der Konjunkturuhr aufgestiegen sind. Lateinamerika und SubsaharaAfrika befinden sich noch in der Aufschwungsphase, allerdings mit unterschiedlichen Richtungen. In Subsahara-Afrika verbesserten sich sowohl Lageeinschätzungen als auch Erwartungen. Lateinamerika ist, im Gegensatz dazu, die einzige Ländergruppe aus den Schwellen- und Entwicklungsländern, wo sich die Wirtschaftsbedingungen wieder verschlechtert haben.

			Das Wirtschaftsklima für wichtige Schwellenländer (Brasilien, Russland, Indien, China und Südafrika – BRICS) hat sich weiter aufgehellt und bleibt mit –5,6Punkten nur knapp im negativen Bereich (vgl. Abb. 10.1). Innerhalb dieser Ländergruppe verbesserte sich das Wirtschaftsklima am stärksten in China. Die Wirtschaftslage des Landes wurde weniger negativ beurteilt als vor drei Monaten. Auch die Konjunkturerwartungen verbesserten sich stark und erreichten damit einen Dreijahreshöchstwert. Der ifo Konjunkturuhr zufolge scheint China die Tal­sohle erreicht zu haben und steht kurz vor dem Eintritt in die Aufschwungsphase (vgl. Abb. 4 und 6). Die konjunkturelle Dynamik des privaten Konsums, der Investitionen und der Exporte dürfte sich im Laufe des Jahres wieder leicht erholen. Die Wachstums­prognose ist mit 6,1% für 2019 (Vorjahr: 6,5%, vgl. Abb. 7) solide und bleibt eine der höchsten Wachstumsraten in den Schwellenländern. Die am schnellsten wachsende Volkswirtschaft in Asien ist Indien, mit einer erwarteten Wachstumsrate von 7,1% in diesem Jahr. Indien ist auch das einzige Land aus der BRICS-Gruppe, das sich im Boomquadranten der ifo Konjunkturuhr befindet (vgl. Abb.4 und 6). Beide Indikatoren des Wirtschaftsklimas liegen bei 15,4 Saldenpunkten, was auf eine zufriedenstellende aktuelle Situation mit positiven Konjunkturaussichten hindeutet. Anders als in den letzten drei Umfragen rechneten die indischen Experten nicht mehr mit einem Anstieg der kurz- und langfristigen Zinssätze. Auch in Russland verbesserten sich die Lagebewertungen sowie die Konjunkturaussichten. Dennoch bleibt die wirtschaftliche Stimmung insgesamt verhalten. Das Land befindet sich nach wie vor im Rezessions­quadranten der ifo Konjunkturuhr, steuert aber langsam auf die Aufschwungsphase zu (vgl. Abb.4 und6). Die Inflationserwartungen für 2019 und für in fünf Jahren sind leicht von 6,2% auf 5,8% bzw. von 6,3% auf 5,1% gesunken (vgl. Abb. 5). Im Gegensatz zu den beiden vorangegangenen Umfragen erwarteten die Experten keinen Anstieg der Zinsen und einige rechneten sogar mit einem Rückgang in den kommenden sechs Monaten. Korruption steht den WES-Experten zufolge erneut ganz oben auf der Liste der vorherrschenden Wirtschaftsprobleme, gefolgt von einem Mangel an Innovation. Außerdem wurde auch in dieser Umfrage sehr oft eine unzureichende Nachfrage als drängendes Problem für die russische Wirtschaft genannt. Das BIP-Wachstum schätzten die Experten auf 1,5% für 2019 (vgl. Abb. 7). Brasilien erlitt einen Rückschlag: Im zweiten Quartal rutschte der Wirtschaftsklimaindikator von +3,6 auf –21,0Punkte erneut in den negativen Bereich. Aufgrund einer aktuell sehr schwachen konjunkturellen Situation und deutlich weniger positiven Erwartungen verschlechterte Brasilien seine Position innerhalb des Aufschwungsquadranten der ifo Konjunkturuhr (vgl. Abb. 4 und 6). Die Inflationsprognose für 2019 blieb konstant bei 4,1%, und für in fünf Jahren erwarteten die Experten sogar eine etwas niedrigere Inflationsrate von 3,7% (vgl. Abb. 5). Auch hier rechneten die Experten nicht mehr mit einem Anstieg der Zinsen, und ein zunehmender Anteil hielt sinkende Zinsen in den kommenden Monaten für wahrscheinlicher (vgl. Abb. 9). Eine unzureichende Infrastruktur sowie ein hohes Maß an Korruption wurden von allen brasilianischen Experten einstimmig als akute Wirtschaftshemmnisse genannt. In Südafrika verschlechterte sich das Wirtschaftsklima weiter. Die Wirtschaftslage wurde genauso schlecht beurteilt wie im ersten Quartal 2019. Zusammen mit deutlich weniger positiven Erwartungen bewegt sich Südafrika in der ifo Konjunkturuhr wieder zurück in Richtung Rezessionsquadranten (vgl. Abb. 4 und 6). In den kommenden Monaten erwarteten die WES-Experten keinen neuen Auftrieb durch Investitionen, den privaten Konsum oder den Exportsektor. Im Gegensatz zu den letzten drei Befragungen rechneten die Experten nicht mehr mit einem Anstieg der kurz- bzw. langfristigen Zinsen (vgl. Abb.9). Der südafrikanische Rand wird nun gegenüber den vier Leitwährungen –US-Dollar, Euro, Yen und Britisches Pfund – angemessen bewertet. Den WES-Experten zufolge schwindet das Vertrauen in die Wirtschaftspolitik der Regierung immer mehr. Zudem sahen sie Korruption, eine ungeeignete Infrastruktur und Fachkräftemangel außerdem als aktuelle Probleme für die südafrikanische Wirtschaft.

			Andere Schwellenländer

			In den Schwellen- und Entwicklungsländern Asiens verbesserte sich der Klimaindikator von –17,0auf +2,1 Punkte. Diese Verbesserung ist hauptsächlich auf die positiven Entwicklungen in China und Indien zurückzuführen.2 In den ASEAN-5-Staaten (bestehend aus Indonesien, Malaysia, den Philippinen, Thailand und Vietnam) stieg der Indikator für das Wirtschaftsklima deutlich an. Die Lagebewertung verschlechterte sich zwar leicht, blieb jedoch auf einem zufriedenstellenden Niveau. Die Konjunkturerwartungen wurden deutlich nach oben korrigiert und befinden sich jetzt wieder im optimistischen Bereich. Die Wachstumsrate für 2019 wurde mit 5,2% etwas höher eingeschätzt als diejenige vom Vorjahr (4,9%). Aktuelle Probleme für die Wirtschaft dieser Länder sind den WES-Experten zufolge Korruption und der Fachkräftemangel. Das Wirtschaftsklima für Pakistan verschlechterte sich weiter und fiel von –48,5 auf –56,1Punkte. Ein erneut negativer Konjunkturausblick signalisiert keine wesentlichen Verbesserungen der derzeit schwachen Wirtschaftsbedingungen in den kommenden Monaten. Die Experten gingen davon aus, dass die Inflationsrate in den nächsten sechs Monaten weiter ansteigen wird. Die Inflationsprognose für das Jahr 2019 ist mit 9,0% eine der höchsten für die Schwellenländer Asiens (vgl. Abb. 5).

			Das Wirtschaftsklima in den Schwellen- und Entwicklungsländern Europas verbesserte sich von –20auf –17,0 Punkte aufgrund nach oben korrigierter Konjunkturaussichten. Im Gegensatz dazu wurde die aktuelle Wirtschaftslage negativer als vor drei Monaten beurteilt. Die Ländergruppe bleibt weiterhin im Rezessionsquadranten der ifo Konjunkturuhr (vgl. Abb. 2). Den WES-Experten zufolge liegt ein Problem der Region darin, dass die Menschen das Vertrauen in die Wirtschaftspolitik ihrer Regierungen verloren hätten. Neben fehlender Innovation gibt es in den Schwellen- und Entwicklungsländern Europas außerdem Kapitalknappheit (vgl. Tab.1). Die Prognose für das BIP-Wachstum der Region liegt für 2019 bei 1,9%, und damit deutlich unter dem Wert von 2018 (4,4%). Dies liegt vor allem daran, dass die Experten ihre Wachstumsprognosen für die Türkei deutlich nach unten revidiert haben, und zwar von 4,9% letztes Jahr auf 0,0% für dieses Jahr (vgl. Abb. 7). Die aktuelle wirtschaftliche Lage wurde zwar erneut etwas besser beurteilt, und auch die Konjunkturerwartungen setzten ihren Aufwärtstrend fort. Trotzdem bleiben beide Indikatoren im negativen Bereich; der Klimaindikator insgesamt verbesserte sich um 10,5 Punkte auf –42,8Saldenpunkte. Sowohl die Investitionen als auch der private Konsum wurden von den WES-Experten als dürftig eingestuft, ohne dabei von einer Besserung bis zum Ende der nächsten sechs Monate auszugehen. Die erwartete Inflationsrate für 2019 ist mit 18,6% eine der höchsten in den Schwellenländern (vgl. Abb. 5). Der Anteil der Experten, die eine fehlende Glaubwürdigkeit der Zentralbankpolitik als Problem nannten, nahm von 80% im Oktober 2018 auf 93,8% im April 2019 stark zu. Der Klimaindikator für Polen verbesserte sich leicht von 0,6 auf 10,0 Punkte. Obwohl die aktuelle Wirtschaftslage minimal schlechter beurteilt wurde, bleibt sie insgesamt weiterhin günstig. Im Gegensatz dazu verbesserte sich der Konjunkturausblick deutlich, bleibt jedoch im negativen Bereich, was bedeutet, dass die polnischen WES-Experten hinsichtlich der nahen Zukunft weiterhin vorsichtig gestimmt bleiben. In der ifo Heatmap lässt sich erkennen, dass sich die Wirtschaft in einem zyklischen Abschwung befindet (vgl. Abb. 6). Während der private Konsum und die Exporte in den nächsten sechs Monaten vermutlich wieder an Auftrieb gewinnen werden, dürften sich die momentan schwachen Investitionsausgaben weiterhin negativ auf die Wirtschaftsleistung niederschlagen. Mehr Experten als im Januar rechneten mit einem Anstieg der langfristigen Zinsen innerhalb der kommenden sechs Monate. In Rumänien trübte sich das Wirtschaftsklima weiter ein, und der Indikator fiel von –3,5 Punkten auf –18,4 Punkte, was den schlechtesten Wert in fünf Jahren markiert. Die wirtschaftliche Lage verschlechterte sich den WES-Experten zufolge deutlich. Auch der Sechsmonatsausblick ist pessimistischer als in der vorherigen Umfrage. Nach Einschätzung der WES-Experten entwickelt sich der private Konsum derzeit zufriedenstellend, aber auch er dürfte in den kommenden Monaten an Dynamik verlieren. Die Investitionen wurden als schwach eingeschätzt, und die Experten rechneten nicht mit einer Verbesserung innerhalb der nächsten sechs Monate. Zumindest der Exportsektor dürfte im Laufe des Jahres etwas erstarken. Das BIP-Wachstum wurde deutlich niedriger als 2018 geschätzt: Die Experten gingen für 2019 von einer Wachstumsrate von 3,5% aus (vgl. Abb. 7). Unzureichende Infrastruktur wurde einstimmig als wichtiger wirtschaftlicher Engpass angesehen. 

			Lateinamerika ist die einzige Ländergruppe innerhalb der Schwellen- und Entwicklungsländer, in der sich das Wirtschaftsklima weiter verschlechterte: der Indikator sank von –9,1 auf –21,1 Saldenpunkte. Die Beurteilung zur aktuellen wirtschaftlichen Lage bleibt negativ. Zusammen mit einem weniger günstigen, aber immer noch positiven Konjunkturausblick bleibt Lateinamerika in der Aufschwungsphase der ifo Konjunkturuhr (vgl. Abb. 2). Hauptprobleme der Region sind Korruption, eine unzureichende Infrastruktur und fehlende Innovation (vgl. Tab. 1). Argentinien folgt in Bezug auf die Wirtschaftsklimaindikatoren einem ähnlichen Trend wie Brasilien3, allerdings auf einem deutlich niedrigeren Niveau: Nachdem sich die Indikatoren zu Beginn des Jahres gebessert hatten, verschlechterten sie sich nun wieder erheblich. Die aktuelle Wirtschaftslage wurde als sehr schwach beurteilt. Auch die Konjunkturerwartungen lassen auf keine baldige wesentliche Verbesserung der Situation schließen. Die prognostizierte Inflationsrate für 2019 stieg auf 40,0% an, bei der vorherigen Umfrage lag sie noch bei 30,8% (vgl. Abb. 5). Die WES-Experten erwarteten keinen Zinsanstieg mehr innerhalb der nächsten sechs Monate. Den WES-Experten zufolge gibt es weiterhin sehr wenig Vertrauen in die Wirtschaftspolitik der Regierung. Sie berichteten aber auch von einer unzureichenden Nachfrage. Die BIP-Wachstumsrate wurde auf –1,0% geschätzt (vgl. Abb. 7). Das Wirtschaftsklima für Mexiko bleibt genauso gedämpft wie im letzten Quartal. Beide Indikatoren, sowohl für die aktuelle Lage als auch für den Konjunkturausblick, bleiben im deutlich negativen Bereich. Die prognostizierte BIP-Wachstumsrate liegt bei 1,7% (vgl. Abb. 7). Ein hohes Maß an Korruption ist nach Einschätzung der WES-Experten eines der Hauptprobleme Mexikos, aber auch das Vertrauen in die Wirtschaftspolitik der Regierung nehme immer mehr ab. Kolumbien und Peru waren die einzigen Länder Lateinamerikas, in denen der Klimaindikator deutlich anstieg. Die Lageeinschätzungen drehten in beiden Ländern wieder ins Positive. Die Konjunkturerwartungen für Kolumbien bleiben zuversichtlich und für Peru sogar optimistisch. Die Inflationserwartungen liegen unverändert bei 3,8% für Kolumbien und 2,5% für Peru (vgl. Abb. 5). Die erwartete Wachstumsrate für Peru 2019 ist mit 3,9% eine der höchsten der Region. Für Kolumbien liegt die prognostizierte Wachstumsrate etwas niedriger bei 2,9% (vgl. Abb. 7). 

			Das Wirtschaftsklima für die Gemeinschaft Unabhängiger Staaten (GUS) hat sich etwas verbessert, aber bleibt insgesamt negativ bei einem Wert von –9,8 Saldenpunkten. Die Umfrageergebnisse zeigen weiterhin eine schwache wirtschaftliche Lage an und deuten auf keine Besserung in den kommenden Monaten hin (vgl. Abb. 2 und 10.2). Dieses Bild wird stark von den wirtschaftlichen Entwicklungen in Russland beeinflusst, denn das Land macht 80% des gesamten Aggregates aus.4 In der Ukraine verbesserte sich die Lageeinschätzung wieder und befindet sich nun im leicht positiven Bereich. Der Konjunkturausblick trübte sich hingegen etwas ein, und die Experten zeigten sich erneut vorsichtig in Bezug auf die kommenden sechs Monate. Das Wirtschaftsklima in Georgien und Kasachstan verbesserte sich minimal. In beiden Ländern fielen die Lagebewertungen etwas weniger positiv aus als vor drei Monaten. Die Konjunkturerwartungen hingegen hellten sich auf. Die jeweils erwarteten BIP-Wachstumsraten für die Ukraine, Kasachstan und Georgien liegen für 2019 bei 3,0%, 3,2% und 4,3% (vgl. Abb. 7).

			Der Indikator für das Wirtschaftsklima der Länder des Nahen Ostens und Nordafrikas stieg deutlich an, bleibt aber mit –3,8 Punkten im negativen Bereich. Die Experten in den Ländern dieses Aggregats beurteilten die aktuelle Wirtschaftslage besser und waren gegenüber den kommenden Monaten optimistisch gestimmt (vgl. Abb. 2 und 10.2). Der erwartete Ölpreisanstieg im nächsten Jahr, der aus den fortdauernden US-Sanktionen gegenüber den Ölexportierenden Ländern Venezuela und Iran resultiert, könnte für einen wirtschaftlichen Auftrieb in der Region sorgen. Die Inflationsrate wurde mit 7,5% – und damit 2,2 Prozentpunkte höher als in der vorangegangenen Umfrage – angesetzt. Besonders hoch bleibt der Inflationsdruck in Ägypten (vgl. Abb. 5). Hier beurteilten die WES-Experten die wirtschaftliche Lage weniger negativ als vor drei Monaten. Der Konjunkturausblick bleibt unverändert positiv, was darauf hindeutet, dass sich die derzeit insgesamt schwache Wirtschaftslage in den kommenden Monaten verbessern dürfte. In Subsahara-Afrika verbesserte sich das Wirtschaftsklima etwas, und der Indikator stieg von –20,4 auf –4,1 Punkte. Eine bessere Beurteilung der aktuellen Lage sowie ein aufgehellter Konjunkturausblick deuten darauf hin, dass sich die wirtschaftlichen Bedingungen in dieser Ländergruppe verbessern werden. Das am häufigsten zitierte Problem in der Region ist eine unangemessene Infrastruktur (vgl. Tab. 1). In Namibia setzte der Wirtschaftsklimaindikator seine Aufwärtsbewegung fort, da die Befragten weniger pessimistisch über die aktuelle Wirtschaftslage denken. Diese Entwicklung ist auch in Nigeria zu beobachten, wo sich das Wirtschaftsklima deutlich erholte, da die aktuelle Lage sowie der Konjunkturausblick wesentlich positiver beurteilt wurde als noch vor drei Monaten. Die Wirtschaftslage in Simbabwe blieb gegenüber der vorangegangenen Erhebung unverändert schwach. Auch die Konjunkturerwartungen der Experten waren weiterhin pessimistisch und deuteten auf eine weitere Verschlechterung der schwachen wirtschaftlichen Bedingungen hin. 
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Endnoten



			
					1	Im April 2019 hat das ifo Institut zum 144. Mal seine weltweite Umfrage »ifo World Economic Survey« – kurz WES – bei 1 281 Wirtschaftsexperten multinationaler Unternehmen und kompetenter Institutionen in 119 Ländern durchgeführt. Die Aufgabe des WES ist es, vierteljährlich ein möglichst aktuelles Bild über die Wirtschaftslage sowie Prognosen für wichtige Industrie-, Schwellen- und Entwicklungsländer zu liefern. Im Gegensatz zur amtlichen Statistik, die in erster Linie auf quantitativen (in Werteinheiten messbaren) Informationen aufbaut, werden beim WES qualitative Informationen – Urteile und Erwartungen von Wirtschaftsexperten – abgefragt. Während amtliche Statistiken auf internationaler Ebene oft nur mit großen Zeitverzögerungen erhältlich sind, zeichnen sich die WES-Umfrageergebnisse durch ihre hohe Aktualität und internationale Vergleichbarkeit aus. Gerade in Ländern, in denen die amtliche Statistik auf einer unsicheren Datenbasis steht, sind die von Wirtschaftsexperten vor Ort abgegebenen Urteile und Erwartungen von besonderer Bedeutung.

		


			
				
					2	Eine detailliertere Beschreibung von China und Indien findet sich im Abschnitt der BRICS-Staaten. 

				

				
					3	Eine detailliertere Beschreibung von Brasilien findet sich im Abschnitt der BRICS-Staaten.

				

				
					4	Eine detailliertere Beschreibung der Situation in Russland findet sich im Abschnitt der BRICS-Staaten. 

				

			

		


		
			Klaus Wohlrabe und Timo Wollmershäuser

			Gesamtwirtschaftliche Überauslastung nimmt weiter ab

		

		
			Die ifo Kapazitätsauslastung der Gesamtwirtschaft ist im April 2019 auf 88,0% gesunken, von zuvor 88,3% (vgl. Abb. 1).1 Dies ergab eine Auswertung von ca. 7000 Meldungen von Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes, des Bauhauptgewerbes und des Dienstleistungssektors (ohne Handel, Kreditgewerbe, Leasing, Versicherungen und Staat) im Rahmen der regelmäßigen ifo Konjunkturumfragen. Während die Kapazitätsauslastung im Bauhauptgewerbe auf 81,8% zunahm, ging sie im Dienstleistungssektor und im Verarbeitenden Gewerbe auf 90,4 bzw. 85,4% zurück. Letztere fiel auf den niedrigsten Wert seit zwei Jahren. Im Bauhauptgewerbe ist seit 2002 ein kontinuierlicher (durchschnittlicher) Anstieg der Kapazitätsauslastung zu beobachten. 



   			 Abb. 1

		[image: 2019-sd-10-wohlrabe-wollmersh_user-1.png]

		




			Der gesamtwirtschaftliche Auslastungsgrad liegt nunmehr um 2,5 Prozentpunkte über seinem langfristigen Mittelwert und hat seit seinem letzten Höchststand im Januar 2018 um 0,8 Prozentpunkte abgenommen (vgl. Abb. 2). Nach dem konjunkturellen Boom, der seinen Höhepunkt Anfang 2018 erreichte, kühlt sich damit die deutsche Wirtschaft allmählich ab und befindet sich am Beginn einer Abschwungsphase (vgl. Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose 2018, Abschnitt 5, für eine Definition der Phasen des Konjunkturzyklus).
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Endnoten

			
				
					1	Die Berechnung der gesamtwirtschaftlichen Kapazitätsauslastung wird ausführlich in Wohlrabe und Wollmershäuser (2017) beschrieben.
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Internationale Migranten nach Geschlecht und Bildungsabschluss (2010/2011)
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Steueraufkommen im Verhaltnis zum Bruttoinlandsprodukt
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Internationale Migranten nach Geschlecht und Altersgruppen (2010/2011)
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ifo World Economic Survey - »Heatmap« 2
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Quelle: ifo World Economic Survey (WES) 11/2019. o Institut
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Steueraufkommen, Prognose des Arbeitskreises »Steuerschitzungenc in Mrd. Euro®

2018 2019 2020 2021 2022 2023
Oktober 2018 7153 804,6 8412 8752 907,4 940,7
Mai 2019 7763 7937 818,0 847,0 8778 9084
Abweichungen insgesamt 10 -10,9 -232 -282 -29,7 -323
Rechtsanderungen -50 -10,7 -11,7 -115 -116
Schétzabweichung® 1,0 -59 -12,5 -165 -182 -20,7

“Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen.  Aus gesamtwirtschaftlichen Griinden.

Quelle: BMF (2018; 2019).
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Steueraufkommen im Jahr 2018 im Vergleich zur Schatzung vom Oktober 2018
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Ergebnisse der Steuerschitzung vom Mai 2019°

Steuereinnahmen realisiert Prognose Mai 2019

in Mio. Euro 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023
Gemeinsch. Steuern 538817,0 566941,6 | 584031 605950 631150 658600 685900
Lohnsteuer 1955237 2082309 | 219350 229550 241950 255050 268750
Veranl. Einkommensteuer 59428,2 604154 60200 60950 63400 66750 70350
Nicht veranl. St. v. Ertrag? 20918,1 23176,0 24120 22500 23200 25150 25900
Abgeltungsteuer 73331 68934 4731 4650 4750 4850 4900
Kérperschaftsteuer 292589 334254 32730 33700 35000 35900 36800
Steuern vom Umsatz 2263550 2348005 | 242900 254600 262850 270900 279200
Bundessteuern 99933,6  108586,3 | 108642 109635 110858 112131 113414
Energiesteuer 410223 408816 40250 40250 40250 40250 40200
Tabaksteuer 143988 143390 14260 14170 14090 14010 13930
Branntweinsteuer 20936 21327 2130 2130 2130 2130 2130
Alkopopsteuer 20 25 2 2 2 2 2
Schaumweinsteuer 367,9 317,7 315 313 £l 369 367
Zwischenerzeugnissteuer 166 175 18 18 18 18 18
Kaffeesteuer 1057,4 10366 1045 1045 1045 1045 1045
Versicherungsteuer 13269,3 137788 14130 14500 14870 15250 15640
Stromsteuer 69439 6858,0 6650 6650 6650 6650 6650
Kraftfahrzeugsteuer 8947,7 9047,0 9150 9210 9260 9300 9340
Luftverkehrsteuer 11205 11868 1230 1285 1320 1355 1390
Kernbrennstoffsteuer -72619 -04 -05 0 0 0 0
Solidaritatszuschlag 179533 18926,7 19400 20000 20850 21750 22700
Sonstige Bundessteuern 05 00 0 0 0 0 0
Pauschal. Einfuhrabgaben 16 18 2 2 2 2 2
Lindersteuern 222050 239125 25136 26065 26237 26408 26579
Vermégensteuer 02 -0,1 0 0 0 0 0
Erbschaftsteuer 61137 68131 6633 6765 6900 7035 7170
Grunderwerbsteuer 131392 140830 15440 16200 16200 16200 16200
Rennwett- u. Lotteriesteuer | 18369 1894,0 1938 1969 2000 2030 2060
Feuerschutzsteuer 450,9 467,1 475 486 497 508 519
Biersteuer 664,2 655,3 650 645 640 635 630
Sonstige Landersteuern 00 00 0 0 0 0 0
Gemeindesteuern 68494,7 717655 71125 71476 73752 75528 77304
Gewerbesteuer 52872,0 558524 55000 55200 57300 58900 60500
Grundsteuer A 404,0 405,4 404 403 402 401 400
Grundsteuer B 135614 137973 13975 14100 14250 14400 14500
Grunderwerbsteuer 00 00 0 0 0 0 0
Sonstige Gemeindesteuern 1657,2 17103 1746 1773 1800 1827 1854
Zélle 5062,6 5057,1 4800 4900 5000 5100 5200
Steuern insgesamt 734512,9  776262,9 | 793734 818026 846997 877767 _ 908397

*Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen *Ohne Abgeltungsteer auf Zins- und Veruberungserirage.

Quelle: BMF (2019).
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ifo Kapazitatsauslastung der Gesamtwirtschaft
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Bruttoinlandsprodukt und Steueraufkommen®
Verénderung gegeniiber Vorjahr in % (in jeweiligen Preisen)

| 2018 2019 2020 2001 2022 2023
Bruttoinlandsprodukt, Prognose der Bundesregierung
Oktober 2018 35 38 37 32 32 32
April 2018 38 28 35 30 30 30
Differenz -02 -10 -02 -02 -02 -02
Bruttoinlandsprodukt, Prognose der Gemeinschaftsdiagnose
September 2018 33 39 38 33 31 27
Mérz 2019 33 32 4,0 33 29 26
Differenz -0.1 -08 02 00 -02 -0l
Steueraufkommen, Prognose des Arbeitskreises »Steuerschétzungen«
Oktober 2018 55 38 45 2,0 37 37
Mai 2019 57 23 31 35 36 35
Differenz 01 -15 -15 -05 00 -02

+Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen.

‘Quelle: BMF (2018; 2015); BMF und BMWi (2018; 2015); Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose (2018; 2019); Berechnungen des ifo Instituts.
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Inflationserwartungen der WES-Teilnehmer fir 2019 und in fiinf Jahren (2024)
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* ZurBerechnung der Angaben fur diese Landergruppen wird als Gewichtungsfaktor das jeweilige kaufkrafibereinigte Brutioinlandsproduktder
einzelnen Lander verwendet (Datenbasis des IWF World Economic Outlook
Quelle: ifoWorld Economic Survey (WES) 11/2019. ©ifo Institut
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ZUR DISKUSSION GESTELLT
Die Zukunft Europas gestalten

Der européische Einigungsprozess ist ins Stocken geraten. Die wirtschaftliche Entwicklung in den Landern der
Européischen Union geht auseinander. Die Unzufriedenheit mit der EU nimmt vielerorts zu. Populistische und
nationalistische Parteien gewinnen an Einfluss. Zudem steht die Européische Union heute vor deutlich gréReren
Herausforderungen als noch vor einigen Jahren: Die Eurokrise, die Migrationskrise, der Klimawandel, der Brexit
und ein verandertes internationales Umfeld durch den Riickzug der USA und der angestrebten Fiihrungsrolle
Chinas in Wirtschaft und Technologie verlangen neue Lésungsansatze. Europa muss sich in der veranderten Welt
neu positionieren. Die Europawahl bietet die Chance fiir eine Neuorientierung:

Die Reform der Europdischen Wahrungsunion muss weitergehen
Clemens Fuest

Die Eurozone ist nach wie vor fragil und krisenanfallig, deshalb gehort die Reform der Europaischen Wahrungs-
union zu den wichtigsten Herausforderungen. Reformen fiir die Eurozone sollten Versicherungselemente und
Marktdisziplin gleichzeitig stérken. Ein solches Reformkonzept umfasst unter anderem eine Verpflichtung zur
Eigenkapitalunterlegung von Klumpenrisiken in Staatsanleihen, das Ersetzen der Defizitregel durch eine Aus-
gabenregel, kombiniert mit der Einfithrung von nachrangigen Staatsanleihen (Accountability Bonds) zur Regel-
durchsetzung und eine fiskalische Kapazitat, die Mitgliedstaaten unterstiitzt, die von groBen ékonomischen
Schocks getroffen werden.

Auf dem Weg zur Sozialunion?
Andreas Peichl und Mathias Dolls

In den vergangenen Jahren sind verschiedene Initiativen zur Stirkung des »sozialen Europas« verfolgt worden.
Eine Angleichung oder Zentralisierung nationaler Sozialpolitiken ist jedoch aus Griinden der Subsidiaritat nicht
erstrebenswert. Die Europaische Kommission sollte im Rahmen des Européischen Semesters weiterhin eine bera-
tende Rolle einnehmen, jedoch sollten Reforminitiativen aus den Mitgliedstaaten selbst kommen.

Brauchen wir eine aktive européische Industriepolitik?
Oliver Falck

Die Forderung nach der Schaffung europaischer Champions, die Férderung einzelner Technologien oder die Ein-
fithrung einer europaischen Digitalsteuer sind falsche Antworten auf die Herausforderungen des sich verandern-
den Wettbewerbs. Die EU sollte sich vielmehr fiir MaRnahmen zur Marktsffnung und Reziprozitét einsetzen und
internationale Wertschépfungsketten durch Handelsabkommen sichern.

‘Wunsch und Wirklichkeit - die langfristige Klimastrategie der Européischen Union
Karen Pittel

Aktuellen Schatzungen zufolge kénnte die EU ihr Klimaziel von 20% Emissionsminderung bis 2020 erreichen. Um
allerdings Treibhausgasneutralitat bis 2050 zu erreichen, miissen weitere MaRnahmen ergriffen werden. Notwen-
digist eine umfassende Bepreisung von Treibhausgasemissionen der bisher nicht vom EU-Emissionshandelssys-
tem erfassten Emissionen und negative Emissionen, die aus der Schaffung von CO,-Senken oder dem Einsatz von
cCS-Technologien zur CO,-Abscheidung und -Speicherung resultieren.

Migration von Arbeitskriften und Integrationspolitik: Was kann und sollte Europa tun?
Panu Poutvaara

Die Alterung der Bevélkerung ist eine groRe Herausforderung fiir die Europaische Union. Kurz- und mittelfristig
stellt die internationale Migration eine Lésung dar. Durch ein zweigleisiges Zuwanderungssystem, das aus einem
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Durchschnittliche interregionale Glattungseffekte einer Arbeitslosenriickversicherung

Trigger: 1p.p. Trigger: 2p.p.
Interreg Intertemp Overall Interreg Intertemp Overall
Belgien 0 0 0 0 0 0
Deutschland 17 18 35 0 0 0
Estland 20 21 41 20 21 41
Finnland 24 2 50 0 0 0
Frankreich 21 23 44 0 0 0
Griechenland 16 18 34 15 17 E?)
Irland 21 2 43 24 25 49
Italien 15 16 30 15 16 E?)
Lettland 23 25 41 25 27 53
Litauen 21 23 44 23 25 48
Luxemburg 2 25 49 0 0 0
Malta 0 0 0 0 0 0
Niederlande 20 2 2 0 0 0
Osterreich 2% 25 49 0 0 0
Portugal 19 21 40 18 19 37
Slowakei 15 17 ) 15 17 E?)
Slowenien 20 21 40 0 0 0
Spanien 21 2 45 23 2 49
Zypem 24 2 49 21 23 45
Eurozone 19 18 20 38 10 1 2

"Die Tabelle zeigt durchschnittliche interregionale Glattungseffekte ciner Arbeitslosenrickversicherung (Spalten =Interrege) sowie durchschittiche intertemporale
Glattungseffekte (Spalten »Intertempe) einer durchschnittlichen nationalen Arbeitslosenversicherung in der Eurozone fur Schwellenwerte von 1 baw. 2 Prozentpunkten
in der Aktivierungsregel (-Trigger: 1 p.p.c und »Trigger: 2 p.p.c)

Quelle: Dol (2019).





